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Zu diesem Heft 


Über den Verfassungsschutz erfahren win jet aus den Zeit 

daß er Leute für Aapionageverdächtig hade? a zu Here , 
dern Schreibmaschine schreiben. Wenn es also in Zukunft bei einem 
von una in der Telefonleitung knackt, wissen win Jetzt wenigstens, 
warum. 

Inotz unseres großen Bemühens um Aktualität wurden win aber von 
den Nachrichten aus Lateinamerika dieses Mal regelnecht übennollt, 


von dem schweren Endbeben in Mexiko. Gleichzeitig wind die Ver- 
hängung des Belagerungszustandes in Bolivien gemeldet, Er ist die 


über eine Wahnsinnsinflation, eine schwere Wahlniederlage der 
Linken, ein hartes Austenitätspnogramm der neuen Regierung und 
einen sehn kümpfernischen Generalstneik hochgeschaukelt hat. Jetzt 
stehen die bürgerliche Demokratie, die Macht der Gewerkschaften 
und das pure Überleben der Arbeiter und Bauern gleichzeitig auf 
Fi ee h unserer Redaktion ist in La Paz. 
er Pos lelefon stehen dont still. ich Ö 
ai ee LU, Im nächsten Heft können 
us Buenos Aires schreibt fün uns enblicklich eine Redakteurin 
als Konnespondentin, Sie hat ellenurcn die Stnafanträge ji Miti- 
tänpnogeß (Lebenslänglich Zuchthaus für Genenal Videla und vier 
andere aus der großen Mörderbande) nicht mehr in Ahnen Bericht 
aufnehmen können. Angentiniens Präsident Alfonsin wurde in Bonn 
als Demoknak und Aatandhaften Zinsenzahler gefeiert, von den selben 
Leuten, die noch von kurzem Videla & Co als Verteidiger der Demo- 
knatie gepniesen haben, Abgefahren ist Alfonsin mit leeren Händen. 
Wenn AÄngentinien Fleisch oder Weizen expontienen will, um seine 
Schulden Zu bezahlen, sind immer schon die Eunopden da, um die 
Überschüsse aus ihrer subventionierten Produktion zu Dumpingprei- 
sen auf den Markt zu werfen. Nicht einmal in den angentinischen 
Steakhäusenn können wir den Angen£inienn helfen, ihre Schulden 
zu bezahlen. Sie sollten es denn auch lassen. 


Das Pnesse- und Informationsamt den Bundesregierung hat uns diesen 


Tage Besuch aus Chile zugeführt: sechs Jowinalisten den neaktio- 
närsten Zeitungen. Ihre erste Frage an uns galt Afghanistan, Was 
wir danüber berichten würden? Wir wunderten uns üben die Geogna- 
phiekenntnisse diesen aggressiven Leute. Aber der Sache nach hät- 
ten win keine Probleme, uns mit der Situation der Menschenrechte 
in Afghanistan zu beschäftigen. Unsere Anbeitskraft und unsere 
deit haben Grenzen, aben unser Denken und unsene Solidarität hö- 
ren nicht irgendwo auf. Deshalb demonstrieren win ja auch wie un- 
a; lesen in diesen Tagen für Freiheit und Gleichheit in Süd- 
afrika. 
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Folterer — 
Verurteilung und Amnestie in einem Atemzug? 


Am 15. August ging mit den Aussagen der Zeugen über Entfüh- 
rungen und Morde an Angestellten des Hospitals Posadas der 
erste Teil des Prozesses gegen die neuen Kommandanten der 
ersten drei Militärjuntas der Diktatur (1976 - 1983) zu Ende. 
An 77 Prozeßtagen haben 900 Zeugen ausgesagt: Ihre Aussagen 
füllen 10'000 Aktenseiten. Im September trat mit dem Plädoyer 
von Staatsanwalt Strassera und den folgenden Plädoyers der 
Verteidigung der Prozeß in seine zweite Phase. 

Die Strategie der Anklage in der ersten Prozeßphase bestand 
darin, zu beweisen, daß die neun Juntamitglieder nach Art. 
45 des Strafgesetzes schuldig sind, indem sie durch Ausnutzung 
ihrer Machtstellung andere zu Straftaten veranlasst haben. 
Dem Staatsanwalt ist es sicher gelungen, diesen Beweis zu 
erbringen. Aber genau in dieser Strategie liegt eine Gefahr, 
daß ein Urteil gegen die Juntamitglieder implizit zu einer Am- 
nestie der übrigen Mörder und Folterer führen wird. In den 
letzten Prozeßtagen wurde in der argentinischen Presse heftig 
über einen 'Punto Final'!', einen Schlußstrich unter die Ver- 
gangenheit diskutiert. Es erscheint zwar sehr unwahrschein- 
lich, daß die Regierung Alfonsin tatsächlich ein Amnestie-Ge- 
setz verabschieden wird, aber nach Aussagen der Mütter der 
Plaza de Mayo und anderer Menschenrechtsorganisationen ist 
es wahrscheinlich, daß durch eine Konstruktion, die in etwa 
dem "Befehl ist Befehl ‚und sie konnten sich nicht weigern" 
entspricht, zwar die Juntamitglieder für eine Weile ins Ge- 
fängnis wandern werden, es aber keine weiteren Prozesse ge- 
ben wird. 


Bei der wöchentlichen Demonstration der Mütter vor der Casa 
Rosada wandte sich die Präsidentin der Mütter heftig gegen 
diese Möglichkeit: "Wenn nach einem Banküberfall die Verbre- 
cher vor Gericht gestellt werden, dann macht man nicht nur 
dem den Prozeß, der sich den Überfall ausgedacht hat, son- 
dern auch denen, die ihn ausgeführt haben. - Prozeß und 
Strafe für alle Schuldigen!" Die Madres werfen Alfonsin vor, 
mit den Militärs eine Verabredung getroffen zu haben, um den 
Übergang zu einer zivilen Regierung zu ermöglichen: Wenn 
sich die Militärs in die Kasernen zurückzögen, würde es keine 
umfassende Bestrafung und Säuberung der Streitkräfte geben. 
Sicher ist, daß Alfonsin ständig darum bemüht ist, ein gutes 
Verhältnis zu den Streitkräften herzustellen. Mit großem Pro- 
pagandaaufwand besucht er verschiedene Militärbasen, lässt 
sich bei "kameradschaftlichen Treffen mit Offizieren" fotogra- 
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fieren und setzt sich auch schon mal in einen Panzer. Die 
Institution Streitkräfte soll um jeden Preis vor weiterem Scha- 
den bewahrt werden, eine Diskussion um die institutionelle 
Verantwortlichkeit der gesamten Streitkräfte für die Repression 
findet fast nicht statt. 


= Sl 
Viola und Videla auf dem Gipfel ihrer Macht 


Politische Gefangene — wie lange noch? 


Immer noch sitzen in zwei argentinischen Gefängnissen 14 po- 
litische Gefangene, die schon während der Militärdiktatur in- 
haftiert waren (vgl. LN 128, 131, 137). Zu diesen 14 kamen 
drei neue hinzu: Eduardo Firmenich, Ex-Chef der Guerillaor- 
ganisation der Montoneros, Obregon CGano, früherer Gouverneur 
und während der Diktatur Mitglied der Montoneros sowie der 
ehemalige Führer der Bauernligen (Ligas Agrarias) Lovey, 
dem ebenfalls Mitgliedschaft bei den Montoneros vorgeworfen 
wird. 


Am 30. September 1984 hatte der Senat ein Gesetz verabschie- 
det, das von dem Senator Napoli und anderen eingebracht 
wurde, um die Freilassung der 14 Gefangenen der Diktatur 
zu ermöglichen. Während die Mehrzahl der Gefangenen durch 
ein früheres Gesetz freikam, das die doppelte Anrechnung der 
Straftage wegen 'verschärfter Haftbedingungen' vorsah, sind 
diese 14 zu lebenslänglicher Haft verurteilt, bzw. noch nicht 
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lange genug in Haft, um dadurch freizukommen. Das von Sena- 
tor Napoli vorgelegte Gesetz erlaubt es nun dem Richter, unter 
Berücksichtigung der Umstände eine Freilassung zu verfügen. 
Aber bisher sieht sich das Abgeordnetenhaus nicht in der 
Lage, das Gesetz zu behandeln. Aus unterschiedlichsten poli- 
tischen Motiven weigern sich die Mehrheitsfraktionen, das Ge- 
setz zu verabschieden. Die Zeit drängt, denn Ende September 
endet die Legislaturperiode für ein Drittel der Abgeordneten. 
Wenn das Gesetz bis dahin nicht verabschiedet ist - was kei- 
ner glaubt - dann muß es in der neuen Legislaturperiode er- 
neut vom Senat eingebracht werden, was angesichts des kom- 
plizierten Verfahrens und der Notwendigkeit einer Gerichtsver- 
handlung bedeutet, daß die Gefangenen noch mindestens ein 


Jahr im Gefängnis verbringen müssen. 


Ich hatte die Möglichkeit , die einzige weibliche Gefangene, 
Hilda Cuesta Navaca, im Gefängnis von Ezeiza zu besuchen. 
Dabei fragte ich sie, warum die Gefangenen nicht eine sofor- 
tige Amnestie verlangen. Die Antwort: "Eine Amnestie für uns 
wäre nur das Alibi dafür, auch die Militärs zu amnestieren. 
Dann hieße es: Wir amnestieren die Subversiven und die Mili- 
tärs." Die Gefangenen fordern die schnelle Verabschiedung des 
Gesetzes Napoli, haben aber wenig Hoffnung, daß das möglich 
ist. 

Das Gesetz Napoli findet dagegen keine Anwendung suf die 
drei 'neuen'! politischen Gefangenen Obregon Cano, Firmenich 
und Lovey. Sie werden vor Gericht gestellt, bzw. haben be- 
reits laufende Verfahren. Die Menschenrechtsorganisationen 
sind in der Frage dieser Gefangenen unterschiedlicher Mei- 
nung. Die Angehörigen der aus politischen Gründen Inhaftier- 
ten und Verschwundenen fordern die Freilassung aller Gefan- 
genen, da - auch wenn man die Aktionen der Guerilla der 
70er Jahre verurteilt - der Kampf der Guerilla nicht mit der 
Repression der Militärs zu vergleichen ist. Im Büro von Ser- 
vicio Paz y Justicia (Dienst für Frieden und Gerechtigkeit) 
dagegen neigt man eher zu der Forderung nach einem fairen 
Verfahren. 


Aus der Inhaftierung der drei entsteht vor allem für viele 
Exilierte ein Problem. Botschafter Solari Yirgoyen hatte vor 
einiger Zeit alle Exilierten aufgefordert, nach Argentinien zu- 
rückzukehren. Nun ist aber bekannt, daß Richter Ponce, der 
für diese Verfahren zuständig ist, eine Liste weiterer Namen 
hat, deren Träger bei ihrer Rückkehr möglicherweise verhaftet 
werden können. Dazu muß man wissen, daß Richter Ponce als 
einer der Richter gilt, die eng mit der Repression zusammen“ 
gearbeitet haben und der von der Doktrin der Nationalen Si- 
cherheit überzeugt ist. Ein Mitarbeiter der "Familiares" frag- 
te in einem Interview:"Wie kann man unter diesen Umständen 
die Exilierten ehrlichen Herzens auffordern zurückzukehren?" 


Wieder ein Generalstreik 


Am 29. August 1985 fand der dritte Generalstreik seit der 
Amtsübernahme von Präsident Alfonsin im Dezember 1983 statt. 
Trotz großer Skepsis ım Vorlauf des Streiks wegen der inter- 
nen Auseinandersetzungen in der CGT wurde der Streik relativ 
gut befolgt, Aber das Problem, das sich schon bei den letzten 
beiden Generalstreiks zeigte, ist nicht gelöst: Die Gewerk- 
schaften haben der Wirtschaftspolitik - abgesehen von ihrer 
Präsenz auf der Straße - wenig entgegenzusetzen. Nach dem 
29. 8. scheinen sich die Fronten eher verhärtet zu haben 
die Regierung setzt auf ihre Erfolge in der Inflationsbekäm- 
pfung, die ihr vor allem in den Mittelschichten erneut Zustim- 
mung eingebracht haben. 


Im Juli beschloß die Führungsspitze der CGT einen General- 
streik für den 29. August auszurufen, falls die Regierung sich 
weiterhin weigere, auf die Forderung der Gewerkschaft nach 
Lohnerhöhung einzugehen. Die Reallöhne sind seit Januar die- 
ses Jahres um 23% gefallen. Die Einfrierung von Löhnen und 
Preisen im Zuge des 'Plan Austral' (vgl. LN 140, S. 9 ff} 
bewirkte zwar tatsächlich ein Sinken der Inflationsrate (im 
Juli lag sie "nur" noch bei 6,1%), aber die Löhne wurden im 
Juli und August überhaupt nicht angehoben. 


Der "Schock" des 'Plan Austral' führte zu einem erheblichen 
Produktionsrückgang in der Industrie, verbunden mit Kurzar- 
beit, Betriebsstillegungen und Entlassungen. In Gran Buenos 
Aires sollen allein im Juli 6'000 Menschen entlassen worden 
sein (eine Zahl, bei der man nicht genau weiß, wie sie er- 
rechnet wurde). Die Regierung bestreitet das Ansteigen der 
Arbeitslosigkeit und bleibt bei ihrer Angabe von 300'000 bis 
350'000 Arbeitslosen, das sind 3,5% der ökonomisch aktiven 
Bevölkerung. Das INDEC (statistisches Institut) spricht dage- 
gen von 6,5% im Läandesdurchschnitt, die CGGT von über 7%, 
Der Staat zahlt im Prinzip eine Art Arbeitslosenunterstützung 
für ein halbes Jahr. Die ist allerdings so gering (30 Austral 
monatlich für Familien, Alleinstehende bekommen nichts, bei 
einem durchschnittlichen Warenkorb von 311 Austral) und mit 
einem riesigen bürokratischen Aufwand verbunden, daß nach 
letzten Angaben nur 150'000 Personen überhaupt die Unter- 
stützung bekommen. 


Die strikte Weigerung der Regierung Alfonsin, die Einfrierung 
der Löhne aufzuheben und ein Programm zur Reaktivierung 
der Produktion durchzuführen, veranlasste die GGT zum Gene- 
ralstreik. Dieser Entschluß blieb aber nicht unumstritten. 
Während einer der vier Generalsekretäre, Saul Ubaldini, von 
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Anfang an für den Streik eintrat, setzten sich Lorenzo Miguel, 
der Chef der mächtigen Metallgewerkschaft UOM und ues ‚Ge- 
werkschaftsflügels der peronistischen Bewegung ("62 Organisa- 
tionen") und Jorge Triaca, Generalsekretär der CGT und Chef 
der Gruppe "Gestion y Trabajo" (eine sehr unternehmerfreund- 
liche Gewerkschaftsgruppierung) für Verhandlungen eın, die 
bei dem geringsten Erfolg zur Aufhebung des Streiks führen 
sollten. Da aber die Regierung - wohl vor allem angesichts 
der bevorstehenden Nachwahlen zum Kongress = hart blieb, 
mobilisierten letzlich auch die Gruppen um Miguel und Triaca 
für den Streik. 


Für die harte Haltung fand die Zeitschrift 'E] Periodista' fol- 
gende Argumente: . 
"_ Diese Art von Mobilisierung ist eine Art Katharsis für die 
von der Verarmung betroffenen Teile der Bevölkerung. Die 
durch den Streik erreichte Entspannung erlaubt dann der Re- 
gierung zu einer Art Konsens zu ihren Bedingungen zu kom- 
men. 

- Der Streik gibt der regierenden UCR die Möglichkeit, zwei 
Monate vor den Wahlen genauer die Stärke der Opposition ein- 
zuschätzen, und in der Wahlkampagne auf die entsprechenden 
Bevölkerungssektoren einzugehen." (EL Periodista, 23.-29.8.85) 


Vor dem Streik überwog eine eher pessimistische Einschätzung 
des Erfolges und der Streikbeteiligung: 
"Folgendes sind Pro und Contra, die über Erfolg oder Schei- 
tern des Streiks entscheiden: 

- Mehr als 700'000 Arbeiter sind arbeitslos oder unterbeschäf- 
tigt. Die Arbeitslosenrate ist die höchste in den letzten 20 
Jahren. Verschiedene Studien errechnen ein Sinken des Real- 
lohns zwischen 18 und 29 % im Verlauf dieses Jahres. Der Wa- 
renkorb für eine Durchschnittsfamilie kostet etwas mehr als 
300 Australes, während der Minimallohn bei 70 Australes liegt. 
- Trotzdem ist die Unterstützung des Wirtschaftsplanes der 
Regierung durch die Bevölkerung immer noch mehrheitlich und 
nimmt nicht ab. 

- Die Forderung nach einem Moratorium in der Bezahlung der 
Auslandsschulden zieht nur die Mehrheit der Linken an. 

Das Kalkül favorisiert die Regierung."(El Periodista, 23.-29.8.85) 


29. 8., 11 Uhr, Zentrum von Buenos Aires. Um diese Zeit soll 
der Generalstreik beginnen. Noch ist nichts zu bemerken, Ger 
schäfte und Banken haben wie üblich geöffnet. Es wird sich 
später zeigen, daß der Streik im Handel und bei den Banken 
tatsächlich kaum befolgt wurde. Dagegen lagen die großen 
Unternehmen in den Außenbezirken von Buenos Aires ziemlich 
lahm. Auch die großen Tageszeitungen wurden zum Teil be- 
streikt, doch konnten die leitenden Angestellten und der ver- 
bliebene Teil des Personals nicht nur die Zeitungen des fol- 
genden Tages, sondern sogar die Spätausgabe des Streiktages 
herausbringen. 


9 


An der Avenida 9 de Julio, der breitesten Straße des Landes 
(über 100 m breit), steht das Gerüst der Rednertribüne. An 
den Lampenmasten hängen Transparente, die die Anwesenheit 
verschiedener Gewerkschaftsgruppierungen und Parteien ver- 
künden. Schon kurz nach 11 Uhr finden sich die ersten Kund- 
gebungsteilnehmer ein. Die Kundgebung soll um 15 Uhr statt- 
finden. Aus den diversen Lautsprechern plärren modische 
Schlager, dazwischen Tangos. Würstchenverkäufer bereiten sich 
auf das Geschäft vor. Am nächsten Tag philosophiert eine Ta- 
geszeitung über das schlechte Geschäft, das sie gemacht haben. 
Angesichts der leeren Taschen der Arheiter hatten sie die 
Nachfrage nach Churizos erheblich überschätzt. 


Vor dem Gewerkschaftslokal der Druckergewerkschaft versam- 
meln sich ca. 200 Mitglieder. Einige diskutieren über Sinn 
und Unsinn dieses Streiks. Sie sind sehr pessimistisch, daß 
er etwas bringen wird. Vor allem sei die Mobilisierung sehr 
schlecht gewesen. "Man kann doch nicht einen Generalstreik 
ausrufen und dann geht der Triaca her und will ihn gleich 
wieder abblasen." - "Wir müssen der Regierung zeigen, daß 
sie nicht mit uns machen kann, was sie will." - "Die Streite- 
reien in der CGT vor dem Streik waren schlecht. Aber egal 
was passiert, wenn die CGT ruft, werden wir kommen." 


Vor einem Jahr hat in der Druckergewerkschaft die oppositio- 
nelle Liste des "historischen Führers" der Drucker, Raimundo 
Ongaro, den Bürokraten die Führung in sauberen Wahlen ab- 
genommen. Die Drucker gelten schon lange als die "Linksaußen" 
der Gewerkschaftsbewegung. Aber angesichts der Krise in der 
Druckindustrie verliert die Gewerkschaft ständig Mitglieder. 
Viele Drucker trauen sich nicht zu streiken, aus Angst, ihren 
Arbeitsplatz zu verlieren. 


Die Kundgebung beginnt mit der Nationalhymne, die nahtlos 
in die "Marcha Peronista" übergeht. Dann die Durchsage: "Auf 
dem Platz sind über 300'000 Arbeiter und Arbeiterinnen!" Am 
nächsten Tag hat die Presse ca. 100'000 gezählt, der Presse- 
sekretär der Drucker schätzt, daß wenn die CGT 300'000 zählt, 
ca. 200'000 da sein werden. Ein Fanfarensignal verkündet die 
Schweigeminute für die Ermordeten und Verschwundenen Ge- 
werkschafter: es herrscht tatsächlich Totenstille auf dem 
Platz. 


Der Generalsekretär der CGT, Osvaldo Borda, verliest die 
Wirtschaftsforderungen der CGT: Moratorium der Rückzahlung 
der Schulden, Lohnerhöhungen, Programm zur Reaktivierung 
der Produktion, Förderung des Wohnungsbaus, Förderung der 
Exporte, Schutz der nationalen Industrie. Danach die Rede 
von Ubaldini, der mit "Saul querido - el pueblo estä con 
tigo" ("Lieber Saul, das Volk ist mit Dir") empfangen wird. 
Seine Rede ist kaum zu verstehen, aber alle zwei Sätze wird 
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er von Applaus unterbrochen. Ich scheine in einer nicht sehr 
repräsentativen Gruppe zu stehen. Hier herrschen Witzeleien 
vor: Ubaldini sei ein "LLoron", ein Heuler, weil seine Stimme 
immer so klingt, als würde er gleich anfangen zu weinen. 
Von den Bürokraten sei er noch der erträglichste, aber eben 
ein Bürokrat. 


Wenige Tage nach dem Generalstreik haben sich die Rn 
zwischen Regierung und CGT weiter verhärtel. Die CGT ste N 
Bedingungen für ihre Rückkehr an den Verhandlungstisch mi 
Regierung und Unternehmern: Lohnerhöhungen, Rückgabe der 
- staatlich verwalteten - Sozialwerke an die Gewerkschaften, 
Annulierung des Gewerkschaftsgesetzes der Diktatur, das in 
wichtigen Teilen immer noch gültig ist. 


Die Regierung setzt zwei Gesetzesprojekte dagegen: sie wu 
nun noch im September ein "Gesetz über die Berufsverbände 
{ley de asociaciones profesionales) und ein Gesetz über die 
Sozialwerke im Kongreß einbringen, ohne diese Gesetze vorher 
mit den Gewerkschaften auszuhandeln. 


DIE LANGE AGONIE DES PERONISMUS 


Mit diesem Schachzug nutzt die Regierung die Schwäche der 
peronistischen Opposition bei den bevorstehenden Wahlen aus. 
Zwar werden der Radikalen Partei Verluste vorausgesagt, aber 
sie wird mit Abstand die größte Partei bleiben. 


Das hat sie wohl nicht zuletzt der Krise des Peronismus zu 
verdanken, der weiterhin in Spaltung begriffen ist. Nachdem 
im Juni in La Pampa ein Wiedervereinigungskongress stattge- 
funden hatte, bei dem die Erneuerer (renovadores) sich mit 
dem rechten Flügel um Herminio Iglesias vorübergehend einig” 
ten, brach der Konflikt erneut aus, als es darum ging, ıN 
der Hauptstadt die Listen für die Kongresswahlen festzulegen. 
Dieser Konflikt ist ein anschauliches Beispiel für das Demo- 


kratieverständnis in der Justizialistischen Partei. 


Zunächst legten die Wahlkommissionen (samt und sonders mit 
Anhängern von Iglesias besetzt) fest, dass jede Liste, die 
bei den Parteiwahlen kandidieren will, die Unterschriften von 
10% der Mitglieder vorlegen muß, was eine wahnsinnig ‚hohe 
Zahl ist, da noch lange nicht jeder, der eıne Liste wählt, 
bereit ist, sie durch seine Unterschrift zu unterstützen. Bei 
der Auszählung stellte sich dann = wie nicht anders zu er- 
warten war - heraus, daß die einzige Liste, die zugelassen 
werden konnte, die von Iglesias war. Daraufhin beschloß die 
Parteiführung von Buenos Aires, die Wahlen gleich ganz sein 
zu lassen. Um die Opposition der "renovadores" ZU besänfti- 
gen, schlug der Boss des Gewerkschaftsflügels, Lorenzo Miguel, 
eine "Luxusliste" (lista de lujo) mit Kandidaten aller Fraktio- 
nen unter der Führung von Italo Luder vor, auf der auch 
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der beliebte CGT-Chef Saul Ubaldini für ein Abgeordnetenman- 
dat kandidieren sollte. Luder winkte ab, Ubaldini hielt sich 
bedeckt. 


Alle Verhandlungen blieben ergebnislos, Zur Überraschung der 
meisten Beobachter blieb der Führer der renovados, Cafiero, 
hart. Er ist nicht bereit, mit Iglesias zu paktieren und grün- 
dete deshalb eine eigene Wahlfront, so daß nun - mit aller 
Wahrscheinlichkeit - zwei peronistische Listen zu den Wahlen 
antreten werden. Kuriosum am Rande: Beide zerstrittenen pero- 
nistischen Listen streiten sich um den selben Namen: FREJULI 
- Frente Justicialista de Liberacion, der traditionelle Name, 
mit dem die Peronisten unter Campora 1973 einen triumphalen 
Wahlerfolg erzielten. Nun müssen Gerichte entscheiden, wer 
den Namen rechtmäßig benutzen darf. 


Dieser notwendige - Streit innerhalb des Peronismus führte 
zu katastrophalen Wahlprognosen für die Peronisten: Die 
pessimistischste Schätzung besagt, daß sie möglicherweise un- 
ter 15% sinken werden. Der Nutznießer der Krise des Peronis- 
mus ist der. Partido Intransingente unter Oscar Alende, der 
derzeit viele enttäuschte Peronisten anzieht. Ein Satz, den 
man im Augenblick oft hören kann, lautet: "Ich bin Peronist/in, 
aber diesmal wähle ich den PI." Optimisten geben dem PI, 
der bei den letzten Wahlen weniger als 5% der Stimmen hatte, 
sogar die Chance, die Peronisten zu überflügeln. Noch ist aber 
doch offen, ob sich die Peronisten nicht doch noch zusammen- 
raufen, und es ist keineswegs sicher, ob nicht doch ein gro- 
ßer Teil der Peronisten letzlich die eigene Partei wählen wird. 
Der PI profiliert sich vor allem mit der Forderung nach einem 
Moratorium der Rückzahlung der Kredite und der Forderung 
nach Bestrafung der Verbrechen der Militärdiktatur. 


Die Krise der peronistischen Partei trifft nun auch den Ge- 
werkschaftsflügel. Die Tageszeitung "La Razön" spekulierte 
am 3. 9. in ihrer Überschrift: "Die 62 Organisationen vor der 
Spaltung". Während die "Comision de los 25" von Anfang an 
die renovadores unterstützt hatte, versuchte Lorenzo Miguel 
als Chef der "62" eine Einigung zu erreichen. Jetzt, wo diese 
nicht mehr möglich scheint, beginnt in den "62" der Streit, 
ob man Iglesias unterstützen solle (der ein Drittel der Kandi- 
daten aus den Reihen der Gewerkschaften benennen will) oder 
Distanz zu beiden Listen halten soll. 


Der Peronismus hat noch eine lange Zeit der Entscheidung vor 
sich, und die Zukunft der Gewerkschaftsbewegung wird nicht 
zuletzt davon abhängen, ob sie sich weiterhin so direkt wie 
bisher an der peronistischen Bewegung orientiert oder infolge 
der Krise der Partei gezwungen sein wird, verstärkt eine ei- 


gene, nicht ausschließlich an einer Partei ausgerichtete Poli- 
tik zu entwickeln. 
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BRASILIEN 


Die Reformen der "Neuen Republik” 


Nach dem Tode des in indirekter Wahl bestimmten Prä- 
sidenten Tancredo Neves im April trat in Brasilien ein 
Machtvakuum ein, das erst jetzt endgültig gefüllt 
scheint. Der neue Präsident Jos@ Sarney hat inzwischen- 
eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, die zeigen, wel- 
chen Kurs er einschlagen will: den der behutsamen Re- 
formen. 


In den Monaten nach seiner Amtsübernahme wurde Sarney 
wiederholt sein diffuser und fließender Regierungsstil 
vorgeworfen. Sarney's große Vorsicht und Unendschieden- 
heit war aber auch auf die Schwierigkeit zurückzuführen, 
sich eine eigene Basis für seine Politik im Abgeordne- 
tenhaus und im Senat zu schaffen, da er nicht wie Tan- 
credo Symbol der Oppositionsfront gegen die Diktatur 
war, sondern bis vor seinem Absprung aus dem Regierungs- 
lager noch Vorsitzender der Regierungspartei PDS gewe- 
sen war. Heute aber ist die PMDB Hauptstütze seiner 
Politik, was nicht ohne Schwierigkeiten und Widerstän- 
de auch innerhalb der PMDB erfolate. 


In einigen Punkten hat Sarney sogar in letzter Zeit 

mehr Reformfreude bewiesen als Tancredo: er hat den 
Konflikt um die Wirtschaftspolitik, der innerhalb der von 
Tancredo bestimmten Regierung ausgebrochen war, ZU- 
gunsten der "Linken der PMDB" gelöst. Die Auseinander- 
setzung der beiden Gruppen hatte sich in den Personen 

des Wirtschaftsministers Dornelles, ein Neffe und en- 

ger Vertrauter Tancredos, und dem Planungsminister 

Sayad kristallisiert. 


Der Monetarist Dornelles befürwortete einen klassi- 
schen Maßnahmenkatalog, wie er auch vom IWF propagiert 
wird und z. T. auch schon unter der vorhergehenden 
Regierung praktiziert wurde: drastische Kürzung des 
Staatshaushaltes, Privati sierung der staatseigenen 
Unternehmen, Senkung der Reallöhne, kurzum eine Re- 
zessionspolitik. Für die meisten Maßnahmen des im 1. 
PND (Plano Nacional de Desenvolvimento Economico, 
nationaler Wirtschaftsentwicklungsplan) der Seplan 
Sayads gäbe es, so Dornelles, kein Geld. 
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Das Planungsministerium Seplan dagegen übernahm die 
Kritik an dieser Politik, wie sie seit Mitte der 70 er 
Jahre von dem linken Flügel der PMDB vorgetragen wurde, 
Eine Rezession ist in der augenblicklichen sozialen La- 
ge Brasiliens nicht mehr vertretbar, eine Senkung der 
Reallöhne unzumutbar. Außerdem zeigt die Erfahrung der 
letzten Jahre in anderen Ländern, daß die vom IWF befür- 
wortete Politik katastrophale Folgen hat ohne die Ver- 
schuldungskrise zu lösen. Die Alternative , die daher 
vorgeschlagen wird, ist eine Erhöhung der Steuerein- 
nahmen durch neue Besteuerungen, die Senkung der Zins- 
raten, die Senkung des öffentlichen Defizits ohne aber 
der Forderung des IWF, völlige Ausgeglichenheit des 
Budgets, nachzukommen, und die Verhandlungen mit dem IWF 
hinauszuzögern, da die Erfahrung zeigt, daß Brasilien 
mehr Handelsspielraum hat, als bisher angenommen wurde. 


Diese von dem linken Flügel der PMDB vertretene Auffas- 
sung ist also in keiner Weise"”revolutionär" oder so- 
zialisierend, sondern pragmatisch neokeynesianisch. In- 
sofern ist hier ein wichtiger Bruch mit den tradition- 
nellen Denkschemen der populistischen Linken vor 1964, 
die z. B. eine möglichst breite Verstaatlichung der 
Wirtschaft befürworteten, die heute nur noch von der 
PDT Brizolas vertreten wird. Die PMDB tritt auch für 
die Reprivatisierung von defizitären Unternehmen ein, 
die heute von den staatlichen Banken kontrolliert wer- 
den. Sie lehnt auch nicht grundsätzlich die Auflösung 
von skandalträchtigen staatlichen Institutionen wie 
das Kaffee-,das Zuckerinstitut und die Embratur (natio- 
nales Touristikunternehmen) ab, die inzwischen von 
Iindustrie- und Handelsminister Gusm&o angekündigt wur- 
de. Den Linken kann es auch kaum darum gehen, die 
Pfründe von 14.000 Militärs in leitenden Posten in den 
staatlichen Unternehmen zu erhalten. 
Anlaß für das Wiederaufflammen der Debatte um die Rolle des 
Staates in der "Neuen Republik" war u. a. die Äußerung Dor- 
nelles, es sei notwendig den größten Teil der staatlichen 
Unternehmen zu privatisieren, um sie wieder konkurrenz fähig 
zu machen. Er nahm davon aber auch nicht die wirtschaftlich 
gesunden Unternehmen aus, wie Zz. B. die nationale Eraöl- 
gesellschaft Petrobräs, die seit der Verstaatlichungskampagne 
in den 50er.Jahren ("o petrol&o &@ nosso") als tabu gilt und 
der auch wirtschaftspolitisch eine Schlüsselrolle zukommt. 
Seine mangelnde Kompromißfähigkeit brachte ihn schließlich 
zu Fall. Im August mußte er zurücktreten. 


Sein Nachfolger Dilson Funaro hat mehrere Eigenschaf- 
ten, die ihn für den Posten des Wirtschaftsministers 
qualifizierten: Er ist Unternehmer aus dem Staate sdo 
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Paulo, aber ein Unternehmer, der seit langem enge Kon- 
takte zur PMDB unterhält und nicht zuletzt gehört er 
zu dem persöhnlichem Freundeskreis von Präsident Sar- 
ney. Mit der Substitution Dornelles durch Funaro hat 
Sarney der "Einheit der Gegensätze" ‚ wie seine Regie- 
rung auch genannt wurde, zumindest in der Wirtschafts- 
politik ein Ende gesetzt, und dies auf Kosten der kon- 
servativen Fraktion in der Regierung und zugunsten der 
PMDB und ihres linken Flügels. Auch hat er in vielen 
Kreisen die Hoffnung geweckt, jetzt sei in Brasilien 
die Zeit des "produktiven Kapitals" angebrochen, da in 
den letzten Jahren die größten Profite im spekulativen 
Geschäft gemacht wurden. Sarney hat mit dieser Ent- 
scheidung auch klar gestellt, wie- ernst es ihm ist mit 
dem Versprechen der Regierungskoaltition*Alianga Demo- 
cratica, die Regierung müßte die in den letzten Jahren 
angehäufte "soziale Schuld" begleichen. Dafür gibt es 
auch andere Anzeichen. Die Erhöhung des Mindestlohnes 
liegt jetzt über dem INPC (nationaler Preisindiz für 
den Verbraucher), d. h. der Inflationsrate. Die ersten 
Anstalten, um den 0. g. I. PND durchzusetzen, sind 
ebenfalls getroffen. Dieser sieht verbilligte Grund- 
nahrungsmittelverkäufe durch das staatl. Unternehmen 
COBAL vor, Landverteilung im Rahmen der Agrarreform 
(siehe Artikel in dieser Nr.) und die Schaffung von 
neuen Arbeitsplätzen in verschiedenen Bereichen. 


Auf dem Sektor der institutionellen Reformen kann Sarney eben- 
falls einige Erfolge für sich verbuchen. Es ist ihm gelungen, 
die Legalisierung der kommunistischen Parteien gegen den Wider- 
stand der ultrarechten Großgrundbesitzer und Militärs durchzu- . 
setzen Die brasilianische KP war mit Ausnahme der Jahre 1945- 
47 immer illegal. Die offene Kritik von Genrälen wie dem Bru- 
der des Ex-Diktators Figuereido hat er dabei auf diskrete Art 
ausgeräumt. Sein Arbeitsminister Pazianotti hat das überholte 
Arbeitsrecht, das noch auf der faschistoiden. Arbeitsgestzge- 
bung der Vargas-Diktatur fußte, durch ein neues ersetzt, das 
vielleicht nicht die einhellige Zustimmung aller Gewerkschaf- 
ten hat, aber doch den Arbeitskonflikten einen demokratische- 
ren Rahmen gibt. 

Die Agrarreform ist in die Wege geleitet worden, selbst 
wenn der ursprüngliche Plan, ab September Land zu ver- 
teilen nicht erfüllt wird, sind Veränderungen ir der 
Agrarstruktur zu erwarten. Welche Ausmaße sie annehmen 
werden, bleibt abzuwarten. 


Beunruhigende Kontinuität mit dem Militärregime dage- 
gen zeigt die "Neue Republik" bei den Vararbeiten zur 
neuen Verfassung. Die von Tancredo bestimmte Kommis- 
sion, die eine Vorlage für den Kongress ausarbeiten 
soll, der sich dann in eine verfassungsgebende Ver- 
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Der neue Wirtschaftsminister Funaro erhält bei seinem Amts- 
antritt ein kleines Geschenk von dem scheidenden Dornelles. 


5 | > POBERSESEEL SEE NENNEN SEN EDER EORE ER. BERNE EEE 


sammlung: verwandeln wird, ist in keiner Weıse repre- 
sentativ für die brasilianische Gesellschaft. Sie wird 
von Afonso Arinos geleitet, einem konservativen Juri- 
sten, der schon die Generäle bei Verfassungsfragen be- 


raten hat. Er ist in Brasilien auch durch ein Gesetz 
gegen die Rassendiskriminierung bekannt, das seinen Na- 
men trägt. Dieses Gesetz war aber so unzureichend for- 
muliert, daß es nie angewendet wurde. Seit seiner Ver- 
abschiedung 1945 ist nie jemand wegen Diskriminierung 
verurteilt worden, und es ist kaum anzunehmen, daß al- 
lein durch das Gesetz dieser in Brasilien ein Ende ge- 
setzt wurde... Im übrigen sind die 3 Schwarzen, die für 
die Kommission vorgesehen waren, inzwischen von der 
Liste gestrichen. Gewerkschaften, Frauen und Indianer 
sind, wenn überhaupt, völlig unterrepräsentiert. Des- 
wegen hat sich eine Bewegung"Für die Beteiligung des 
Volkes an der Verfassung" ("Pro-participagäo Popular 

na Constituinte*) gebildet, die diesem aller Erwartung 
nach konservativ ausfallendem Entwurf entgegenwirken 
will. Sie wird versuchen, die ganze Bevölkerung in die 
Vorbereitung der neuen Verfassung einzubeziehen und 

die Verwandlung des jetzigen Kongresses in eine ver- 
fassungsgebende Versammlung verhindern, da nur eine 
versammlung, die eigens für diesen Zweck gewählt wurde, 
auch dafür legitimiert ist. 


Wie schwer der "Neuen Republik" die Vergangenheitsbe- 
wältigung fällt, zeigte der Fall der Abgeordneten Beth 
Mendes, die bei einer Reise nach Montevideo den Mili- 
tärattach@ Ustra als einen ihrer ehemaligen Folterer 
in den 70 er Jahren identifizierte. Trotz zahlreicher 
Proteste blieb Ustra auf seinem Posten. Es ist Teil der 
Zugeständnisse von Tancredo und der "Alianga Democra- 
tica" gewesen, die von den Generälen erlassene Amne- 
stie, unter die die Aktionen der Guerilleros und die 
"Verbrechen gegen die nationale Sicherheit" genauso 
wie die Missetaten der Folterknechte der Generäle fie- 
len, nicht anzutasten. Die Regierung Sarney wird sich 
allem Anschein nach daran halten. 


Nächster Prüfstein der Regierung und der "Alianca De- 
mocratica", d. h. der Koalition zwischen PMDB und PFL, 
dürften die Wahlen am 15. November sein. An diesem Tag 
werden die Bürgermeister in 25 Bundeshauptstädten, in 
405 Gemeinden der Gebiete der "Nationalen Sicherheit", 
in 16 Minengemeinden und in 13 Städten der Territorien 
gewählt, die 1982 noch autoritär von der Diktatur be- 
stimmt wurden. Dann wird sich zeigen, ob den Brasilia- 
nern die Reformpolitik der Regierung Sarney glaubwürdig 
erscheint. 
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Land in Sicht? 


SARNEY VERKÜNDET LANDREFORM 

In Brasilien stent die Agrarreform wieder einmal auf der Tages- 
ordrung. Die Agrarreform war schon Thema unter acht brasilianischen 
Regierungen und hat unter anderem zum Sturz der Regierung Goulart 
durchs Militär 1964 geführt. 

Daß es diesmal tatsächlich zur Agrarreform kommt, daran glaubt 
fest Jos& Gomes da Silva, Präsident der INCRA, der schon seit 
zwanzig Jahren :von der Agrarreform träumt, seit er 1964 von der 
ersten Militärregierung unter Castello Branco zum Vorsitzenden des 
IBRA (Instituto Brasileira de Reforma Agraria) ernannt wurde. Er 
glaubt, daß nun nach zwanzig Jahren endlich die Stunde der Reform 
gekommen sei; daß sich die Regierung Sarney tatsächlich für die 
Agrarreform entschieden habe. 


WIE KOMMT ES ZU DIESEM STARKEN RUF NACH EINER 
LANDREFORM? 


Auf einen einfachen Nennner gebracht, könnte man das Problem 
folgendermaßen charakterisieren: Es wandern 10 Millionen Menschen 
durch ein Land, auf der Suche nach einem Stückchen Erde, in dem 
1) Millionen Hektar landwirtschaftlichen Bodens ungenutzt brach 
iegen. 
Die Zahl der landlosen bäuerlichen Siedler und Pächter ist in den 
vergangenen Jahren stetig angestiegen. Eine Ursache dafür ist die 
beständig zunehmende Landkonzentration, die durch die agrarpoli- 
tische Entscheidung der Regierung für die Expansion der export- 
orientierten Monokulturen noch gefördert worden ist. 
1976 gab es z.Bsp. 63 Besitzungen von über 100 000 Hektar, 1972 
hatte sich diese Zahl auf 82 erhöht und 1978 gab es schon 141 
Besitzungen diegen gigantischen Ausmaßes. 
Zusätzlich zu dieser krass ungerechten Bodenbesitzverteilung - 
die Latifundien nehmen 86% der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
ein, wohingegen die Minifundien nur 8% der Fläche einnehmen - 
ist mit der agroindustriellen Entwicklung und der Ausbreitung der 
exportorientierten Kakao-, Soja- und Zuckerrohrpflanzungen das 
alte Fazendasystem umgestellt worden. Landarbeiter, die früher 
als Pächter oder Halbpächter auf der Fazenda Grundnahrungsmittel 
für ihren eigenen Bedarf angebaut haben, sind davongejagt und 
durch Maschinen oder Boias-frias (Tagelöhner) ersetzt worden. 


18 


Zwei ganz pragmatische Gründe haben die vorerst für die Reform 
ausgefallene Entscheidung der Regierung motiviert. Die wachsende 
Zahl der ungelösten Landkonflikte und die demzufolge zunehmend 
auch gewalttätig ausgetragenen sozialen Soannungen auf dem Land 
zwingen die Regierung zu einer Entspannung schaffenden Maßnahme. 
Die kirchliche Institution "Pastoral da Terra" (Seelsorge fürs 
Land) spricht von einem Ansteigen der Zahl der Ermordeten von 

106 im Jahr 1980 auf 166 im Jahr 1984. Die Mehrzahl dieser Er- 
mordeten sind gewerkschaftlich organisierte Landarbeiter, vor 
allem solche in Funktionen wie dre eines Vorsitzenden einer ört- 
lichen Gewerkschaftsgruppe o.ä. 

An der Spitze der Prioritätenliste für die Landreform stehen nun 
solche Gebiete, in denen Landkonflikte erhebliche soziale Spannun- 
gen geschaffen haben, 

Und obwohl Präsident Sarney Öffentlich beteuert hat, daß die im 
"Estatuto da Terra" vorgesehene Möglichkeit der Enteignung aus 
’sozialen Grüriden?’ nicht herangezogen wird, hat die Ankündigung 
einer Landreform bei den Landbesitzern heftige und zum Teil ge- 
walttätige Reaktionen ausgelöst. Die Landbesitzer haben eine 
massive Einschüchterungskampagne begonnen. Viele Landbesitzer be- 
tonen, daß sie kein Mittel scheuen würden und bis zum Krieg gehen, 
Es ist bekannt, daß Landbesitzer in besonders konfliktreichen Ge- 
bieten wie z.Bsp. im Staat Parä regelrechte Festungen errichtet 
haben, um ihren Landbesitz zu verteidigen, und Regierungsbeamte 
haben sichere Hinweise darauf, daß in Süd-Para ein Fond für laffen- 
käufe und die Aufstellung von Privatmilizen eingerichtet worden 
ist. Anzeichen für die zunehmend militante Reaktion seitens der 
Landbesitzer ist auch die stark angestiegene Nachfrage nach 
Waffen. Dem großen Revolverhersteller Brasiliens Taurus zufolge 
ist die Nachfrage so stark angestiegen, daß viele der Bestellungen 
abgewiesen werden mußten. 


Das Reformprojekt der Regierung gilt allgemein als sehr gemäßigt. 
Dem Landlosenproblem soll in erster Linie durch Umsiedelungspro- 
Jjekte abgeholfen werden. Dabei soll das zur Verfügung gestellte 
Land zu einem Teil nur aus Latifundienbesitz (409 000 Hektar) 

und zum anderen Teil aus staatlichem Boden (71 000 Hektar) beste- 
hen. In der Frage der Enteignung hat Präsident Sarney immer 
wieder Betont, daß man einen Landkonflikt nur den Fall nennen 
kann, in dem Zweifel über die Besitzrechte bestehen. (Eine 
verbreitete Praxis, um billig Land zu erwerben, ist die Fäl- 
schung von Besitzurkunden, die sog "grilagem"; und ein "Gri- 
leiro” wird derjenige genannt, der sich betrügerisch Land an- 
geeignet hat. Dies ist nicht zu verwechseln mit der Landnah- 

me barchliegenden Landes durch landlose Bauern!) Landbesetzun- 
gen dagegen hat Sarney als eindeutig kriminel] eingestuft und 
will sie von den ”echten” Landkonflikten unterschieden wissen. 
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Entgegen Sarneys Erklärungen aber werden in der brasilianischen 
Öffentlichkeit folgende drei Typen von Streitigkeiten um Land unter 
den Begriff "Landkonflikte" gefaßt, die dringend einer Lösung be- 
dürfen: 

1. Die schärfsten Konflikte sind die zwischen den”wild”siedeinden 
Bauern und kleinen Landbesitzern einerseits und den großen Land- 
spekulanten und grileiros andererseits vor allem im Norden Brasi- 
Tiens. 

über die großen Straßen wie die Transamazonica und die Verbin- 
dungsstraße Belaem - Brasilia sind Migranten vor allem aus dem 
Nordosten in großen Mengen auf der Suche nach einem Stück bebau- 
barem Land in das Gebiet der sog. "Agrarfront" eingedrungen. 

Ihre Pflanzung versuchen diese nun gegen die Interessen des sich 
ausbreitenden Großgrundbesitzes zu halten. 

2.An zweiter Stelle sind die Kämpfe der Landarbeiterfamilien zu 
nennen, die infolge staatlicher Infratsrukturmaßnahmen von ihrem 
Land vertrieben worden sind und nun für ihre Neuansiedlung kämpfen 
müssen. Von solchen Konfliktpunkten gibt es in Brasilien insgesamt 
fünfzig, die übers ganze Land verstreut sind: Im Norden ist es der 
Tucurui-Staudamm, im Süden z.Bsp.Itaipü und in der Region von 
Bahia der Staudamm von Itaparica. 

3. Schließlich gibt es in ganz Brasilien ständig und überall den 
Kampf derer, die kein Land haben, um die Nutzung von bebaubarem 
Land. In Santa Catarina, wo die Pächter gut organisiert sind, 
haben knapp einen "onat nach Verkündung der Landreform ca 5000 
Leute sechzehn unprnduktive l.ändereien besetzt. 
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Jedoch einmal ganz abgesehen yon allen Überlegungen zu einer ge- 
rechteren Verteilung des landwirtschaftlichen Bodens wird eine 
Landreform als notwendig fürs Überleben des kapitalistischen 
Systems in Brasilien angesehen, und keineswegs nur als ein Weg 

in Richtung mehr Gerechtigkeit oder gar Sozialismus. Ükonomen aus 
unterschiedlichen ideologischen Lagern teilen die Überzeugung, 

daß eine Landumverteilung notwendig ist, um die Kaufkraft auf 
einen bedeutenden, bisher ausgeschlossenen Teil der brasiliani- 
schen Bevölkerung auszuweiten. 

Die Fehlentwicklungen im landwirtschaftlcihen Sektor der letzten 
Jahre haben zu einer Verknappung der Grundnahrungsmittel und in- 
folgedessen einer Verteuerung dieser lebensnotwendigen Produkte 
geführt. Die Ausbreitung des Zuckerrohranbaus infolge des Pro- 
alcool - Projekts vor allem und die Sojakulturen, die nur für 

den Export bestimmt sind, haben die Prodiktion von Grundnahrungs- 
mitteln stark beeinträchtigt. Die Zuckerrohrpflanzungen breiteten 
sich zwischen 1979 und 1983 von 2,5 auf 3,4 Millionen Hektar aus. 
Zuckerrohr und Soja haben auch den Löwenanteil an landwirtschaft- 
lichen Krediten geschluckt: eine Summe von insgesamt nicht weniger 
als 1,1 Billionen Cruzeiros half den Anbau von Zuckerrohr und Soja 
zu finanzieren, in den Anbau von Bohnen und Maniok dagegen, die 
Grundnahrungsmittel der marginalisierten Bevökerungsschichten, 
flossen nur ganze 150 Milliarden Cruzeiros an Krediten. Vor diesem 
Hintergrund ist der Produktionsrückgang bei Reis, KartoffeTn, 
Bohnen und Maniok zwischen 1978 und 1983 nicht befremdlich. Die 
Verkanppung treibt natürlich die Preise in die Höhe, .und wer am 
meisten darunter leidet ‚sind die Teile der Bevölkerung mit den 
niedrigsten Einkommen, 

Eine weitere Ursache für die Verschärfung der Nahrungsmittelsitua- 
tion wird in einer Untersuchung der bei Verwirklichung des Agrar- 
reformprojekts zu erwartenden Schwierigkeiten von Giulherme Costa 
Delgado in der Schließung der sog. "Agrarfront” gesehen. Die mei- 
sten brasilianischen Unternehmensgruppen sind in Landspekulatio- 
nen Verwickelt, da sich Grund und Boden durch eine jährliche Zu- 
wachsrate von 20% als besonders lukrative Kapitalanlage anbot. 
Diese massiven Landkäufe infolge der Spekulation verursachten die 
"Schließung" der Agrarfront. Die ungeheuren brachliegenden Reser- 
ven "herrenlosen" Landes, die bis dahin infolge von Landkonzen- 
tration oder Dürre - v.a. aus dem Nordosten - vertriebene Siedler 
aufnehemen konnten, wurden nun von den großen Immobiliengesellschaf- 
ten in Besitz genommen, gegen eindringende Siedler im Fall auch mit 
Waffengewalt verteidigt. Da Silva zufolge hatte die Agrarfront 
eben unter anderem auch immer die Funktion einer "Vorratskammer" 
für Grundnahrungsmittel inne. Die Kleinbauern pflanzen ja. vor allem 
Reis, Bohnen und Maniok für den eigenen Bedarf an,und der Über- 
schuß dieser Ernten fließt in Zeiten der Knappheit auf den natio- 
nalen Markt. Seit diese Landreserven und die daraus folgende 

klei nbäuerliche Produktion an der "Agrarfront" wegfallen, ist 
auch die Produktion der Grundnahrungsmittel stark zurückgegangen. 
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Einen eindrucksvollen Einblick in das Verhältnis von Betriebs- 
fläche und Nahrungsmittelproduktion geben auch die folgenden Zah- 
len: Kleinbetriebe mit weniger als 10 Hektar produzieren 82% des 
Bohnen, 90% des Maniok und 70% des Mais; Betriebe mit mehr als 10 
Hektar Betriebsfläche dagegen produzieren 84,6% des Zuckerrohr 
und 93,5% des Soja. 


WELCHE ÜBERLEGUNGEN ZUR LANDREFORM GIBT ES SEITENS DER 
CONTAG (CONFEDERACAO DE TRABALHADORES NE AGRICULTERA) 


Ihr Vorsitzender Jos& Francisco da Silva glaubt nicht, daß eine 
Landreform, die tatsächlich in die Besitzstruktur eingreifen wür- 
de, ohne Gewalt durchgeführt werden könnte. Mit Gewalt meint Da 
Silva nicht etwa revolutionäre oder auch nur staatlich-institu- 
tionalle Gewalt, sondern spricht die befürchtete gewalttätige 
Reaktion der Großgrundbesitzer an, die eine Enteignung ihrer 
Ländereien nicht zulassen würden. 

Mit der Schaffung des Agrarreform-Ministeriums und den Regierungs- 
beschluß zur Durchführung einer Agrarreform sieht Da Silva zwar 
die erste Voraussetzung zur Agrarreform erfüllt, jedoch sei damit 
tatsächlich nur ein erster Schritt getan. Es fehlt bisher die Aus- 
arbeitung eines praktischen und realisierbaren Plans. Mit einer 
Enteignung hier und dort könne es nicht getan sein. Was bisher 
fehle, sei ein präzises Programm, das genau angibt, wann mit der 
Enteignung und wann mit der Neuansiedlung begonnen wird, wieviele 
Familien jedes Jahr genau angesiedelt werden sollen. 

Im Gegensatz zum "Movimento dos Sem Terra" (Bewegung der Landlosen) 
hat die CONTAG die Einschätzung, daß die Landreform auf der Basis 
der schon vorhandenen Gesetze, dem "Estatuto da Terra" durchge- 
führt werden kann. Das "Estatuto da Terra" sehe ja Enteignungen 
aus sozialen Gründen schon vor, nur habe sich diese Initiative 
damals 1964 unter den Militärs in der Schaffung des Gesetzes er- 
schöpft, welches bloßes Papier geblieben ist. 


FORDERUNGEN DES "MOVIMENTO DOS SEM TERRA” ZUR AGRARREFORM 


Radikaler dagegen fallen Einschätzung und Forderungen des "Movimen- 
to dos Sem Terra" aus. Von dieser Bewegung wird der Plan der Land- 
reform als sehr bescheiden eingeschätzt. Zum Beispiel das für die 
Landreform formulierte Ziel, bis zum Jahr 1989 1 450 000 Familien 
ansiedeln zu wollen,steht einer Zahl an Bauern und Pächtern ohne 
Land von weit über 12 000 000 gegenüber. 

Die Bewegung, die der katholischen Kirche Brasiliens sehr nahe 
steht, formuliert denn auch sehr konkrete Kritik und stellt geziel- 
te Forderungen zur Landreform auf. Im Gegensatz wendet sich diese 
Bewegung vor allem auch gegen das von der Militärregierung ver- 
abschiedete "Estatuto da Terra" als gesetzlicher Grundlage einer 
Agrarreform. Die Vorschläge, mit denen sich die Bewegung den Vor- 
Schlägen der katholischen Kirche anschließt, werfen ein bezeichnen- 
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des Licht auf das zaghafte und begrenzte Projekt der Regierung. 
Es wird gefordert, Latifundien zu enteignen, seien sie nun pro- 
duktiv oder unproduktiv, und eine Maximalgröße für landwirtschaft- 
lichen Grundbesitz festzulegen. Desweiterensollen alle bisher im 
Rahmen der Kolonisationsprojekte firüherer Regierungen vergebene 
Landtitel im Zuge der Agrarreform überprüft und im Falle des Miß- 
brauchs sollen diese Länder konfisziert und neuverteilt werden. 
Auch zur Frage der bisher noch ganz ungeklärten Finanzierung 

der Reform kommt von der Bewegung der Landlosen ein bedenkens- 
werter Vorschlag: Die Einziehung aller ausstehenden Steuerschu]- 
den des landwirtschaftlichen Sektors würde eine Gesamteinnahme 
von 2 Billionen Cruzeiros ergeben. genua um die ertsen Etappen 
nes Reformprojekts in die Tat umzusetzen. 
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Die Bewegung warnt auch davor, die Enteignungen noch allzulange 
hinauszuzögern. Viele Eigentümer unproduktiver Latifundien geben 
gegenüber der Grundsteuer ja viel niedrigere Zahlen an,als es dem 
tatsächlichen Wert entspricht. Die Enteignungen sollten jedoch 

auf der Basis dieser Angaben vorgenommen werden. Fürs nächste 

Jahr kann man ein Anwachsen dieser Steuerraten voraussehen, was 
die Enteignung und damit die Landreform verteuern würde. 

Eine wichtige Maßnahme für das Gelingen der Reform sei auch die 
personelle Erneuerung der INCRA, deren 10 000 Angestellte ja unter 
den früherenRenter. ungen eingestellt worden sind. Diese perso- 
nelle Kontinuität könnte die Landreform bremsen, wenn nicht sogar 
die Enteignungen in vielen Fällen verhindern. Viele dieser Ange- 
stellten haben sich durch ihre Zusammenarbeit mit den Großgrund- 
besitzern kompromittiert und sich auch oft durch Amtsmißbrauch 
bereichert. 


WIE STEHT ES IM MOMENT UM DIE AGRARREFORM? 


Nach der letzten Äußerung des Ministers für Agrarreform ist mit 
Ansiedelung der Kleinbauern in diesem Jahr nicht mehr zu rechnen. 
Der bei Unterzeichnung des Dekrets zur Durchführung des Nationalen 
Plans einer Agrarreform vorgesehene Termin war ja schon einmal 

um einen Monat auf den 20.September verschoben worden. Dies war 
mit Verlängerung der Diskussionsphase des Projekts begründet wor- 
den, welches eine Antwort und Entgegenkonmen der Regierung gegen- 
über den Interessen der Großgrundbesitzer war. Die neuerliche 
Verzögerung wird mit der Ausarbeitung der Regionalpläne begrün- 
det. In diesen Regionalplänen muß das im einzelnen zur Verfügung 
stehende Land erst festgelegt werden und dann erst können die Ent- 
eignungverfügungen für jeden einzelnen Besitz vorbereitet, und 
danach die Parzellen zur Ansiedelung der Kleinbauern markiert 
werden. ; i 

Am selben Tag sichert Präsident Sarney dem größten Soja-Produzen- 
ten der Welt, dem Präsidenten der Gruppe Itamary zu, daß Privat- 
besitz, der landwirtschaftlich genutzt wird, von der Landreform 
nicht betroffen ist, Interessant ist in diesem Zusammenhang die 
öffentliche Warnung des Rechtsanwalts Sergio Ferras, eines Agrar- 
spezialisten, Er sieht die Gefahr, daß das ausländische Kapital 
in nächster Zeit verstärkt in den Bereich der Agropecuaria in- 
vestieren könnte und damit die Agrarreform hintertreiben würde. 
Denn damit würden die riesigen unproduktiven Ländereien in Agrar- 
unternehemen verwandelt und so der Agrarreform entzogen. Diese 
Möglichkeit wird nach Ansicht Ferraz’ durch das "Estatuto da 
Terra", der derzeitigen rechtlichen Grundlage der Agrarreform, 
geradezu nahegelegt . Ferraz vertritt deshalb die dringende Not- 
wendigkeit eines neuen Agrarreformgesetzes. Das bisherige würde 
nämlich entgegen den beabsichtigten Zielen - der Stärkung der 
bäuerlichen Kleinproduktion an Grundnahrungsmitteln für den natio- 
nalen Markt - gerade im Gegenteil die Agrarproduktion das aus- 
ländischen Kapitals für den Export stimulieren, 
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Was aus der beabsichtigetn brasilianischen Agrarreform werden wird, 
ist im Moment noch nicht zu sagen. Die Strategie der Regierungen der 
einzelnen Staaten besteht solange darin, das neu besetzen Land in 
letzter Minute aufzukaufen, um die direkte Konfrontation mit den 
Besetzern oder Großgrundbesitzern zu vermeiden. Gleichzeitig fordern 
sie energisch dazu auf, geplante Besetzungen zu unterlassen. 

Bis jetzt haben sie das Feuer jedesmal löschen können, ohne in die 
Polizeistaatmethoden der alten Republik zurückzufallen. 
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CHILE 


”Der Maiskolben zerfällt” — 


"EL choelo se esta desgranando”, so kommentierte Cesar Mendoza 
die Situation der Junta bei seinem Kücktritt als Oberster Poli- 
zist und Mitglied der chilenischen Militärjunta vor Journalisten 
am 2, August, Er war das prominenteste politische Opfer in einer 
schweren, vielleicht der schwersten inneren Krise der chileni- 
schen Diktatur. 


Ausgelöst wurde der Rücktritt durch die vorläufigen 
Ergebnisse, die Richter Cänovas am Fall der drei Eme 
März entführten und ermordeten kommunistischen Oppo- 
sitionellen Parada, Guerrero und Nattino am 31.7. der 
Öffentlichkeit vorlegte: 14 Polizisten, darunter der 
Chef des polizeilichen Geheimdienstes Dicomcar, stehen 
im Verdacht, an dem Mord beteiligt zu sein... " 

Auf der rein kriminalistischen Ebene ist offenbar 

noch erhebliche Arbeit zu leisten, ehe die Beteiligung 
der einzelnen Verdächtigten an dem Verbrechen für ein 
Gerichtsverfahren geklärt ist; auf der politischen 
Ebene reagierte Pinochet rasch und amputierte das ge- 
schwächte Glied, um das System zu retten. 

Daß Richter Cänovas seine Untersuchungen in Richtung 
auf den polizeilichen Geheimdienst konzentrierte, war 
längst kein Geheimnis mehr; die eigentliche Über- 
raschung in seiner Erklärung war, daß er die Mitarbeit 
des Geheimdienstes CNI, des eigentlich verrufensten 
Repressionsorgans, bei der Aufklärung des Falles her- 
vorhob. 


CNI UND DICOMAR 


Über die Gründe der CNI, dem Richter Cänovas ihre 
eigenen Untersuchungsergebnisse vorzulegen, gibt es 
bislang nur Vermutungen; die Arwälte, die die Sache 
der Opfer im Prozeß vertreten, äußern sich unter- 
schiedlich; während Hermosilla im August den Beitrag 
der CNI für die Klärung des Falles "grundlegend" 
nennt, relativiert Villalobos dessen Bedeutung; mög- 


®=) Inzwischen sind neun der vierzehn Polizisten zu Beschuldigten 
erklärt worden, fünf kehrten in den Polizeidienst zurück. Das 
Oberste Gericht hat jetzt zu entscheiden, ob der Prozeß vor 
einem ordentlichen oder einem Militärgericht geführt wird. 
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licherweise habe der Bericht lediglich eine Alibi- 
funktion gehabt; der Bericht enthalte Material, über 
das der Richter schon verfügt habe bzw. auf das er un- 
vermeidlich habe stoßen müssen. 

Allgemein wird aber von einer Konkurrenzsituation zwi- 
schen dn beiden Geheimdiensten ausgegangen, wobei 
Carabineros sozusagen eigenmächtig Dicomcar aufgebaut 
hat. Die Existenz dieses Geheimdienstes ist übrigens 
erst in den letzten Monaten in Chile ins öffentliche 
Bewußtsein gedrungen. 

Es ist ja in erster Linie die Polizei, die in Chile 
die sichtbare Dreckarbeit der Repression verrichtet; 
sie erfährt denn auch bei Demonstrationen und an Pro- 
testtagen den Abscheu gegen die Diktatur am eigenen 
Leib, auch mit Verletzten und - als Folge von Atten- 
taten - Toten in den eigenen Reihen. 

Eindeutig ist, daß das Entführungs- und Mordkommando 
von seiner absoluten Straffreiheit ausging; daß es 
keinerlei interne Untersuchung fürchtete: bewaffnete 
Zivilisten leiteten im Moment der Entführung den Ver- 
kehr um, ein Hubschrauber (der Polizei) überflog den 
"Einsatzort"; "guten Gewissens" notierte die Hubschrau- 
berbesatzung die Zeit des Einsatzes und verfälschte 
sie erst zu einem späteren Zeitpunkt. Daß den Onfern 
schließlich die Kehle durchgeschnitten wurde, sollte 
offenkundig Entsetzen in ler Bevölkerung hervorrufen 
und zeigen, daß das Kommando sich nicht scheute, Mord 
als Mord erscheinen zu lassen, während die CNI die 
Opfer ihrer Aktionen in der Regel als Opfer "bewaffne- 
ter Zusammenstöße!" ausgibt. 


DIE POLITISCHEN KONSEQUENZEN: RÜCKTRITTE 


Angesichts der politischen Konsequenzen, dıe die Auf- 
hellung des Verbrechens bisher gehabt hat, reicht die 
Rivalität zwischen den Geheimdiensten als Erklärung 
kaum aus, denn die Auseinandersetzung erreichte die 
Dimensionen eines Machtkampfes, dessen Kontrahenten 
aber noch nicht hinreichend deutlich sind. 


Die Ergebnisse, die Cänovas an 1. August vorlegte, 
schienen eher spärlich: 2 Polizisten erklärte er zu Be- 
schuldigten wegen Fälschung offizieller Dokumente 
(nämlich des Hubschrauber-Bordbuchs); gegen 12 weitere 
Polizisten verhängte er für 60 Tage "orden de arraigo", 
das heißt ein Verbot, das Land zu verlassen; die Liste 
reichte allerdings vom einfachen Gefreiten bis zum 
Obersten und Leiter des Geheimdienstes Dicomcar. Mit 
dieser Liste war allerdings auch klar, daß es nicht um 
irgendwelche Exzesse unterer Charsen ging, sondern die 
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Polizei als Institution betroffen war. Das Ergebnis: 
zwei führende Polizei-Generäle treten zurück, unter 
ihnen Rodolfo Stange; tags darauf erklärt General Men- 
doza seinen Rücktritt und der eben zurückgetretene 
Stange übernimmt seinen Posten; eine offizielle Erklä- 
rung für diese Wendung wird nicht gegeben. Wenige Tage 
später wird Dicomcar aufgelöst; von 19 Generälen werden 
7, von 64 Obersten 17 verabschiedet. Krise in ler Poli- 
zei? Stanges Antwort: absolut nicht, ein völlig narmaler 
Erneuerungsprozeß, und mit dem Richter Cänovas hat das 
überhaupt nichts zu tun... 


Sichtet man das vorliegende Pressematerial der Opposi- 
tion, so ergibt sich folgendes Bild: Nachdem Pinochet 
sich am 1. August bei Generälen des Heeres abgesichert 
hatte, operierte er wie bei früheren Gelegenheiten (so 
als er seinen Vertrauten Contreras, den Chef des Ge- 
heimdienstes DINA, fallenließ) mit hartem Schnitt: die 
Polizei müsse die Verantwortung für die Verbrechen po- 
litisch tragen. Die Polizei, als Institution, fühlte 
sich verraten; für einen solchen Fall soll Juntamit- 
glied Mendoza schon früher gedroht haben, die Polizei 
werde aus der Junta ausscheiden. Als Mendoza in einer 
Versammlung vor tausend Polizeioffizieren seinen Rück - 
tritt ankündigte, wurde er bedrängt, zu bleiben; die 
Furcht, unter diesen Umständen als Institution unter 
die Kontrolle des Heeres gestellt zu werden, führte zu 
der Lösung, daß die Offiziersversammlung den Rücktritt 
Mendozas akzeptierte und Stange als neuen Chef ver- 
langte. Ob damit die Auseinandersetzungen innerhalb der 
Machtbasis der Diktatur abgeschlossen sind, ist nicht 
eindeutig. 

Die überraschende kurzfristige Räumung einer Reihe 


- Krankenhäuser am 16.8., für die keine öffentliche Er- 


klärung gegeben wurde, wurde als Indiz gewertet, daß 

mit einer blutigen Auseinandersetzung gerechnet wurde. 

Da für diesen Zeitpunkt keine oppositionellen Aktionen 
vorgesehen waren, vermutete man eine bevorstehende Aus- 
einandersetzung zwischen den Uniformierten, zumal sich 
gleichzeitig Polizei in auffälliger Weise in der Polizei- 
schule sammelte 


DER AI TÄGLICHE TERROR 


vıe pnisher geschilderten Ereignisse haben über Chile 
hinaus Aufmerksamkeit gefunden; daneben dürfen andere 
Formen der Einschüchterung nicht vergessen werden, die 
das tägliche Leben in Chile kennzeichnen. 
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So gab es im Juli und August eine Reihe von Ent führun- 
gen und Überfällen - stets durch nicht identifizierte 
zivile bewaffnete Komnandos, die ihre Opfer auf offener 
Straße in Autos zerrten, sie für einige Stunden ent- 
führten und mißhandelten und unter Drohungen frei- 
ließen. Auffällig ist, daß in einigen Fällen das Opfer 
nicht der direkte Adressat der Drohung war; so wurde, 
um die Einstellung eines weiteren Untersuchungsver - 
fahrens gegen Polizisten zu erzwingen, nicht der Rich- 
ter selbst bedroht, sondern zweimal die Frau eines Ge- 
richtsangestellten überfallen und mit Messern "gekenn- 
zeichnet", 

Am meisten Aufsehen erregte dabei der Fall von Carmen 
Hales, (vgl. dazu LN 139) weil ihre zweite Ent führung 
zwei Tage nach dem Führungswechsel in der Polizei 
stattfand. Da sie selbst in den letzten Wochen sich 
politisch völlig zurückgehalten hatte, sie auch nur 
stumm mißhandelt wurde, war ihre Entführung nur als 
provozierende Machtdemonstration jener Gruppe zu ver- 
stehen, von der man die Polizei eben säubern wollte. 
Der Innenminister und Heeresgeneräle versicherten dem 
Vater glaubwürdig, einem früheren christdemokratischen 
Minister, seine Tochter werde mit allen Kräften ge- 
sucht; offenbar unbeeindruckt davon ließen die Ent - 
führer ihr .Opfer erst nach knapp 24 Stunden frei. 


Zumindest für einen Moment ist der Mythos von der "mo- 
nolithischen Geschlossenheit" der Streitkräfte, auf 

die sich Pinochets Regime stützt, verflogen; weiterer 
Zündstoff liegt in der Tatsache, daß noch mehr richter- 
liche Untersuchungen gegen Carabineros laufen, die in 
einigen Fällen von der Militärjustiz verfolgt werden. 
Sollte es dabei zu Verurteilungen höherer Polizei- 
chargen kommen, bekäme Ex-Polizei-General Mendozas 
bildhafter Verweis auf den zerfallenden Maiskolben 
neues Gewicht. 


DER 4. SEPTEMBER 


Über den Protesttag am 4. September (dem "historischen"! 
Wahltag für Präsidentenwahlen, gleichzeitig 15. Jahres- 
tag der Wahl Allendes zum Präsidenten) erreicht uns aus 
Chile folgender Bericht: 


Nach dem Protest gestern ist das Land heute bewegt, be- 
stürzt über die Folgen: sechs Tote, verschiedene 
Schwerverletzte, alles Jugendliche, Opfer anonymer 
Kugeln, für die es als offizielle Erklärung nur den 
Hinweis gibt, sie entstammten einem "Klima der Gewalt", 
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Der Aufruf zur Mobilisierung war praktisch von 
der Kirche (Kardenal Fresno), der "Demokratischen Ali- 
anz" und denen, die die Nationale Übereinkunft unter - 
stützen, widerrufen worden. Über ihre Medien riefen sie 
dazu auf, den Protest in eine Unterstützung der Über - 
einkunft zu verwandeln, ihn zu unterschreiben. DC-Stu- 
denten sammelten Unterschriften. Aber der Demokratische 
Volksblock bleibt draußen, seine Mauerinschriften und 
Flugblätter rufen zu Streik und Protest auf. Selbst 
Seguel (christdemokratischer Gewerkschaftsführer) ver- 
teidigte den Aufruf zur Mobilisierung, um berechtigte 
Forderungen durchzusetzen; das dürfe nicht aufgeschoben 
werden wegen eines politischen Schritts, an dem die Ar- 
beiter nicht beteiligt waren. Hier stieß Seguel mit 
Fresno zusammen. 


Für mich war es das erste Mal, das ich eine solche Mo- 
bilisierung erlebte; nach dem was ich hörte, vielleicht 
weniger lärmend und nicht so umfassend wie bei früheren 
Gelegenheiten, aber konzentrierter, ungeheuer ange- 
spannt - weniger Abenteuer, dafür mehr Haß in der fast 
schweigenden Menge; riesige Barrikaden; kaum Slogaas. 
Am meisten hörte man "Mörder", und schon kamen Wasser- 
werfer und Tränengas. Den ganzen Tag über gab es Zwi- 
schenfälle im Zentrum wie in den Arbeitervierteln. In 
einige waren schon frühmorgens Polizei und bewaffnete 
zivilkräfte eingerückt, sie streiften durch die Gassen 
angesichts der abwartenden Bewohner, Ich hörte, daß 
nach ihrem Abzug Barrikaden errichtet wurden, um ein 
erneutes Eindringen zu verhindern. Wir wissen nicht, 
was dort danach geschah, die Polizei hinderte Auswärti- 
ge, einschließlich Journalisten, am Zugang. 

Das Besondere war diesmal der Überfall auf Läden, aus 
denen Waren geschleppt wurden - immer Lebensmittel. 
"Das ist kennzeichnend für eine hungernde und unter - 
drückte Bevölkerung", kommentierte der Geistliche 
Precht. Im Umfeld dieser Überfälle gab es die meisten 
Toten und Verletzten, 


Heute nacht (zwei Tage später) wurden ungefähr 200 
Leute während der nächtlichen Ausgangssperre verhaftet, 
einige gehören zu der Linken, die das "Fresno-Papier'! 
unterzeichnet haben; jetzt wird die angestrebte Ein- 
heit schon auf die Probe gestellt, 

In den Arbeitervierteln haben die Proteste, Barrikaden 
und Überfälle auf Läden nach dem "4." angedauert; die 
Nachrichten über die Todesopfer sind verschwommen, in 
den Nachrichten schwanken die Zahlen zwischen 11 und 
16, unter ihnen ein Kind von sechs Jahren. 


Plötzlich hielt ein Auto mit zwei Personen, der Fahrer sprang raus, 
schoß in die Menge, allerdings ohne zu treffen, Danach setzten 
Fahrer und Begleiter die Fahrt fort. 


Meist wird aus Autos ohne Kennzeichen geschossen, ein 
elfjähriges Kind erhielt einen Kopfschuß aus dem Hub- 
schrauber. . = 

In den Arbeiterviertel sind merkwürdige Gerüchte unge- 
klärten Ursprungs aufgetaucht: Man spricht von Drohun- 
gen bevorstehender Überfälle aus anderen Vierteln, von 
angekündigten Plünderungen durch Banden, Nachts tauchen 
unbekannte Gruppen auf - es gibt dort kein elektrisches 
Licht mehr (wegen unbezahlter Rechnungen) -, sie gi 
rennen lärmend durch die Gassen und rufen: "Sie kommen! 
Natiirlich taucht kein Angreifer auf, aber die so schon 
verzweifelten Bewohner sind entsetzt. Wer steckt da- 
hinter? Die Bewohner organisieren nächtliche Wachen, 
"bewaffnen" sich mit Prügeln und Eisenstäben. - 
Inzwischen haben Vertreter. der Viertel miteinander 
Kontakt aufgenommen - und natürlich entdeckt, daß kei- 
ner unter ihnen solche Überfälle vorhat. 
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Der letzte Dialog? 


Das Zustandekommen einer "Nationalen Übereinkunft zum Über- 
gang zur vollen Demokratie" und das Wiederaufflammen der 
Protestbewegung kennzeichneten die politischen Auseinander- 
setzungen anläßlich des zwölften Jahrestags des Militärputschs 
in Chile. 


Die "Nationale Übereinkunft" (sh. Dokumentation im Anschluß 
an diesen Artikel) die am 26. August 85 von Kardinal Fresno 
der Öffentlichkeit vorgestellt wurde, markiert den Beginn einer 
neuen Phase der Entwicklung der chilenischen Opposition in 
ihren Bemühungen um eine Beendigung der nunmehr zwölfjäh- 
rigen Militärherrschaft. Schon die Art und Weise ihres Zustan- 
dekommens ist charakteristisch für den nun wohl endgültigen 
Wandel des von der Demokratischen Allianz repräsentierten 
Zentrums, das dabei die Unterstützung der katholischen Kir- 
chenführung genießt. Unter der Schirmherrschaft Kardinal 
Fresnos wurde die "Nationale Übereinkunft! im Verlauf des 
August von Vertretern der Demokratischen Allianz, der dikta- 
turmüden politischen Rechten um den Partido Nacional und 
einigen übergangswilligen ehemaligen Repräsentanten des Re- 
gimes, darunter die beiden Ex-Minister Leniz und Molina, 
ausgearbeitet und der überraschten Opposition zur Unterschrift 
vorgelegt. Als wesentlich Forderungen enthält es die Aufhe- 
bung des Ausnahmezustands, eine Garantie über die Nichtan- 
wendung des Ermächtigungsparagraphen Art. 24 der Pinochet- 
Verfassung, die Rückkehrmöglichkeit der Exilierten sowie eine 
Reihe von Neuordnungsvorschlägen für eine post-pinochetisti- 
sche Gesellschaftsordnung. 


Es ist wohl in erster Linie der Tatsache, daß Kardinal Fresno 
offiziell für das Dokument verantwortlich zeichnete, zuzuschrei- 
ben, daß es von einem erstaunlich breiten Teil der Opposition 
unterzeichnet wurde. Lediglich die im MDP organisierten Par- 
teien KP, MIR und PS (Almeyda) sowie die MAPU (Lautaro) 
wiesen das Päpier als unzureichend zurück. (Von den faschi- 
stoiden Hilfsorganisationen UDI und Avanzada Nacional hatte 
man sowieso nicht erwarlet, daß sie die Übereinkunft unter- 
zeichnen würden.) 


Für die MDP-Parteien war es wohl in erster Linie der be- 
dingungslose Gewaltverzicht, den die Übereinkunft von ihren 
Unterzeichnern einfordert, und die Festlegung künftiger Ver- 
fassungsnormen, die eine revolutionäre Veränderung der Gesell- 
schaft praktisch ausschließen, die sie von der Unterschrift 
abhielten., 
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Diese beiden Punkte haben aber die Zustimmung der politi- 
schen Rechten erst möglich gemacht, die nun bereits froh- 
lockend von einem "Selbstausschuß der KP" aus der Gemein- 
schaft der Demokraten sprechen. 


Damit hat sich innerhalb der Demokratischen Allianz für's 
erste eine Position durchgesetzt, die bereits seit langem auf 
eine Isolierung der KP innerhalb der Opposition drängte und 
auf einen "paktierten Übergang", der die Grundlagen der ka- 
pitalistischen Gesellschaft nicht in Frage stellt, hinarbeitet. 
Dieser Fraktion geht es weniger um ein schnelles Ende der 
Diktatur, als darum, sich 1989 als konsensfähige' bürgerliche 
Alternative zu Pinochet präsentieren zu können. Ihre Protago- 
nisten, der DC-Vorsitzende Gabriel Valdes sowie die Ex-Senato- 
ren Hamilton und Fuentealba, genießen dabei die Unterstüt- 
zung des US-Außenministeriums, das sich zustimmend zu der 
Übereinkunft äußerte. 


Inwieweit die "Nationale Übereinkunft" aber tatsächlich eine 
realistische Grundlage selbst für einen 'paktierten Übergang' 
darstellt, steht dahin. Die Diktatur hat die darin unterbreite- 
ten Vorschläge unmittelbar nach Bekanntwerden rundweg abge- 
lehnt und macht keine Anstalten, von ihrer Linie gewaltsamer 
Unterdrückung der Bevölkerung abzuweichen. Pinochet bezeich- 
nete die Übereinkunft als einen "weiteren Versuch, das Land 
ins Chaos zu stürzen" und Admiral Merino nannte Kardinal 
Fresno gar einen "nützlichen Trottel" der marxistisch-lenini- 
stischen Subversion. Allenfalls aus dem zweiten Glied der Dik- 
latur ist zu vernehmen, daß die Übereinkunft ja auch 1989 
noch aktuell sein könne. 


So sind denn die Aktionen der Verfasser der Übereinkunft, 
mit denen sie der Diktatur ihre Gutwilligkeit glaubten signa- 
lisieren zu müssen, mehr als fragwürdig. Sowohl Fresno als 
auch die Demokratische Allianz forderten dazu auf, auf die 
geplanten Protesttage am 4. und 5. September zu verzichten, 
um die vermeintliche Verhandlungsbereitschaft der Militärs 
nicht durch Störung der öffentlichen Ordnung zu gefährden. 
Fresno sagte sogar eine Gedenkmesse für den vor einem Jahr 
von Carabineros ermordeten französischen Priester Andre 
Jarlan ab, weil er politische Demonstrationen fürchtete. 


Diese an Selbstverleugnung grenzende Preisgabe politischer 
Druckmittel ging jedoch selbst den christdemokratischen Ge- 
werkschaftsführern zu weit. Das Comando Nacional de Traba- 
jadores, in dem ohne die Zustimmung christdemokratischer Ge- 
werkschafter nichts läuft, hielt an seinem Aufruf zu den Pro- 
testtagen fest und auch die Vertreter des sozialistischen Spek- 
trums, insbesondere der IC, erklärten, daß ihre Zustimmung 
zur Übereinkunft nicht den Verzicht auf soziale Mobilisierung 
bedeute. 
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Das Ausmaß der Proteste war dann auch für alle Beteiligten 
überraschend. Rodolfo Seguel sprach von einer "praktischen 
Paralysierung des Öffentlichen Lebens in der Hauptstadt", was 
angesichts des wankelmütigen Verhaltens der bürgerlichen 
Opposition und der Kirchenführung sowie der Rückschläge, die 
gerade die Basisorganisationen während des vergangenen Jah- 
res hinnehmen mußten, als Erfolg für die auf Mobilisierung 
setzende Linke zu werten ist. Ebenso unzweifelhaft war die 
Reaktion des Regimes, das einmal mehr die Hauptstadt von 
seinen Truppen besetzen ließ, deren Brutalität und Schießwü- 
tigkeit zehn Menschen das Leben kostete. Niederschmetternd 
für die bürgerliche Opposition dürfte auch die Erfahrung ge- 
wesen sein, daß sich die Proteste nicht nur auf die "Pobla- 
viones", deren politisches Potential man sowieso eher fürchtet 
als schätzt, beschränkten, sondern daß auch die von ihnen 
umworbenen Mittelschichten, sprich Angestellte, Transportun- 
ternehmer und Einzelhändler dem Aufruf von CNT und MDP 
Folge leisteten. 


& 


Dennoch wäre es verfrüht, die "Nationale Übereinkunft" als 
einen weiteren gescheiterten Versuch der bürgerlichen Opposi- 
tion zwischen Verewigung der Diktatur und Anwachsen der 
- ob der Repression des Regimes zwangsläufig mit einer Eska- 
lation der Gewalt verbundenen - sozialen Mobilisierung zu fin- 
den, abzutun. Die Verfechter der "nationalen Einheit" in De- 
mokratischer Allianz und Kirche haben sich auf eine langwie- 
rige Auseinandersetzung eingerichtet. Gelingt es ihnen, die 
Linke in Befürworter und Gegner gewaltsamer Aktionen zu 
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spalten und damit der sozialen Mobilisierung die Spı=e zu 
nehmen, können sie sich 1989 als Repräsentanten eines demo- 
kratischen Konsens" präsentieren, der jeden Versuch über das 
bürgerlich-parlamentarische System hinausgehende Veränder- 
ungen durchzusetzen, als "verfassungswidrig" verfolgen lassen 


kann. 


Quellen: analisis, El Mercurio, Nueva Voz 


Im Folgenden dokumentieren wir ungekürzt den Wortlaut der 
"Nationalen Übereinkunft". 


Nationale Übereinkunft zum Übergang 
zur vollen Demokratie 


Als Beitrag zum Aufruf seiner Excellenz des Kardinal Erz- 
bischof von Santiago zur nationalen Versöhnung und als Zeug- 
nis der Bereitschaft sehr breiter politischer und sozialer Sek- 
toren des Landes zu einer großen nationalen Übereinkunft, 
die eine friedliche Entwicklung zu einer vollständigen und 
authentischen Demokratie sicherstellt, drücken alle Unterzeich- 
ner dieses Dokumentes in einer positiven Haltung gegenüber 
der Versöhnung ihre Unterstützung für die politischen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Grundsätze aus, die im Folgenden 
aufgeführt sind. 


Die demokratischen Werte müssen unser Zusammenleben bestim- 
men und damit sie sich durchsetzen, braucht man eine geord- 
nete Übergabe der politischen Macht an Autoritäten, die wie- 
der durch vollständige und unangezweifelte demokratische Le- 
galität ausgezeichnet sind; einen politisch-wirtschaftlich-so- 
zialen Rahmen, der sowohl die regierbarkeit des Landes als 
auch die grundlegenden Bedingungen garantiert für die ge- 
meinsamen Anstrengungen, die die Herausforderungen von heute 
und morgen erfordern; und - außerdem - die Rückkehr der 
Streitkräfte zu ihren unentbehrlichen ständigen Aufgaben, mit 
vollem Respekt gegenüber ihren Werten, ihrer Würde und ihrer 
institutionellen Forderungen. 


Die Versöhnung selbst fordert den vollen Respekt gegenüber 
dem Recht auf Leben und allen anderen in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte und den ergänzenden Verträgen 
verkündeten Rechten, was bedeutet, die Gewalt, von wo immer 
sie auch kommt, als Methode der politischen Aktion zurückzu- 
weisen und was unverzichtbar macht, die Attentate und Ver- 
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brechen aufzuklären, die das Land bewegten, und die Verant- 
wortlichen aller Schärfe des Gesetzes zu unterstellen. Es ist 
vordringlich, die Chilenen zu vereinen, um die Grundlagen 
ihres Zusammenlebens zu schaffen. 


Unbedingt müssen die Anstrengungen der Justiz auf eine über- 
einstimmende Art mit dem Geist der nationalen Versöhnung be- 
achtet werden. Deshalb bedürfen die Prozesse, die wegen der 
Verletzungen von Menschenrechten stattfinden, verantwortlicher 
Anklagen aufgrund spezifischer Delikte. Ihre Führung darf 
nur den existierenden Gerichten zustehen. So soll der gebüh- 
rende Prozeß abgesichert werden und Demütigungen, Rache und 
kollektive ad-hoc-Prozesse ausgeschlossen werden. 


In der Tradition der Kultur und der Freiheit der Chilenen 
ist die Demokratie das bestmögliche Lebenssystem und deshalb 
bezieht sich diese Übereinkunft auf die grundlegenden Beding- 
ungen, die erreicht werden müssen, nicht nur um den Über- 
gang zu dieser Demokratie möglich zu machen, sondern auch 
um ihre Stabilität abzusichern, wenn sie einmal .vollständig 
wiedererichtet ist. 


Die Größe der Probleme, die wenigstens in der Zeit angegrif- 
fen werden müssen, die von diesem Jahrhundert noch bleibt, 
macht es dringlich, daß mittels der geforderten großen natio- 
nalen Übereinkunft eine erhöhte und stabile Wachstumsrate 
erreicht wird, die Wohlbefinden und Gerechtigkeit auf ein hö- 
heres Niveau hebt, die einzige Form, eine authentische, mo- 
derne und Mitbestimmung ermöglichende Demokratie zu errich- 
ten und dauerhaft zu gestalten. 


Unter Berücksichtigung des im vorhergehenden gesagten erfor- 
dert die Stabilität des zu errichtenden demokratischen Systems 
die feierliche Verpflichtung aller Unterzeichner und Unterstüt- 
zer dieses Dokumentes, politische Aktionen der Zukunft in ei- 
nem Geist demokratischer Ehrlichkeit, effektiver Anwendung 
der Gesetze und gegenseitigen Respekts zu realisieren, in 
Übereinstimmung mit den hier genannten institutionellen, wirt- 
schaftlichen: und sozialen Grundsätzen. Nur auf diese Weise 
kann man die regierbarkeit des Landes und den wirklichen 
Übergang zu einer vollständigen Demokratie garantieren. 


In dem Maß, in dem das nationale Zusammenleben mehr Ge- 
rechtigkeit und Sicherheit für alle garantiert, wird es möglich 
sein, die Öffentliche Ordnung zu erhalten, den Ausbruch von 
Gewalt zu vermeiden, zur Auslöschung des Terrorismus beizu- 
tragen und antidemokratisches Verhalten zu sanktionieren. In 
jedem Fall soll die efektive Beachtung der Menschenrechte eine 
vorrangige Sorge in der Tätigkeit der Öffentlichen Autoritäten 
sein.’ 


Die Unterzeichner dieses Dokumentes verpflichten sich, ihren 
Willen und ihre Anstrengungen der beschriebenen Aufgabe zu 


em 


36 


verpfänden und laden Arbeiter, Unternehmer’ und andere Betei- 
ligte am nationalen Geschehen ein, sich mit dergleichen Hal- 
tung anzuschließen, damit ein wirklich repräsentativer demo- 
kratischer Einklang der gesamten Nation sich entwickelt. 


I. Verfassungsmäßige Übereinkunft 

Die Wiedererrichtung der Demokratie macht es unverzichtbar, 
daß alle Chilenen das Recht haben, ihre Gedanken auszudrük- 
ken und ihrer Freiheiten sicher zu sein innerhalb einer Ver- 
fassungsregelung, die wenigstens die folgenden Aspekte be- 
rücksichtigt:! 


1. Wahl des gesamten Parlaments mit klaren gesetzgebenden, 
überwachenden und verfassungsgebenden Kompetenzen durch 
allgemeine Wahlen. 


2. Ein Verfahren der Verfassungsreform, das - unter Berück- 
sichtigung der notwendigen Stabilität, die die Verfassung ha- 
ben muß - Veränderungen ermöglicht und im Falle von Strei- 


tigkeiten zwischen Exekutive und Parlament die Reform einer 
Volksabstimmung unterwirft. 


3. Die direkte Wahl des Präsidenten der Republik durch all- 
gemeine Wahlen mit absoluter Mehrheit und einem zweiten 
Wahlgang, wenn es notwendig werden sollte. 


4. Die Existenz eines Verfassungsgerichts, an dessen Zustan- 
dekommen Exekutive, Legislative und Judikative in angemes- 
sener Weise beteiligt sein sollen. 


5. Die Verfassung soll die freie Äußerung von Ideen und die 
Organisation politischer Parteien garantieren. Parteien, Be- 
wegungen oder Gruppierungen, deren Ziele, Handlungen oder 
Verhalten nicht die wiederkehrende Erneuerung der Regierung 
durch allgemeine Wahlen, den Wechsel an der Macht, die Men- 
schenrechte, die Gültigkeit des Legalitätsprinzips, die Ab- 
lehnung der Gewalt, die Rechte der Minderheiten und die wei- 
teren in der Verfassung definierten Grundsätze demokratischer 
Herrschaft respektieren, sollen als verfassungswidrig erklärt 
werden. Diese Qualifizierung ist dem Verfassungsgericht vor- 
behalten. 


6. Regelung der Zustände verfassungsmäßiger Ausnahmen, die 
erlauben, die individuellen Freiheiten der Vereinigung, der 
Freizügigkeit ('locomocion, traslado'), der information und 
die Meinungsfreiheit einzuschränken, mit der Festlegung, daß 
in keinem Fall während ihrer Verhängung die Menschenrechte 
verletzt werden dürfen und daß man immer den Schutz und 
die Unterstützung durch die Gerichte verlangen kann. 


1lI. Soziale Wirtschaftsordnung 

Es ist unverzichtbar, jede Verunsicherung bezüglich der so- 
zial-wirtschaftlichen Regelung auszuschließen, die herrschen 
wird, wenn einmal die Normalität wieder hergestellt ist. Das 
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demokratische Zusammenleben fordert Stabilität in den Grund- 
regeln für das Funktionieren der Wirtschaft, mit dem Ziel, 
so soziale Harmonie und wirtschaftlichen Erfolg abzusichern. 
Um das zu erreichen bedarf es eines ausgewogenen Gleichge- 
wichts zwischen der Ausübung der Freiheit und der Gleichheit 
('equidad'). 


Das Land muß sich gleichzeitig einer hohen Wachstumsrate und 
einer ständigen Reduzierung der Chancenungleichheiten und 
des ungleichen Konsumniveaus verschreiben. 


Ebenso bedarf eine dynamische und gerechte Entwicklung in 
Demokratie klarer Normen, die nicht willkürlicher Interpreta- 
tion unterliegen und die die Herrschaft einer sozialen Gruppe 
über die andere und des Staates über die Gesellschaft verhin- 
dern. 


Aufgrund des Gesagten versprechen alle Unterzeichner dieses 
Dokuments ihre Unterstützung für die folgenden Grundlagen 
der zukünftigen wirtschaftlich-sozialen Ordnung: 


I. Vorrangige Ziele sollen die Überwindung der extremen Ar- 
mut und der Marginalität (des Bestehens vom Erwerbsleben 
abgeschnittener Randgruppen; d. Übers.) sein: Schaffung pro- 
duktiver und stabiler Arbeitsmöglichkeiten; Erreichen einer 
hohen und steigenden Wachstumsrate, durch die es möglich 


‚sein wird, die Einschränkungen zu überwinden, die der Man- 


gel an auswärtigen Mitteln (Devisen, Krediten, Technologie 
etc., d.Übers.) hervorruft und die die innere Sparsamkeit, 
sowohl öffentlich als auch privat, grundsätzlich steigern, was 
ein Haupthindernis für Investitionen und um so mehr des 
Wachstums ist. 


2, Zur Erreichung der genannten Ziele wird ein nationaler 
Vorschlag der ausgewogenen Verteilung von Opfern und Beloh- 
nung notwendig sein. Das bedeutet Sparsamkeit im Konsum, 
Solidarität und soziale Disziplin. 


3. Das Recht des privaten Besitzes materieller und immateriel- 
ler Güter, einschließlich der Produktionsmittel, muß als not- 
wendige Bedingung zur Anregung individueller Initiative unter 
verschiedener Form wirtschaftlicher Organisation und Aktivität 
verfassungmäßig garantiert sein. Das Steuersystem darf nicht 
als Enteignungsmechanismus benutzt werden. 


Auch die Existenz staatlichen und gemischten Eigentums an 
Produktionsmitteln muß anerkannt werden. 


4. Der Staat muß eine aktive Funktion haben und es ist seine 
Aufgabe, die großen nationalen Ziele zu bestimmen, auf der 
Grundlage einer direkten Planung seiner eigenen Aktionen und 
als Orientierung für die übrigen Akteure der Wirtschaft, unter 
bevorzugter Anwendung der direkten Mittel der Überzeugung 
und des Ansporns. So soll er die Richtung der Wirtschaft ko- 
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ordinieren und lenken, unbeschadet seiner Regelungs- und 
Verteilerfunktionen. 

Auf diese Weise entsteht eine &emischte Wirtschaft, in der 
Staat und Privatunternehmen sich durch eine vorbestimmte Un- 
terscheidung von Funktionen und Aufgabenverteilung ergänzen 
und in der der Markt, das Zusammenwirken und die Aktionen 
des Staates, neben anderen, Mechanismen für die effiziente 
Verteilung der Mittel schaffen. 


5. In der Formulierung und Erforschung der nationalen Ent- 
wicklungsstrategie und in den grundsätzlichen Festlegungen 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik sollen die Meinungen und 
Erfahrungen der Arbeiter und der Unternehmer berücksichtigt 
werden. 


6. Die Verpflichtung der verschiedenen Gruppen, die die Ge- 
sellschaft bilden, auf die Demokratie und die Entwicklung be- 
darf der sozialen Mitwirkung. Damit diese existiert ist es not- 
wendig, daß die Gesellschaft sich bezüglich der Aktionen or- 
ganisiert, die ihre Interessen direkt betreffen; daß sie Formen 
suchen, Konflikte zu schlichten und daß der Staat seine Funk- 
tionen auf die Weise dezentralisiert, daß er eine wachsende 
Verantwortung zur Lösung ihrer eigenen Probleme an die so- 
zialen Organisationen abgibt. 


7. Es ist unverzichtbar, ein soziales Zusammenwirken zwischen 
den wirtschaftlich Agierenden herbeizuführen, das auf der Er- 
kenntnis beruht, daß - ohne das Interesse der Konsumenten 
zu vernachlässigen - zwischen Unternehmern und Arbeitern 
das gemeinsame Ziel besteht, ein höheres Niveau des allgemei- 
nen Wohlstands zu erreichen und daß der Grundsatz akzeptiert 
wird, daß Konflikte mittels ausgehandelter Vereinbarungen ge- 
löst werden müssen. 


8. Die Beziehungen zwischen Arbeitern und Unternehmern müs- 
sen ausgewogen sein, wodurch die Bedeutung der Arbeit in 
ihren verschiedenen Formen anerkannt wird und die Arbeiter- 
organisationen und ihre Rechte wie Forderungen, Versammlung, 
Streik und andere gestärkt werden. Jene, gemeinsam mit den 
Organisationen der Unternehmer sollen als gesellschaftliche 
Gruppen (’'cuerpos intermedios') in der Entwicklung einer Po- 
litik der gegenseitigen Interessen und als Vermittler in Aus- 
einandersetzungen bezüglich beide betreffender Themen dienen. 


III. Sofortmaßnahmen 

Um den Chilenen die volle Ausübung ihrer Bürgerrechte zu- 
rückzugeben, mit der Fähigkeit, an den Entscheidungen teilzu- 
haben, die ihre Zukunft in Freiheit und Chancengleichheit 
betreffen und um dem politischen Prozeß die unverzichtbaren 
Bestandteile für einen erfolgreichen Wandel zu authentischer 
Demokratie zu verleihen, ist es notwendig, die folgenden Maß- 
nahmen zu ergreifen: 
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1. Beendigung der Ausnahmesituationen; volle Wiedererrichtung 
aller öffentlichen Treiheiten, einer wirklichen Universitäts- 
autonomie und verfassungsmäßiger Garantien sowie die Ver- 
pflichtung der Regierung, den Übergangsartikel 24 der Ver- 
fassung von 1980 *) nicht anzuwenden. Ebenso beendigung 
des Exils, das das legitime Recht im Vaterland zu leben ver- 
letzt und Rückgabe der Staatsbürgerschaft an die, denen sie 
entzogen wurde. 


2. Einrichtung von Wahlregistern 


3. Beendigung der politischen Einschränkungen ('receso poli- 
tico') und Abschaffung der Vorschriften, die die Arbeit der 
Parteien verbieten. 


4. Beschluß eines Wahlgesetzes zur Wahl des Präsidenten der 
Republik, von Senatoren und Abgeordneten durch direktes, 
persönliches, freies, geheimes Wahlrecht, informiert und un- 
parteiisch kontrolliert, wozu die Freiheit der Werbung und 
des gleichberechtigten Zugangs zu den Kommunikationsmitteln 
des Staates und der Universitäten abgesichert werden muß. 


oe Das Plebiszit, das die in diesem Dokument angeführten Ent- 
scheidungen legitimiert, muß unter den im vorhergehenden Ab- 
satz definierten Garantien abgewickelt werden. 


*) Der in Chile jedem bekannte Übergangsartikel 24 der Ver- 
fassung von 1980 sei hier zum besseren Verständnis der For- 
derung auszugsweise wiedergegeben: 
"... Der Präsident ... hat für einen wiederholbaren Zeitraum 
von 6 Monaten folgende Befugnisse: 
a) Personen bis zum Zeitraum von fünf Tagen in ihren ei- 
genen Wohnungen oder an Orten, die keine Gefängnisse 
sind, festzuhalten; wenn terroristische Akte mit schweren 
Folgen vorkommen, kann der Präsident diesen Zeitraum um 
weitere 15 Tage ausdehnen; 
b) die Versammlungs- und Informationsfreiheit zu be- 
schränken, 
c) Personen die Einreise in das Staatsgebiet zu verbieten 
oder aus dem Staatsgebiet auszuweisen, die Handlungen 
vornehmen, die gegen die Interessen Chiles gerichtet sind 
oder eine Gefahr für den inneren Frieden darstellen, ... 
d) den zwangsweisen Aufenthalt bestimmter Personen an 
einem Ort des Staatsgebietes bis zu einem Zeitraum von 
nicht mehr als drei Monaten anzuordnen. 
... Die aufgrund dieser Bestimmung getroffenen Maßnahmen 
sind durch kein Rechtsmittel angreifbar, ausgenommen demjeni- 
gen der erneuten Überprüfung durch die Behörde, die sie ge- 
troffen hat." 
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Die Unterzeichner dieses Dokumentes stimmen darin überein, 
eine ständige Beziehung aufrecht zu erhalten, mit dem Ziel, 
seinen Inhalt zu verbessern und zu ergänzen. 


Santiago, August 1985 


Die Unterzeichner 


Nationale Union 
Nationale Partei 
Liberale Bewegung 


Uniön Nacional 
Partido Nacional 
Movimiento Liberal 


Partido Republicano - Republikanische Partei 
Partido Demöcrata Cristiano - Christdemokratische Partei 


Partido Radical - Radikale Partei 
Partido Socialdenökrata - Sozialdemokratische Partei 
Union Socialista Popular - Sozialistische Volksunion 
Partido Socialista (Briones) - Sozialistische Partei (Briones) 
Partido Socialista (Mandujano) - Sozialistische Partei (Mandujano) 


Es schlossen sich an 


Bloque Socialista - Sozialistischer Block 
MAPU (Movimiento de Accion MAPU (Bewegung der vereinten 
Popular Unitarivo) Volksaktion) 
Izquierda Cristiana - Christliche Linke 
Movimiento Socialdemöcrata - Sozialdemokratische Bewegung 
Uniön Radical - Radikale Union 
Talleres Socialistas - Sozialistische Werstätten 
Moviniento de Accion Nacional - Bewegung der Nationalen Aktion 


Es widersprachen 


Uniön Democrata Independiente - Unabhängige demokratische Union 
Avanzada Nacional - Nationaler Vorposten 
Partido Comunista - Kommunistische Partei 
Hoviniento de Izquierda Bewegung der revolutionären 
Revolucionaria, (MIR) ” Linken {HIR) 
MAPU (Lautaro) - MAPU (Lautaro) 


Es "grüßten" 


Partido Socialista (Almeyda) - Sozialistische Partei (Almeyda) 


Durch die Klammern sind die Bündnisse bezeichnet, in denen die angegebenen Par- 
teien und Gruppierungen zusamnenarbeiten: 

1) Alianza Democratica - Demokratische Allianz 

2) Federaciön Democratica - Demokratische Föderation 

3) Federacion Socialista - Sozialistische Föderation 

4) Movimiento Democratico Popular - Demokratische Volksbewegung 
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PERU 


Die APRA an der Macht: Peruanische Wende? 


Montagabend. Wenige Tage vor den Unabhängigkeitsfeiertagen. Die 
großväterliche Tranquilizer-Stimme des Präsidenten tropfte zum 
letzten Mal wie Schaum aus den Fernsehgeräten des Landes. 
F.Belaünde Terry, zweimal gewählter Staatspräsident der Republik 
Peru sprach seine Schlußbotschaft an die Nation in den Äther, 
auch im letzten Moment noch unermüdlich und in der Pose eines 
letztlich unbesiegbaren Landesvaters von seinen Werken der ver- 
gangenen fünf Jahre, den "obras en democracia'", wie er selbst und 
die AP-Partei-Werbung (1) sie anzupreisen pflegten, kündend: ge- 
waste Brücken, imposante Staudämme, geharnischte Selva-Kahlschlä- 
ge, endlose Schlängelstraßen, monstruöse Wohnkomplexe und 
- nicht zuletzt - der angeblich größte Flugplatz der Welt, bei 
Juliaca am Titicaca-See. Für einen Moment lang hätte man meinen 
können, Peru sei mit Belaünde drauf und dran gewesen, sich 
ins alles verheißende industriell-technologische Abenteuer zu ka- 
tapultieren. 


Angesichts solch zäh verübter Pioniertaten des bis dato obersten 
Architekten der Nation, die ein eingestreuter Lehrfilm exempla- 
risch präsentierte, den Meister immer im szenengerechten Blick- 
fang, nahmen sich die auch erwähnten Auslandsschulden von 
13,5 Mrd. Dollar (1984), die galoppierende innere und äußere 
Geldentwertung von 127,1% bzw. 150,8% (1984), die extrene 
Unter- und Nicht-Beschäftigung von 57,4% bzw. 10,9% (2) und an- 
dere existentielle (Ir-)realitäten wie kleine, marginale Kratzer 
im glatten Spiegelbild einer scheinbar froh stimmenden gesell- 
schaftspolitischen Landschaft aus.Geht es doch mit der Fortset- 
zung solcher Meisterwerke, dem Tenor der TV-Botschaft zufolge, 
auch in Zukunft um Höheres, will sagen um nichts Geringeres 
als die weitere Eroberung Perus duch die Peruaner selbst, "la 
conquista del Peru por los Peruanos", um einen Standardausdruck 
Belaundes zu zitieren. Der'schwierige Anfang sei nunmehr gemacht. 


DIE APRIL-WAHLEN 


Dieser im Großen und Ganzen aber eher vom ausländischen Groß- 
und Knowhow-Kapital inszenierte technologische "Eroberungsfeld- 
zug" bleibt, sofern jener überhaupt will, nun freilich einem an- 
deren, dem neuen Präsidenten überlassen. Denn mit den nationalen 
Wahlen vom 14. April dieses Jahres, bei denen die Regierungspar- 
tei AP mit cinem Rutsch von 46% auf 7% zu einem politischen 
Scherbenhaufen zusammensackte, wurde vorgezeichnet, was sich 
dann am Unabhängiskeitstag feierlich, öffentlich und in relativer 
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Ungestörtheit (3) vollzog: die Antsübernahme durch den neuge- 
wählten, 36-jährigen Präsidenten Alan Garcia Perez, dessen Tra- 
ditionspartei APRA (4) mit 46% nur knapp die absolute Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen verfehlt hatte und nun - nach 50 Jahren - 
zum ersten Mal über Regierungsmacht verfügt. Zählt man die 
oft als "sozialdemokratisch" titulierte APRA grosso modo zur 
"Linken" im parlamentarischen Spektrum, wofür es aktuellen 
Anlaß, teilweise aber auch Einwände aus historischer Erfahrung 
gibt, so steht fest, daß sich ganz generell bei den 5er Wahlen 
ein klarer "Trend gegen Rechts" durchgesetzt hat; denn zweiter 
Sieger wurde mit 22% die Vereinigte Linke (Izquierda Unida), das 
Sammelbecken verschiedener, überwiegend sozialistischer und kom- 
munistischer Gruppierungen (PUM, PCP, PSR, UNIR, APS, FOCEP u.a.) 
angeführt vom Einiger der widerstreitenden IU-Flügel A.Barrantes, 
dem derzeitigen Oberbürgermeister Limas und Präsidentschaftskan- 
didaten, der Wahlbündnis, Wähler- und Anhängerschaft auf Massen- 
meetings, in Reden und Interviews auf ideologisch-theoretische 
Kohärenz mit dem Gründer der Sozialistischen Partei Perus, der 
späteren KP, und Begründer eines nationalen, peruanischen 
Weges zum Sozialismus, J.C.Mariätegui, eingeschworen hatte. 
Convergencia Democrätica (CODE), die neben der AP andere Rechts- 
gruppierung von Bedeutung, konnte mit 14% nur mühsam auf sich 
aufmerksam machen. 


So kommt es also im Senat zu folgendem rechnerischen Kräftever- 
hältnis zwischen APRA/IU-Senatoren einereits und CODE/AP-Senato- 
ren andererseits: 47 zu 12. Ein sattes Übergewicht (5), das 
aber über zweierlei nicht hinwegtäuschen sollte: zum einen, 
daß die APRA (auch) künftig eine Partei mit zwei Herzen zu 
bleiben verspricht: einem Reform-Herzen mit sozialrevolutionärer 
Geräuschkulisse und einem Brems-Herzen mit Ordnungs-, Machbar- 
keits- und fortan auch Machterhaltungstönen. Das wird in der ge- 
rade begonnenen Amtsperiode angesichts zu erwartender, 
machtvoller Obstruktion gegen reale Reformakte nicht immer 
nach dem in den ersten Tagen der "Wende" propagierten "großen 
Aufbruch" klingen. Und zweitens: eine gewisse ideologischen Af- 
finität zur gegenwärtigen Reform-APRA wird auch eine pragmatisch 
eingestellt IU zu recht nicht dazu verleiten, mit Opposition 
in den Kammern wie auch außerparlamentarisch zurückzustecken, im 
Gegenteil! 


Reist man z.B. noch vor ein paar Wochen einträchtig zum 6.Jah- 
restag der sandinistischen Revolution nach Managua (mit dem ge- 
meinsamen Nenner eines freilich verschieden ausgelegten "Anti- 
imperialismus"), so wird es ähnliche Reisen in Sachen "Auslands- 
schuld" kaum geben. Während nämlich die APRA-Strategen über 
Verhandlungen eine Entlastung bei der "Deuda FExterna" cerrei- 
chen wollen (Regierungsprogrammpunkte: Verhandlungen direkt 
mit den Kreditgebern, unter Ausschaltung des IWF; Schuldentilgung 
"nur" bis 10% der Exporterlöse Perus), fordert die IU - getreu 
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der neuerlichen Devise Fidel Castros - die Zahlungsunfähigkeit 
Perus festzustellen und ein einseitig erklärtes Schuldenmorato- 
rium für die Dauer von fünf Jahren. Und basta! 


ERSTE ANKÜNDIGUNGEN, ERSTE MASSNAHMEN 


Ähnliche jeweils weitergehende Anträge als die von A.Garcia in 
seiner programmatischen Rede zum Amtsantritt verkündeten, 
stehen auch bei anderen, gerade öffentlich gemachten Zielschwer- 
punkten der APRA-Konzeption ins Haus: Reduktion von Waffenkäufen 
(worüber die französische Mirage-lirma Dassault bereits '"Verwun- 
derung äußerte); harte Hand gegenüber allgemeiner Korruption und 
Drogenhandel; Bildung einer "Friedenkommission", die sich 
mit dem schnell so genannten "Terrorismus" befassen soll; 
schließlich eine Amnestie für politische Häftlinge, die nicht an 
Gewaltakten beteiligt waren (laut offiziellen Angaben etwa 400 
Personen). 


LA PIRAMIDE 


Vinculados grandes transnacionales/ corporaciones 
monopglica slimentaciön/gran industrie minera y 
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B 28% del Ingreso Nacional pesquera/algunos sectores financieros/funcionariado 
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] Comunidades Compesinzs 


"Atos que estan en el 25% superior de la pirämide los corresponde al ejercicio de una 
solidaridad politica y humana en beneficio de la enorme mayoria marginada.” 


“En cumto a los sectoras mäs altos [2 por ciento} que dominm la sconomia ylos modios de 
Producciön, deben comprender que es pıeciso realiZer une transformaciön qua garantice 
nuestra convivencia.” 


Die Aufklärungspyramnide der APRA: 75% der peruanischen 
Bevölkerung verfügen über 23% des Nationaleinkommens, 
dagegen 25% über 77% des Einkommens; die obersten 2% 
verfügen über 28%. 
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Soweit einige der Sofortmaßnahmen, die die neue Regierung unter 
dem Leitmotiv "Moralizaciön" verkauft. Sie versteht darunter, 
einen markanten Schnitt zu setzen zur gruppenegoistisch und oli- 
garchisch orientierten Politik der abgelösten Regierung, mit der 
das Land durch Korruption, Spekulation, Repression, Willkür, un- 
geahndete Skandale und Mißwirtschaft in die Agonie geführt 
worden war. 


Erstes Aufsehen — besonders was das neue Wirtschaftsprogramm an- 
geht - hat die so verstandene "Moralisierung" Perus bereits er- 
regt, indem schon in den Tagen des Regierungswechsels eine 
der größten Bierfabriken des Landes öffentlich des Preiswuchers 
bezichtigt wurde; indem angekiindigt wurde, der krassen Überbezah- 
lung leitender Angestellter der nationalen Ölgesellschaft Petro- 
peru einen Riegel vorzuschieben; indem ein befristeter Preisstop 
für ausgewählte Basiskonsumgüter verfügt wurde; indem der 
Minimallohn um 50% angehoben und eine gestaffelte Erhöhung 
der Löhne und Gehälter im öffentlichen Dienst vorgenommen 
wurde; indem der Zinssatz von 280% auf maximal 110% reduziert 
wurde; indem die Währung um 12% abgewertet und private Devisen- 
Depositen befristet eingefroren wurden; indem für ein paar Tage 
Banken, Sparkassen und Wechselhäuser geschlossen wurden, um Dol- 
larspekulation und -flucht vorzubeugen und in diesem Zusammenhang 
vorübergehend die JTestnahme von Straßenspekulanten der sog. 
"Wallstreet criollo" (6) verfügt wurde (mit dem Ergebnis, 
daß z.B. der Leiter der PIP-Mordkommission (7) als Großauftrag- 
geber im Dollar-Soles-Geschäft enttarnt wurde). 


Es handelt sich also vorerst um eher symbolische Maßnahmen, die 
aber starken Anklang in der breiten peruanischen Öffentlichkeit 
finden. Ob der anvisierte Reformschub auch wirklich Beine be- 
kommt, muß sich erst noch erweisen. 


DIE GEGENKRÄFTE DER "PERUANISCHEN WENDE” 


Damit ist letztlich auch die Frage nach den Subjekt der Macht in 
einem abhängigen, unterentwickelt gehaltenen Land, in dem 
das innere Sozialgefüge völlig zerfallen ist, gestellt. In 
einem solchen Land können Reformen, die im Tenor teilweise sogar 
an die Velasco-Alvarado-Zeit erinnern (8), nicht gegen die 
Interessen der militärischen und ökonomischen Realgewalten durch- 
gesetzt werden. Die häufigen Wechselbäder zwischen putschisti- 
schen Militärregierungen und gewählten Zivilregierungen im Nach- 
barland Bolivien legen davon ein beredtes Zeugnis ab; die 
Reaktionen des mittleren und großen Privatkapitals im Chile der 
Allende-Zeit ebenfalls. 


In Peru ist mit A.Garcia zum ersten Mal ein gewählter Zivilpräsi- 
dent auch mit allen militärischen Ehren in den Amtssessel gehievt 
worden. Das peruanische Militär hat offiziell und öffentlich 
seine Loyalität bekundet; vielleicht nur eine Spur zu laut. Das 


———— 0000485 


private Großkapital, sei es peruanisch, sei es ausländisch, hüllt 
sich eher in Schweigen, während - angebracht oder nicht - einzel- 
ne private Eigner und Anleser in aller Stille ihre Koffer 
gepackt und Immobilien im "sicheren Ausland! angemietet haben. 
Die Kokain-Mafia, die Reagan-Regierung, die ausländischen 
und nationalen Großkapitale, die ökonomischen Freidenker Fried- 
manscher Provenienz, die antiapristischen Teile der Armee, die 
ausgebooteten Chefs des Polizei-, Kontroll- und Verwaltungsappa- 
rates u.a. werden es auch einer entschlossenen Reform-APRA nicht 
gerade leicht machen, die "peruanische Wende" ("Transferencia") 
zu vollziehen, Auch sieht die APRA selbst keineswegs vor, struk- 
turelle Koordinaten (Abhängigkeit, globale ökonomische Fehlent- 
wicklungen) wo die "strukturelle Heterogenität" verfestigt 
wird. 


Und schließlich ist noch ein anderer, ideologisch und militärisch 
offensichtlich gut präparierter Gegner mit bewaffneten Anschlägen 
auf Polizeistationen, mit Bomben bei offiziellen Politanlässen, 
mit Sprengungen von Hochspannungsmasten und ideologischen Propa- 
gandafeldzügen am Werk, der in der APRA wie in allen Parteien, 
die sich zur Wahl gestellt haben, lediglich einen "bürgerlichen 
Feind" erkennt: Sendero Luminoso, eine von derzeit zwei starken 
Bewegungen des bewaffneten Kampfes in Peru, der - maoistisch-in- 
digenistisch orientiert - seit mehr als fünf Jahren im Sierra- 
Hochland der Anden "Focus und Freiraum" zu erkämpfen sucht, mit 
parallelen, öffentlichkeitswirksamen Störmanövern in der Haupt- 
stadt; eine Guerilla-Bewegung, die auch durch Ausnahmenzustand, 
Militär- und Spezialtruppeneinsatz und schärfste Repression (9) 
nicht aufzuhalten war - im Gegenteil. Die Anden-Guerilla, viel- 
mals totgesagt, erweist sich als flexibel und stabil. (Einer Um- 
frage der seriös argumentierenden Zeitschrift "debate" zufolge 
nimmt Sendero Luminoso unter den Institutionen/Organisationen, 
die in Peru am besten im Sinne ihrer Ziele funktionieren sollen, 
den 4.Platz ein, nach Kirche, Armee und APRA und weit vor 
dem Polizeiapparat, der Judikative und dem Kongreß.) 


Hinzu kommt, wenn auch völlig uneins mit Sendero Luminoso, 
der durch städtische Aktionen bekannte "Movimiento Revolucion- 
ario Tupac Amaru" (MRTA), der in Lima u.a. Anschläge auf Läden 
der Kentucky-Fried-Chicken-Kette verübte und vorübergehend eine 
Radiostation besetzte, um eine Agitationscassette zu senden. (Der 
MRTA hat Mitte August eine Waffenruhe erklärt und ihren Bestand 
davon abhängig gemacht, daß die neue Regierung nicht das Volk an- 
greife. Anm.d.Red.). 


Ohne hier auf die Existenzberechtigung und politisch-moralische 
Substanz dieser Gruppierungen eingehen zu können - es spricht 
nicht sehr viel dagegen, daß diese "Verbände" unter einer APRA- 
Regierung mit einem im Vergleich zu seinen kriminell-rüden Vor- 
gängern (10) gemäßigter Innenminister weiter anwachsen. Es 
wird eben in nächster Zeit viel davon abhängen, ob APRA (und IV) 
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im Sinne der 75% Marginalisierten des Landes, die lediglich über 
23% des Nationaleinkommens verfügen, zu handeln fähig sind. 

Ob sich aber die Lebenslage dieser breiten "Schicht" von Minimal- 
lohnarbeitern, fliegenden Händlern, Unterbeschäftigten, Erwerbs- 
losen und verarmten Hochland-Campesinos rascher verbessern 
läßt, als der Guerillakampf an Mobilisierungsfähigkeit gewinnen 
könnte, das steht noch dahin. Den Strategen des neuen ökonomi- 
schen Konzeptes (11) jedenfalls und den Mitgliedern der geplanten 
Friedenskommission stehen harte Runden bevor. 


Und da wäre dann noch das Militär, das in der Geschichte Perus 
keineswegs immer so loyal war, wie es sich geriert. 

Peru war und ist kein pazifistisches Land; Peru ist eine Bombe 
auf Zeit! ; 

Die Peruaner aber haben derzeit wieder ein prickelndes Tagesge- 
spräch, besonders in Lima. Und klar doch, alle sind jetzt 
erstmal "Apristas” - fast alle! 


HERR PRÄSIDENT, IHR POPULARITÄTSINDEX . 
STEIGT IMMER NOCH! f \ 


SOLLEN WIR IHN EINFRIEREN? Ä 
u 


(1) AP = Acciön Popular, Regierungspartei bis Juli 1985 

(2) d.h. gut 2/3 der erwerbsfähigen Bevölkerung Perus ist "nicht 
angemessen beschäftigt"; alle ökonomischen Schätzdaten für 
1985 liegen über denen des Vorjahres! 

(3) Entgegen den Erwartungen gab es außer ein paar Autobomben, 
die am Innenministerium in Lima hochgingen, keine größeren 
Zwischenfälle. 
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(4) APRA = Alianza Popular kevoluciuonaria Americana. 

1924 von Haya de la Torre als "Bewegung der ausgebeuteten 
Klassen Lateinamerikas" in Mexico gegründet; formale Gründung 
als peruanische Partei (Partido Aprista) im Jahre 1930 

(5) Wahlsystem und Auszählungsverfahren machen es möglich, daß 
die APRA allerdings auch alleine in den Kammern über knappe 
absolute Mehrheiten verfügen kann. 

(6) Ein Straßenzug im Zentrum Limas, wo der spekulative Dollar- 
Soles-Handel bisher von den Behörden unbehelligt geblieben 
ware 

(7) PIP = Policia de Investigaciones del Peru (Kriminalpolizei) 

(8) z.B. die Wiederaufnahme des Kooperativen-Cedankens 

(9) Laut ai-Angaben allein in der Ayacucho-Region mehr als 
1000 "Verschwundene", die überwiegend auf das Konto der 
Sinchi-Spezialtruppe und der Marineinfanterie gehen. 

(10) In diesen Tagen wurde offengelegt, daß die Ex-Innenminister 
der Belaünde-Regierung, Brush Noel und Percovich Roca (zu- 
letzt auch Premier) zutiefst in die Angelegenheiten der pe- 
ruanischen Kokain-Mafia verwickelt sind. Unter beiden 
war die Repression im Land massiv gestiegen. 

(11) Allen voran der neue Minister für Ökonomie und Finanzen 
L.Alva Castro, der mit dem Anspruch antritt, das liberale und 
das Ausland begünstigende ökonomische Modell zu brechen 


ENTSCHULDIGEN SIE, GARDIST, ABER WIE KAN) 
ES ANSTELLEN, ZUM PLATZ SAN MARTIN ZU 
KOMMEN, OHNE DASS SIE MICH 
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PANAMA 


Ruben Blades, nicht nur ein Songschreiber 


Seine Lieder zeugen von einer derartiger Spannkraft zwischen 
Ironie und tiefem Ernst, Witz und Dramatik, Volksmund und 
Literarischem, Alltäglichem und doch Politischem, daß man 
sich ihrer Wirkung nur schwer entziehen kann. 


Ihm gelingt das bravouröse Kunststück, ein so grauenerregen- 
des Thema wie das der "Verschwundenen" in einer so ein- 
dringlichen Form zu präsentieren, daß es Betroffenheit auslö- 
sen muß, und das nicht nur in Ländern, die darüber zu trau- 
riger Berühmtheit gelangt sind, wie Argentinien, Chile, EI 
Salvador und Guatemala. 


Ruben Blades ist nicht einfach ein erfolgreicher Songschreiber, 
der, auf einer Politwelle schwimmend, Stories vermarktet. Er 
hat ein echtes Anliegen. Seine Lieder wirken glaubhaft, sind 
nicht nur "Gesichter", sondern kommen vom "Herzen". Und die 
Glocken, die am Ende des Lieds über die feige Ermordung des 
Erzbischof von San Salvador, Arnulfo Romero, läuten, sind 
nicht nur Trauerglocken, sondern sie läuten auch Aufbruch, 
Neuanfang ein für die fortwährende "Suche nach Amerika". 


Nachdem in letzter Zeit häufiger in Pressemeldungen das Ge- 
rücht kolportiert worden war, daß Blades das Präsidentenamt 
in Panamä anstrebe in Panama war seine Platte "Buscando 
America" kurz nach ihrem Erscheinen auf dem Zensurindex ge- 
landet -, hat ihn Uli Mercker nach seinem letzten Konzert in 
Köln dazu befragt und uns Ausschnitte aus dem Interview zur 
Verfügung gestellt: 


Frage: Du verstehst Dich in erster Linie als Künstler, nicht als 
Politiker; gleichzeitig strebst Du Jedoch eine politische Karrie- 
re an, Ist das richtig? 

Antvort: Also ich werde sicher irgendwann nach Panama zurückgehen, 
Und ich glaube, wenn ich dort leben werde, wird es einfach sinn- 
voller sein, Sachen dort zu machen, nicht über sie zu singen. Es 
hängt natürlich von dem politischen Prozeß selbst ab, inwieweit 
es möglich sein wird, Veränderungen in Richtung auf Frieden und 
mehr Gerechtigkeit durchzuführen, Ich weiß Jetzt noch nicht, in 
welcher Bigenschaft ich meinem Land nützlich sein werde, aber daß 
ieh ihm nützlich sein werde, weiß ich, Das hängt selbstverstünd- 
lich auch von der politischen Reife des panamaischen Volkes ab. 
Ich kann mir durchaus vorstellen, daß ich nicht im traditionellen 
Rahmen Politik machen werde, sondern daß wir 2.B. eine Arbeitsye- 
meinschuft bilden, die wie eine Art Volksregierung arbeiten müßte, 
eine Art Volkskabinett, das zur Aufgabe hätte, die drängendsten 


ea un me en em a en. ei 
Aufgaben zu lösen. 
Kürzlich sagte Jemand zu mir: "Die Zeit des Redens ist vorbei!” 
Es reicht nicht mehr, über das Schlechte zu reden, es nur zu be- 
nennen, Alle Welt weiß inzwischen, was falsch Läuft. Worum es sich 
heute handeln muß, ist, die Ursachen für die Fehler zu beheben, 
und zwar praktisch. . 
Also, ich weiß noch nicht, inwieweit ich dazu in der Lage sein 
werde, aber ich habe nicht den geringsten Zweifel, daß ich es ver- 
suchen werde. Ich muß es versuchen. ... 
Den genauen Zeitpunkt dafür kann ich noch nicht angeben. Es gibt 
noch zu viele Dinge, in denen ich drinstecke. Das Harvard-Examen 
(Master Degree für Internationales Recht) habe ich zwar am 6, Juni 
d.J. abgeschlossen, trotzdem gibt es aber noch viele Sachen, die 
ich zunächst noch zuende führen muß. 
Um es zu wiederholen: wann genau, weiß ich nicht, aber daß ich 
zurückgehen werde, ist gewiß, 
F! Wie würdest Du die Rolle einschätzen, die die Musik für Deine 
angestrebte politische Karriere gespielt hat? 
Aa: Also, ich habe nicht angefangen, Musik zu machen, um später 
eine politische Karriere darauf aufzubauen, genausowenig, wie ich 
ursprünglich Jura studiert habe, um später Musik zu machen 
Ich habe im Laufe meiner Entwicklung einfach gelernt, meine Fähig- 
keiten und Anlagen richtig einzuschätzen und sie möglichst kon- 
struktiv umzusetzen. Ich glaube 2.B, nicht, daß ich dazu geboren 
bin, eine erfolgreiche Karriere als Musiker zu machen, eine Menge 
Geld anzuhäufen, mich damit zurückzuziehen und den Rest meines 
Lebens in einer Villa auf einem Hügel am Meer zu verbringen 
Unsere Musik hat natürlich dazu beigetragen, Leute auf Sachen zu 
stoßen, derer sie sich noch nicht bewußt gewesen waren. Laß mich 
das an einem Beispiel erklären: Traditionell hat die karibische 
Musik in den Radiostationen Argentiniens und Uruguays oder Chiles 
nie eine Rolle gespielt. Seit etwa sieben Jahren (1978 ist die 
Platte "Siembra" auf den Markt gekommen) wird diese Musik dort 
immer häufiger gespielt, Wir machten 1983 eine sehn erfolgreiche 
Tournee durch Argentinien und Uruguay. Was uns den Erfolg bescher- 
te war, glaube ich, nicht so sehr die Tatsache, daß die Leute dort 
gerne auf unsere Rythmen tanzen, sondern daß wir in unseren Lie- 
dern Inhalte ausdrücken, von denen sich die meisten direkt ange- 
sprochen fühlen. 
Und das ist etwas, was wir in der ganzen Welt feststellen können 
auch in Deutschland und in den USA. Jeder hat ähnliche Erwartungen 
und Hoffnungen und auch ähnliche Probleme. Die Priorität in mei- 
nen Liedern liegt natürlich auf Lateinamerika, weil ich aus dieser 
Kultur stamme und mich am besten in ihrer Sprache ausdrücken kann. 
Ich finde, wir haben schon einiges geleistet, die Leute näher zu- 
sammenzubringen, und ich meine, das ist wiehtiger, als wenn ich 
es geblieben wäre und dort als Rechtsanwalt gearbeitet 
ätte... 
Die Musik hat mir in Panama natürlich eine enorme Popularität ver- 
schafft, die Leute identifizieren sich mit ihr, und sie sind stolz 
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darauf, daß einer von ihnen den Namen dieses Kleinen Landes ın der 
Welt bekannt macht. Dieser Bekanntheitsgrad und Rückhalt in der 
Bevölkerung in Verbindung mit meiner professionellen Qualifikation 
kann natürlich dazu beitragen, daß ich nicht nur über Probleme 
dort singe, über Hoffnungen und Erwartungen, sondern daß ich prak- 
tisch zur Lösung der Probleme beitrage. Und zwar hängt das nicht 
von mir als Person ab, ich bin kein Messias, als Einzelperson kann 
ich garnichts ausrichten, aber ich kann vielleicht Anstöße geben.. 
F: Heißt das, daß Du doch das Präsidentenamt anstrebst? 

A: Nein, nein, obwohl ich das natürlich nicht für irgendeinen 
Zeitpunkt völlig ausschließen möchte. Meine Absicht ist in erster 
Linie, verantwortlich teilzunehmen am öffentlichen Leben Panamas, 
ganz gle”-h in welcher Form sich Möglichkeiten dafür auftun. Das 
kann in Fırm der gründung einer neuen politischen Partei bestehen, 
in der tatsächlich die breite Masse der Bevölkerung repräsentiert 
wäre. Gegenwärtig kann nämlich keine der existierenden politischen 
Parteien beanspruchen, diese zu vertreten, A 

F: Ist es richtig, daß Du Pläne hast, in nächster Zeit Platten 
auf englisch herauszubringen? Wenn ja, könnte das nicht Dein ei- 
gentliches Anliegen verwässern? 

A: Es ist richtig, aber ich glaube nicht, daß eine solche Gefahr 
besteht. Zur Zeit ist es noch mein Anliegen, so viele Leute als 
möglich zu erreichen. Es handelt sich hier um ein. Vermittlungs- 
problem, In den USA sind wir Latinos eine große Minderheit 

Da unser politischer Einfluß so gering ist, bleibt die Kunst als 
ein wesentliches Medium, um überhaupt etwas von dem, was wir ma- 
chen, zur Kenntnis zu bringen. Und dabei führt kein Weg an der 
englischen Sprache vorbei, wenn man in der nordamerikanischen Ge- 
sellschaft bemerkt werden will. 

Für mich persönlich habe ich außerdem eine ganz pragmatische Ant- 
wort auf deine Frage, die mich auch beschäftigt hat, gefunden: 
In Panama haben wir einen großen Anteil westindischer Bevölkerung. 
Mein Großvater stammt aus Sta. Lucia, einer ehemaligen britischen 
Kolonie. Daher stammt auch mein Nachname, Blades, eigentlich eng- 
lisch ausgesprochen, Also, ich werde ein Alter Ego aufbauen, das 
für diesen Teil der Arbeit zuständig sein wird und das nichts mit 
der Arbeit zu tun haben wird, die ich auf spanisch fortsetzen 
werde. Es wird ein Experiment sein, auf jeden Fall werde ich nicht 
aufhören, auf spanisch zu singen, weil ich bereits viel zu tief 
in der Sache der Latinos drin stecke, um damit aufhören zu können. 
Ökonomische Gesichtspunkte spielen dabei auf jeden Fall keine 
Rolle, es geht vielmehr um eine Frage der Taktik.... Je bekannter 
du bist, desto mehr Aufmerksamkeit wird dir geschenkt, in allem 
was du sagst und was du machst, und das will ich auch im Inneren 
der USA erreichen, 

F: Gibt es besonderekigenschaften der Musikform 'Salsa', die Dich 
veranlassen, an ihr festzuhalten? 

A: Mir scheint, es ist eine der Musikformen, die noch nicht 
kastriert sind durch den Erfolg, die nichts von ihrer dynamischen 
Stärke verloren haben. Manche Leute glauben, daß Salsa erst seit 
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kurzer it existiere, In Wirklichkeit gibt es sie schon seit 
über 50 Jahren. 

Was mich außerdem besonders an ihr interessiert, ist, daß sie in 
Lateinamerika - dessen politische Situation durch extreme Polari- 
sation gekennzeichnet ist - ... die Leute wieder mehr zusammen- 
bringen kann, daß sie eine Form der Kommunikation darstellt, be- 
sonders dort, wo die Zensur herrscht, und daß sie generell zur 
Lebensfreude beitragen kann, egal wo auf diesem Kontinent „.. Ich 
glaube, wir sind an einem Punkt angelangt, an dem es notwendig 
wird, die Kunst eben auch als Mittel der Kommunikation im Sinne 
von Konfrontation mit der Wirklichkeit zu gebrauchen, nicht um 
ihr zu entfliehen. 
F: Die neue LP, die im Oktober rauskommen soll, ’Escenas' (Sze- 
nen), wird ähnlich politischen Inhalts sein wie die vorausgegan- 
genen? 

A: Ja und nein. Es werden nicht so.direkt politische Themen ange- 
schnitten. Es wird mehr von sozialen Beziehungen zwischen Menschen 
die Rede sein, Was ich vorhabe, ist eine Art musikalischer Chro- 
nik über das Leben lateinamerikanischer Bürger zu schreiben, nor- 
maler Stadtbewohner. ... Es gibt auch ein Stück darauf, dessen 
Thematik ich schon früher einmal verarbeitet habe: Rassismus. 
Lili Arlena' ist ein Beispiel dafür, das weiße Mädchen, das mit 
einem nicht ganz so weißen Mann zusammenlebt und dadurch in 
Schwierigkeiten gerät, nur weil der Mann eben nicht weißer Haut- 
farbe ist. Heute stehen die Probleme Südafrikas wieder auf der 
Tagesordnung „.. Und ich glaube, es ist an der Zeit, daß Latein- 
amerika sich auch mehr dieses Problems annimmt, weil wir hier 
auch unsere Rassismus-Probleme haben, 
Ich kann nur wiederholen, es sieht so aus, daß ich in meinen Lie- 
dern die Politik nie ganz ausklammern kann, und ich glaube auch, 
daß das unmöglich ist. So einfach ist das Leben. 


Im weiteren Verlauf des Gesprächs nahm Ruben Blades noch einmal 
ausführlich Stellung zu dem übergreifenden Ziel, das er mit sei- 
ner Musik verbindet: die lateinamerikanische Integration sowohl 
in politischer als auch in kultureller Hinsicht: 


Ich habe seit dem Anfang der siebziger jahre immer wieder gesagt: 
es gibt keine Probleme, die sich auf ein Land festmachen ließen, 
die nicht Konsequenzen für das Nachbarland nach sich zögen. Die 
Geschichte führt uns das doch tagtäglich vor Augen, ein Feuer ent- 
facht sich in einem Land und springt über in ein anderes. Das 
liegt nicht daran, daß dieselben Typen überall ihre Finger um 
Spiel haben, sondern daran, daß überall ähnliche Bedingungen exı- 
stieren, die solche Unruheherde entstehen Lassen. 


Die wirtschaftlichen Probleme, die Auslandsschulden, das sind 


Probleme Lateinamerikas, nicht einzelner Länder wie Brasilien, 


Argentinien oder Venezuela. Die Konsequenzen davon werden wir in 
ganz Lateinamerika spüren. Ebenso hat es sich bei dem Malvinen- 
Konflikt verhalten. Auf einmal sind alle Lateinamerikanischen 
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Länder betroffen, nicht alle eilen zur Hilfe, Chile war natürlich 
wieder einmal die gewohnte Ausnahme, aber Panama 2.B. hat sofort 
Hilfe angeboten, oder selbst Cuba, von dem man es am wenigsten 
erwartet hätte, und sogar Nicaragua. Die Folge davon war, daß man 
in Argentinien sehr wohl verstanden hat, daß seine Entwicklung 
nicht losgelöst von dem übrigen Kontinent laufen kann, daß es viel 
enger mit dem Schicksal Lateinamerikas verknüpft ist als 2.B. dem 
Europas. 

Das sind Prozesse, die langsam vonstatten gehen, aber die einfach 
laufen. Wir können nur gemeinsam wachsen, einer darf dem anderen 
nicht über den Kopf wachsen, es geht nur zusammen, wenn auch viel- 
leicht mit Arscehtritten, 

F: Und wie schätzt Du das Bewußtsein darüber in der Latino-Bevöl- 
kerung in den USA ein? 

A: Das ist sehr schwer einzuschätzen, weil Zwischen den verschie- 
denen nationalen Volksgruppen eine starke Polarisierung herrscht, 
Auch die Radiostationen tragen ihren Teil dazu bei. Da gibt es 
die Stationen, die nur 'weiße' Musik spielen, andere, die nur 
Rythm and Blues, wieder andere, die nur "schwarze" Musik spielen 
und schließlich auch solche, die Latino-Musik bringen, Und da gibt 
es dann 2.B. das Problem, daß die Sender in den Südstaaten sehr 
stark von der mexikanischen Musik beeinflußt sind und kaum kari- 
bische Musik übertragen. Umgekehrt im karibischen Raun hat die 
mexikanische Musik kaum einen Platz, oder Radio Chicana spielt 
keine Musik aus Puerto Rico ete. Was ich damit sagen wills ist, 
daß die diversen Radiosender in den meisten Fällen nicht so sehr 
als Bindeglied für die verschiedenen Nationalitäten fungieren, 
sondern in der Hauptsache nationale Trennungslinien markieren, 
festschreiben. 

Augenblicklich kann man wohl noch sagen, die Argentinier sind 
sehr stolz auf ihr Land, die mexikanisch-amerikanischen Gruppen 
sind sich sehr bewußt ihrer Herkunft, ebenso die Puertoricaner, 
Was wir vorfinden, ist eine immer wieder erneute Bestätigung na- 
tionaler Identitäten, 

Was wir hoffen, ist, daß sich dieses stark ausgeprägte Nationali- 
tätsgefühl in Zukunft in ein Gemeinsamkeitsgefühl verwandelt, in 
ein Gefühl gemeinsamer Rasse, gemeinsamer Kultur, das dazu bei- 
tragen könnte, die Lateinamerikaner insgesamt zu vereinigen. 
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KOLUMBIEN 


Die Guerillaorganisation in den 
indianischen Gebieten 


Das Waffenstillstandabkonmen, das im letzten Jahr zwischen der 
kolumbianischen Regierung und den Guerillaorganisationen M-19, 
FARC una EPL getroffen worden war, stand von Beginn an auf 
schwankendem Boden. Die Armee sah Einfluß und Ansehen bedroht, 
die angekündigten Reformen, die dem Frieden aie sozio-Ökonomi- 
sche Grundlage sichern sollten, wurden nicht durchgeführt. Immer 
wieder kam es zu Gefechten, im Juni dieses Jahres starben 
dabei etwa 70 Menschen. Im Juli erklärte M-19 den hWaffenstill- 
stand formal für beendet, da die Herrsehenden zu keinen Zuge- 
ständnissen in Richtung auf soziale Gerechtigkeit und einen 
wirklichen Frieden bereit seiten. 

Drei Tage nach einem neuen Friedensaufruf Belisarto 

Betaneurs tötete das Heer in Calt Ivän Marino Ospina und andere 
Mitglieder von M-19. Ospina war nach dem Tod von Jaime Bateman 
zunächst "Nr. 1" der Organisation und seit Ende 1984 Mitglied der 
fünfköpfigen Führungsgruppe. Angesichts verschiedener Signale 
aus den Kreisen von M-19, unter Umständen neue Verhandlungen auf- 
zunehmen, erweist sich die Militäraktion in Cali als Versuch der 
Armee, die Wege dahin endgültig zu verbauen. 


Angesichts erneuter Gefechte zwischen Guerillaorganisationen und 
Armee stellte die Organisation der Indianer im Departement Cauca 
(ERIC - Consejo Regional Indigena del Cauca) ihre Beziehung zur 
den verschiedenen Guerillaorganisationen dar. Die Erklärung 
stammt vom Juli dieses Jahres. 


An erster Stelle soll darauf hingewiesen werden, daß im 


Departement Cauca kein allgemeiner Kriegszustand herrscht, 


wie von Sprechern einiger Guerillagruppen im Ausland 
behauptet wurde. Zwar haben im Laufe der vergangenen 
Monate bewaffnete Gruppen durch Überfälle auf Polizei- 
konvois und Besetzung von Polizeiposten der Polizei be- 
achtliche Verluste zugefügt (einige der Überfälle er- 
folgten außerhalb der indianischen Gebiete), doch kam 
der indianischen Bevölkerung im Rahmen dieser Ereignis- 
se lediglich eine Statistenrolle zu. Nach den Anschlä- 
gen war sie Ziel der Repression durch das Militär. 


Der CRIC hat bezüglich dieser Vorgänge seine Mißbilli- 
gung zum Ausdruck gebracht; die Cabildos (Gemeinderäte 
der Indianer) haben den Guerillagruppen gegenüber ihr 
Mißfallen darüber unterstrichen, daß solche Aktionen 
auf indianischem Gebiet stattfinden, da, wie bereits 
erwähnt, die indianischen Gemeinden die entsprechende 
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Repression durch die Streitkräfte zu ertragen haben. 
Beispiele dafür sind die Resgquardos (Indianergebiete) 
von Jambaldö, Caldono und Pueblo Nuevo, in denen das Heer 
verschiedene Gemeindemitglieder folterte und tötete, 
Häuser zerstörte und die Soldaten Gemeindeläden und Fa- 
milienhäuser oeraubten unä »lünderten. 


Zur Rechtfertigung der Repression wurden die Cabildos 
des CRIC von Militär und Regierung beschuldigt, die 
Guerillagruppen zu unterstützen. Die Guerillagruppen 
ihrerseits üben - vergeblich - Druck auf die indiani- 
schen Gemeinden aus, um von ihnen den zur Erweiterung 
ihres Handlungsspielraumes notwendigen Rückhalt zu be- 
kommen. 


Im Departement Cauca operieren fünf Guerillagruppen, die 
entgegen vielfacher Behauptung nicht einheitlich vorgehen, 
da zwischen den einzelnen Gruppen tiefreichende Differen- 
zen bestehen. Die Bewegung der Indianer hat mit den Gueril- 
lagruppen so unterschiedliche Erfahrungen gemacht, daß 

der CRIC sich veranlaßt sah, Stellung zu beziehen. 


Im folgenden sollen die unterschiedlichen Gruppen der Gue- 
rilla einzeln dargestellt werden: 


1. Die am längsten bestehende Gruppe, die im Cauca ope- 
riert, setzt sich aus der 6. und der 8. Front der FARC 
(Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia - Bewaffne- 
te Revolutionäre Streitkräfte Kolumbiens) zusammen, die 
der Kommunistischen Partei Kolumbiens nahesteht. Von sei- 
ten der indianischen Gemeinden wurde die FARC in der Re- 
solution von Vitoncö im Februar 1985 abgelehnt, da sie 

mit Einschüchterungstaktik die Cabildos und die führen- 
den Personen der Indianer bekehren und für ihr letztlich 
auf die Wahlen ausgerichtetes Vorgehen gewinnen wollten, 
denn die FARC war nach der Unterzeichnung des Waffenstill- 
standsabkommens mit der Regierung Belisario Betancur zur 
Partei Jeworden (Uniön Patriödötica). Menrere führende Per- 
sonen und Gemeinderäte der Resguardos wurden von der FARC 
ermordet. Die FARC operierte zwar in mehreren Resguardos, 
wurde von den Indianern jedoch einmütig abgelehnt. An 
Aktionen gegen die Streitkräfte hat sich die FARC nicht 
beteiligt, sondern hat im Gegenteil den Streitkräften 

ihre Unterstützung angeboten, um diejenigen Gruppen zu be- 
kämpfen, die das Waffenstillstandsabkommen nicht unter- 
zeichnet haben. Zur tatsächlichen Kooperation kam es 

dann beim Überfall auf die Gruppe "Ricardo Franco', einer 
Abspaltung der FARC und als man der 'Quintin Lame' an- 
drohte, sie zu bekämpfen. 


2. Die M-19 (Movimiento 19 de Abril - Bewegung 19. April) 
ist neben der FARC die zahlenmäßig größte Guerillagruppe. 
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Nachdem sie mehrere Jahre lang im Departement Caquetä 
operiert hatte, verlegte sie ihre Aktionen in den Cauca, 
da diese Region ihrem Ziel, die Regierung zu übernehmen, 
bessere Aussichten auf Erfolg bot. Hier nämlich konnte 
man auf die organisierten indianischen Gemeinden zählen, 
die seit 14 Jahren erfolgreich um ihr Land kämpften und 
dabei in mehreren Zonen die Oligarchie der Großgrundbe- 
sitzer vertreiben konnte, von denen sie ständig verfolgt 
worden waren. 


Die M-19 hatte zwar auch das Waffenstillstandsabkommen un- 
terzeichnet, zu dessen Einhaltung jedoch soziale, ökono- 
mische und politische Reformen gefordert. Der kümmerliche 
"Nationale Dialog’, an dem die traditionellen Parteien 

und staatlichen Organisationen gar nicht teilgenommen 
hatten, die Repression durch das Militär sowie Attentate 
auf führende Mitglieder der Organisation hatten die M-19 
dazu bewogen, das Abkommen zu brechen und ihre bewaffneten 
Aktionen wieder aufzunehmen. Die Aktionen gegen Streitkräft 
und Polizei wurden außerhalb der indianischen Territorien 
durchgeführt. Sie entsprachen weder regionalen politischen 
Strategien noch hatten sie sich aus dem Kampfbewußtsein der 
Bauern entwickelt und blieben daher ohne den notwendigen 
Rückhalt aus der Bevölkerung. Da die M-19 keine Übergriffe 
auf die indianischen Gemeinden beging, sympathisierten zwar 
einige Gemeindemitglieder mit ihr, doch entwickelte sich 
diese Sympathie nicht bis zur Unterstützung der Gruppe. 

Da man mit den Problemen der Gemeinden nur minimal ver- 
traut war und sie nicht in die Arbeit mit den Massen ein- 
bezog, wurde die M-19 immer mehr in die Isolation ge- 
drängt. Denn die indianischen Gemeinden haben wohl begrif- 
fen, daß die von M-19 geforderte Autonomie auch bedeutet, 
daß die Bewegung hauptsächlich getragen wird vom organi- 
sierten Kampf zur Verwirklichung der wichtigsten Bedürf- 
nisse der indianischen Gemeinde. 


3. Die Gruppe "Ricardo Franco' ist eine Abspaltung der 
FARC, die mit der Unterzeichnung des Waffenstillstands- 
abkommens nicht einverstanden war. Sie verlegte ihr 
Operationsgebiet von der Stadt auf das Land und wählte 
als Zentrum ihrer Operationen das Departement Cauca. 
Ricardo Franco ist diejenige Gruppe, die der Polizei 
und den kolumbianischen Streitkräften die schwersten 
Schläge versetzen konnte und aufgrund deren Aktionen die 
Militarisierung der indianischen Zonen erfolgte. 


Ricardo Franco hat keine festgelegte Strategie und die 
Aktionen gegen die Streitkräfte erfolgen sporadisch. In 
der jüngsten Vergangenheit kam es zu Konfrontationen die- 
ser Gruppe mit der FARC; der Konflikt zwischen beiden 
Gruppen scheint sich zuzuspitzen, Die indianischen Ge- 
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meinden haben bei diesen Auseinandersetzungen nicht mehr 
als eine Zuschauerrolle inne und sie unterstrichen ihr 
Mißfallen darüber, daß diese irrgängerischen Konflikte 
auf ihrem Gebiet ausgetragen werden. 


4. Das ELN (Ejercito de Liberaciön Nacionel - Heer für 
nationale Befreiung), das in anderen Regionen des Landes, 
wie z.B. in Arauca schon seit einiger Zeit Auseinander- 
setzungen mit den Streitkräften geführt hatte, ist im 
Cauca nur sporadisch präsent. Das ELN dringt mit fried- 
lichen Besetzungen von Dörfern lediglich in die südlichen 
Zonen ein; indianisches Gebiet hat es noch nicht einmal 
betreten. 


5. Abschließend soll die Gruppe "Quintin Lame' erwähnt 
werden, die im Cauca seit ca. zwei Jahren operiert und 

in der Öffentlichkeit zu Beginn dieses Jahres bekannt 
geworden ist, als sie als Protest gegen die Ermordung 

des indianischen Priester Alvaro Ulcu& die Stadt Santan- 
der de Quilichao einnahm. Später verbrannten Mitglieder 
dieser Gruppe auf der Hacienda 'San Luis', die zur Zucker- 
fabrik 'Castilla' gehört, zwei Traktoren als Vergeltungs- 
maßnahme für die Räumung und Zerstörung von Pflanzungen 
auf der Hacienda 'Lopez Adentro', die Indianer besetzt 
hatten. 'Castilla' hatte die Maschinen zum Niederwalzen 
der Anpflanzungen ausgeliehen. 


Das Kommando 'Quintin Lame'’ besteht aus einigen Indianern 
aus den Resguardos und nimmt an den Treffen der Indianer 
teil, um die Cabildos über ihre Ziele:in Kenntnis zu 
setzen und die Anerkennung der traditionellen Autoritäten 
der Indianer zu bezeugen. 'Quintin Lame' hat noch nie 
Aktionen durchgeführt, die gegen das Militär oder den 
Staat gerichtet waren; das Kommando übt lediglich Vergel- 
tung für Übergriffe auf Indianer, d.h. es nimmt die Posi- 
tion der Selbstverteidigung ein. Der CRIC hält aus diesem 
Grunde die Auffassung jener für ungerechtfertigt, die be- 
haupten, Quintin Lame'ziehe die Indianer in kriegerische 
Auseinandersetzungen hinein. 


Wie aus dieser Darstellung der bewaffneten Gruppen und 
ihrer Aktivitäten hervörgeht, ist, ganz entgegen der 
Darstellungen von seiten des Militärs und der Guerilla- 
gruppen, das Departement Cauca weit davon entfernt, ein 
Kriegsgebiet zu sein. Der CRIC ist damit beschäftigt, 
seine Programme auf den Gebieten Erziehung, Gesundheit, 
Produktion und Viehwirtschaft auszubauen und mit einer 
Unterbrechung dieser Aktivitäten ist nicht zu rechnen. 
Eine zeitweise Unterbrechung der Aktionen könnte eintre- 
ten, doch wird es nicht so weit kommen, daß die Arbeit 
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ganz eingestellt wird. Dies bedeutet nicht, daß die 
Gefahr der Ermordung der führenden Personen des CRIC 
nicht gesehen würde; die Organisation steht im Visier von 
Militär und Polizei, die ihrerseits die Interessen von 
Großgrundbesitzern und Politikern vertreten. Unter der 
Präsidentschaft von Turbay Ayala (1978-82) war es schon 
einmal zu einer hemmungslosen Repression gekommen. Mit 
der daraus gewonnen Erfahrung wird der CRIC weiterhin 
seine führenden Personen schützen und den für die Fort- 
setzung der Arbeit notwendigen Spielraum nutzen. Die Er- 
fahrung hat gelehrt, daß nur die organisierte Arbeit mit 
der breiten Masse in enger Verbindung mit der Befriedi- 
gung der von der Bevölkerung am wichtigsten empfundenen 
Bedürfnisse Kontinuität garantiert. Diese Erfahrung 
bietet auch Schutz vor den Aktionen der Guerillagruppen, 
die bislang aufgrund räumlicher und zeitlicher Einschrän- 
kungen keinerlei Lösungen der Probleme der Gegenwart und 
keine Konsolidierung einer wirklichen Volksbewegung der 
Unterdrückten zur Errichtung einer besseren Gesellschaft 


‚bewirken konnten. 


Consejo Regional Indigena del Cauca (CRIC) 


Bitte 


Im Zuge der Repression wurden zwei der besten Filme des 
CRIC vom Militär beschlagnahmt. Sie zeigen Arbeit und 

Kampf des CRIC. Die indianische Organisation bittet des- 
halb alle Freunde im Ausland, ihr eventuell vorhandenes 


Filmmaterial zu schicken sowie Filme, die den Kampf anderer 


indianischer Völker demonstrieren oder z.B. Auseinander- 
setzungen um Bodenschätze, Kulturprogramme usw. dokumentie- 
ren. 

Der CRIC selbst besitzt nur einen 16 mm Projektor, will 


jetzt aber noch einen Projektor für 8 mm anschaffen. In 
diesem Sinne ist er für jede Hilfe dankbar. 


CRIC, Calle 2a. Norte No. 13-53, Barrio Cadillal, 
Apartado Aereo 516, Popayän, Cauca, Kolumbien. 
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GUATEMALA 


Guatemala vor den Wahlen — Teil I 


ETWAS ÄNDERN, DAMIT ALLES BLEIBT, WIE ES IST 


Die gegenwärtige Militärregierung Guatenalas beabsich- 
tigt, gut zwei Jahre nach dem Futsch vom 8.8.1983 Frä- 
sidentschaftswahlen durchführen zu lassen, die nach: 
zwanzigjähriger Herrschaft der Generäle wieder eine zi- 
vile Regierungsform erlaubt. 

Das neue Wahlgesetz gestattet allen Parteien die Wahl- 
beteiligung, die zuvor in wenigstens 50 Verwaltungsbe- 
zirken ein Minimum von 4.000 Unterstützervoten vorwei- 
sen Können. 

Erreicht keine der Parteien in den künftigen allgemei- 
nen Präsidentschafts- und Kongreßwahlen vom 3. Noven- 
ber 1985 die absolute Mehrheit, so entscheidet ein zwei- 
ter Wahlgang am 8. Dezember mit einfacher Mehrheit, wel- 
che Partei den neuen Präsidenten stelit. Die neue Regie- 
rung wird am 24. Januar 7986 ihr Amt’antreten. Gleich- 
zeitig tritt die neue Verfassung in Kraft. So weit das 
Progrann. 


EIN SINNESWANDEL DES MILITÄRS? 


Im ökonomischen Bereich ist Guatemala wie fast alle 
Länder der Dritten Welt von den ungleichen Preisverhält- 
nissen im Außenhandel (terms of trade) nicht verschont 
geblieben, wenngleich es auch in mancherlei Hinsicht 
noch besser dasteht als seine mittelamerikanischen Nach- 
bern. 
Doch neben diesen allgemeinen Problemen der Abhängigkeit 
vom Weltmarkt und von ausländischen Konzernen ist die 
wirtschaftliche Situation von den Bereicherungsinteres- 
sen der Oligarchie und einer mit dieser verzahnten Offi- 
zierskaste geprägt. Eine immense Auslandsverschuldung 
62 Mrd. US-D), stetig zunehmendes Haushaltsdefizit 
2,4 Mrd.), fehlende Devisenbestände (817 Mio.), sin- 
kende Investitionen (-50% ggü. 1980) und rückläufige 
Produktivität sind neben einer chronische Korruption 
und Mißwirtschaft sowie einer horrenden Kapitalflucht 
(1,7 Mrd.seit 71980) die Folgen. 
Diese Zahlen erhalten ihr Gewicht, wenn man sie in Be- 
zug setzt damit, daß das interne Volkseinkommen nur 8. 
Mrd. US-D beträgt, die Ausfuhr lediglich 9 Mrd., der 
Staatshaushalt 1,28 Mrd. 
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Einen Großteil verschlingt die Militarisierung des Lan- 
des, d.h. der Ausbau der Militär- und Sicherheitskräfte, 
die Offensiven gegen die Guerilla, die zivilen Progran- 
me der Widerstandsbekämfung, wie z.B. die Errichtung 
von strategischen Dörfern und sog. "Entwicklungszonen" 
sowie der Unterhalt einer Miliz von 900.000 Personen, 
das sind Dreiviertel der männlichen Landbevölkerung zwi- 
schen 15 und 50 Jahren. 

Allein für den Sicherheitshaushalt waren 1984 ca. 290 
Mio. US-D vorgesehen,ein Viertel des Etats. - Von 1979 
bis 7983 stiegen die Rüstungsausgaben um 500%. Nicht 
mitgerechnet sind dabei die indirekten Militärkosten, 
die verdeckt unter anderen Bezeichnungen laufen, wie 
"Hilfsprogramme für die Hochlandbevölkerung' etc. - 

Die Kosten dieser Politik muß die ohnehin mittellose 
Bevölkerung zahlen. Deren Einkommensniveau ist real seit 
1970 um 30% gesunken. Von einer Gesamtbevölkerung von 
7,2 Mio. leben bereits 1980 4,6 Mio. in totaler Armut. 
Die Arbeitslosigkeit wird offiziell nit 43% eingestuft, 
ist tatsächlich aber noch höher, da den Berechnungen die 
Zahl von mehreren Hunderttausend internen Flüchtlingen 
nicht zugrunde lag, indianischen Campesinos meist, die 
vor den Armeemassakern 1981-83 das nordwestliche Hoch- 
land verlassen hatten. 

So sind die sozialen Konflikte Längst vorprogrammiert. 
Angesichts der wachsenden Verelendung bleibt einem Groß- 
teil der Bevölkerung trozt anhaltender Repression keine 
andere Wahl, als für ihre Forderungen zu kämpfen. Sie 
haben buchstäblich nicht mehr zu verlieren als ihr Le- 
ben in Armut. So brachte das Jahr 1984 zahlreiche 
Streiks gegen den Abbau der Reallöhne und Arbeitsplätze. 
Internationales Aufsehen erlangte der Kampf der Coca- 
Cola-Arbeiter, die ein Jahr lang den stillgelegten Be- 
trieb besetzten, um für den Erhalt ihrer Betriebsge- 
werkschaft zu kämpfen. Tuusende von Obdachlosen nahmen 
unbebaute Grundstücke in den Randzonen der Hauptstadt 
ein. ach offiziellen Angaben fehlen in Guatemala eine 
Million Wohnungen. 

Doch auch innenpolitisch werden die Militärs von den 
traditionellen Kräften der Oligarchie und ihren Vertre- 
tern in den Parteien immer stärker bedrängt, einen Teil 
ihrer Macht abzugeben. 

Im April 85 zwang der mächtige Verband der Agrarexpor- 
teure, Unternehmer und Banken, CACIF, unterstützt von 
fast allen Farteien, Staatspräsident MEJIA VICTORES 
zur Rücknahme einer Steuererhöhung. 

Im Steuerparadies Guatemala beträgt das Aufkommen aus 
Kapitalerlös und Export ohnehin nur 30% des Haushalts. 
70% sind indirekte Steuern, die zu Lasten der Bevölke- 
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rung gehen. Deren Toleranzgsrenze ist bereits seit lan- 
gem überschritten. 

Außenpolitisch schließlich war Guatemala gezwungen, 
einen moderateren Kurs einzuschlagen, un aus der Inter- 
nationalen Isolation zu kommen, in die es aufgrund der 
Menschenrechtsverletzungen geraten war, und um die drin- 
gerd benötigte Wirtschafts- und Militärhilfe zu erhal- 
ten. 

Mit anderen Worten, das Regime benötigte ein neues Ima- 
ge. Dies ist der Grund, warum bald nach dem Militär- 
putsch vom 8.8.83 (Sturz Generals Rios Montt) die sog. 
"demokratische Öffnung" propagiert wird und um Zeit zu 
gewinnen, am 1. Juli 84 Wahlen zu einer Verfassungge- 
benden Nationalversammlung statfinden. 

Das allgemein positive Echo der Medien und der Regierun- 
gen westlicher Länder darauf, daß gum erstenmal seit 
1966 wieder 'saubere’, d.h. unmanipulierte Wahlen durch- 
geführt wurden, läßt jedoch außer acht, daß nur an der 
Fassade etwas verändert wurde, damit alles beim alten 
bleibt. 


WAHLEN ZUR VERFASSUNGGEBENDEN NATIONALVERSAMNLUNG 


"In Guatemala haben Wahlen zur Verfassunggebenden Ver- 
sammlung stattgefunden, die eine klare Mehrheit demo- 

kratisch ausgerichteter Parteien erbracht haben," be- 

hauptete Entwicklungsminister WARNKE nach seiner Rück- 
kehr von einem Staatsbesucht im April 85. Diese Aussa- 
ge stimmt eindeutig nicht. 


1. Die Wahlen fanden in einem Klima breitester politi- 
scher Repression statt: 


Allein im Vormonat Juni wurden 90 Personen ermordet, 66 
entführt und 103 durch Anschläge auf ihr Leben verletzt. 
Besonders verfolgt waren die politisch bewußteren Gesell- 
schaftsgruppen (Gewerkschafter, Universitätsangehörige 
etc.) sowie zahlreiche Kandidaten der zur Wahl aufge- 
stellten Parteien. Allein von letzteren wurden zwischen 
Oktober 83 und März 84 vier ermordet und fünfzehn weite- 
re entführt. - Durch Massenverhaftungen denen zwischen 
Januar und Mei 84 über 3.500 Personen zum Opfer fielen, 
erzeugten die Sicherheitskräfte darüber hinaus ein all- 
gemeines Klima politischer Verunsicherung. 


2. An der Wahl beteiligten sich nur Parteien der extre- 
men Rechten und der rechten Mitte. 


Alle relevanten Kräfte der politischen Opposition, u.a. 
die sozialdemokratische PSD, konnten aufgrund der poli- 
tischen Verfolgung nicht teilnehnen. Die vier Guerille- 
Organisationen, seit 1982 in der URNG zusammengeschlos- 
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sen, hatten von Anfang an die Wahlen als Täuschungsma- 
növer abgelehnt, tolerierten jedoch ihre Durchführung. 


3. Die Wahlbeteiligung erscheint nur deshalb relativ 
hoch, weil ihr nicht die Zahl der wahlberechtigten 
Bevölkerung zugrunde gelest wird, sondern die erhe- 
blich geringere Zahl derer, die sich zuvor in Wahl- 
registern eintragen ließen. 


Hinzu kommt der gesetzliche Wahlzwang. Durch Androhung 
einer Geldstrafe, die für viele einem Monatseinkommen 
entsprach, wurde insbesondere die Bevölkerung der mili- 
tärisch stark kontrollierten sog. 'Konfliktgebiete’' zur 
Wahl genötigt. Viele nahmen teil, um sich später Unan- 
nehmlichkeiten und Verdächtigungen zu ersparen, denn 
durch einen Vermerk im Ausweis kann .jederzeit nachge- 
prüft werden, ob sich jemand 'steatsloyal' verhalten 
hat, 

Rechtlich umstritten war ferner die Teilnahme der Zivil- 
patrouillen, die als paramilitärische Truppe nach gül- 
tigen Gesetz vom aktiven Wahlrecht hätten ausgeschlossen 
sein müssen. 

So muß die Abgabe leerer bzw. ungültiger Stimmen in 
einer Größenordnung von 20% als Protest gewertet werden.- 
Ungerechnet auf die Gesamtheit der Wahl berechtigten ga- 
ben daher nur ca. 40% ihre Stimme ab: entweder trugen 
sie sich nicht in die Wahlregister ein, nahmen an der 
wahl nicht teil oder wählten ungültig. 


4. Trotz des numerischen Sieges der Christdemokraten 
-DCG-, gefolgt von der Zentrumsunion -UCN-, teilte 
das Oberste Wahlgericht überraschend dem rechtsex- 
tremen Bündnis MLN/CAN die Mehrheit der Sitze in 
der Nationalversanmlung zu. Über deren 'demokrati- 
sches Selbstverständnis' ist noch zu reden. 


DIE NEUE VERFASSUNG 


Ganz unzweideutig stellt die Nationalversammlung keine 
wirkliche Repräsentation des Volkes dar, weder im Hin- 
blick auf eine Beteiligung der demokratischen Opposi- 
tion noch der indianischen Bevölkerungsmehrheit. Nur 
zwei Delegierte waren indianischer Herkunft. Von ihnen 
wurde bereits einer kurz,nach der Wahl ermordet, weil 
er sich in Widerspruch zu seiner Partei (MLN) begeben 
hatte. 

Die am 31.5.85 vorgelegte neue Verfassung, die vierte 
innerhalb der letzten vierzig Jahre, wird selbst von 
wohlwollenden Kritikern nur als 'mittelmäßig' bezeich- 
net, in großen Zügen 'abgeschrieben' von der bis dahin 
gültigen aus dem Jahre 1965. 
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In Bezug auf den sozialen Gehalt biete das neue Grund- 

gesetz nicht einmal 10% der vorangegangenen, kritisier- DAZU FOLGENDE BEISPIELE: 

te der Abgeordnete Jose Garcia Bauer, ein Verfassungs- Im Gegensatz zur außer Kraft gesetzten Verfassung (Art. 
rechtler. Aus diesem Grunde, nämlich weil die früheren 53) räumt Art. 12 der neuen grundsätzlich die Bildung 
sozialen Errungenschaften zugunsten von Sonderinteres- von Sondergerichten ein, sofern diese vorher "geset- 
sen weniger aufgegeben worden seien, hatte der Dele- lich geregelt" worden sind. Die Regierung Rios Montt 
gierte Telesforo Guerra bereits am 30.1.85 seinen Rück- hatte 1982 in eindeutigem Verfassungsbruch geheime ni- 
tritt aus der Nationalversammlung erklärt. s litärische Sondertribunale einrichten lassen, die 15 
So erhob sich zum Beispiel ein Proteststurm von Seiten politische Opfer zum Tode verurteilten. Dies führte in 
sämtlicher Delegierten des rechten Spektrums, als Ar- der nationalen und internationalen Öffentlichkeit zu 
tikel 39 diskutiert wurde, dem ein Vorschlag über die nachhaltigem Protest. 

'soziale Verpflichtung des Frivateigentuns! zugrunde 


Die Einschränkung der Freizügigkeit war bisher nur im 
Ausnahmezustand erlaubt, der verfassungsgemäß vom Kon- 
sreß gebilligt werden mußte, ; 

Art. 26 der neuen Konstitution gestattet dies ausdruck- 
lich nach Vorlage einfacher Gesetzesregelung. 


lag. 

In ganzseitigen Zeitungsanzeigen setzte der ultrakon- 
servative Verband der Großgrundbesitzer diese Absicht 
mit 'Kommunismus'! gleich und erreichte letztlich sein 
Ziel, daß die Allgemeinheitsverpflichtung des Eigen- 
tums gestrichen wurde. 

Wie gut oder schlecht eine Verfassung auch sein mag, 
ist schließlich jedoch unerheblich angesichts der Tat- 
sache, daß keine Regierung der letzten 30 Jahre die 
Grundrechte respektierte. E 

Nach wie vor wird zwar das Grundrecht auf Leben, Si- 
cherheit und Unversehrtheit garantiert, doch die Zahl 
der politischen Morde und Entführungen hat inzwischen 
die Hunderttausend überschritten und hält unvermindert 
an. Im Juni 85 haben die politischen Morde, Entführun- 
gen und Anschläge auf das Leben von Zivilpersonen sogar 
einen neuen Höhepunkt erreicht. Ungeklärt ist auch wei- 
terhin das Schicksal von ca. 700 Verschwundenen. Ihre 
Angehörigen, die in der 'Gruppe gegenseitiger Hilfe' 
organisiert sind, müssen sich Schmähungen und Beschinmp- 
fungen seitens des Staatspräsidenten gefallen lassen. 
Öffentlich kritisierte der christdemokratische Präsi- 
dentschaftskandidat Vinicio Cerezo am 25.4.85 das An- 
dauern der Menschenrechtsverletzungen und beschuldigte 
die Militärbehörden, keine Maßnahmen ergriffen zu ha- 
ben, um der Gewalt gegen Zivilpersonen ein Ende zu set- 
zen bzw. die Verbrechen aufzuklären. 

Die Antwort des Generalstabschefs Lobos Zamora an dar- 
auffo!genden Tage war eine eindeutige Warnung in die- 
ser Richtung, als er vor der Nationalversammlung sagte, 
die Armee würde es niemals zulassen, daß sich Militär- 
angehörige vor zivilen Gerichten zu verantworten hätten. 
Überhaupt ist es der ständigen Einwirkung der Militärs 
auf die Nationalversammlung zuzuschreiben, daß das neue 
Gesetzeswerk den Handlungsspielraum des Staates und der 
Armee auf Kosten individueller Rechte und des Schutzes 
vor administrativer Willkür ausgeweitet hat. 
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Art. 25 betrifft die Durchsuchung von Personen und 
Fahrzeugen, seit langem alltägliche Praxis der Sicher- 
heitsorgane. Früher ebenfalls nur im Ausnahmefall ge- 
stattet, ist dies nun bei Vorliegen "ausreichender 
Gründe! erlaubt, ohne daß diese selbst oder die Ent- 
scheidungsinstanzen darüber näher ausgeführt sind. 


Art. 62 der bisherigen Verfassung schloß die Angehöri- 
gen der Streitkräfte vom Wahlrecht aus. In der neuen 
Verfassung fehlt diese Einschränkung, wodurch insbe- 
sondere die unter militärischer und ideologischer Kon- 
trolle stehenden Verbände der Zivilpatrouillen (nach 
offiziellen Angaben 000.000Personen) einen entscheiden- 
de Einfluß auf zukünftige Wahlen gewinnen. Es ist das 
stärkste legale Mittel der Armee, ihre politischen und 
Machtinteressen durchzusetzen. 


Obwohl die Militärregierung mehrfach versichert hatte, 
sich nicht in die Ausarbeitung der Verfassung einni- 
schen zu wollen, erschien am 24.1,85 die oberste Staats- 
führung in Begleitung von neun Kommandanten der Mili=- 
tärzonen, um von der Nationalversamnmlung eine Testschrei- 
bung der bisherigen militärischen Erlasse zu verlangen. 


Mit Verabschiedung von Art. 15 (Titel VIII) wurde in 
der Tat die rückwirkende Anerkennung sämtlicher Mili- 
tärdekrete seit dem 23.3.82 (Putsch Rios Montts) ga- 
rantiert und damit die Legalisierung all der Maßnahnen, 
auf die die Generäle auch in Zukunft ihre faktische 
Macht stützen: Zivilpatrouillen, strategische Dörfer 
und sog. 'Emntwicklungszonen', insbesondere aber die 
landesweite Einrichtung sog. 'Interinstitutioneller 
Koordinationsstellen'. 


Damit nicht genug. Art. 15 (Titel VIII) stellt darüber 
eine Blankovollmacht an die Militärs dar, indem die Ver- 
fassung sich bis zum Zeitpunkt ihres Inkrafttretens An- 
fang 1986 selbst suspendiert und den Militärs eine For- 
setzung der Regierung per Dekrete gestattet, wenngleich 
diese Erlasse inhaltlich noch gar nicht feststehen. 
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HONDURAS 


Überfall auf das Lager Colomoncagua 


Am Mittwoch, 28. August, gegen 15.00 Uhr drangen rund 100 hondurani- 
nische Soldaten in das Lager der salvadorianischen Flüchtlinge in 
Colomoncagua ein. Die Truppen waren tags zuvor eingeflogen worden. 
Bei dem Überfall wurden ein zwei Monate altes Kind, GLORIA NOEMI 
BLANCO, und ein 25-jähriger Mann namens MANUEL ROMERO getötet. 


Zwei Frauen, ESTELA RODRIGUEZ und CONCEPCION GONZALEZ, beide 24 Jahre 
alt, wurden öffentlich vergewaltigt. 


Mehr als 30 Bewohner des Lagers wurden verwundet, etwa 15 gefangenge- 
nommen. Alle festgenommenen Flüchtlinge, deren Namen bekannt sind, 
hatten ordentliche, von der UN-Flüchtlingsorganisation UNHCR ausge- 
stellte Flüchtlingsausweise. 


Die Soldaten überfielen Colomoncagua zu einem Zeitpunkt, als der 
ständige UNHCR-Vertreter gerade nicht anwesend war. Ein Mitarbeiter 
einer freiwilligen Hilfsorganisation, der die gefangenen Flüchtlinge 
begleiten wollte, als sie in Hubschraubern abtransportiert wurden, 
wurde aus dem Hubschrauber gestoßen, wobei man ihm noch eine Rauch- 
bombe hinterher warf. 


Die Gefangenen wurden nach Marcala, Sitz des 10. honduranischen Infan- 
terie-Bataillons, gebracht. Unter den Angreifern sollen sich auch 
US-Soldaten befunden haben. 


Augenzeugen berichteten, daß der Überfall überraschend zustandekam. 
Vermutlich sollte wohl "nur" eine Razzia durchgeführt werden. Aber 
irgend ein höherer Offizier habe dann den Befehl erteilt, schärfer 
gegen die salvadorianischen Flüchtlinge vorzugehen. 


Nachdem die in den Flüchtlingslagern arbeitende Caritas die Ereignisse 
sofort im Radio bekanntgab, veröffentlichten die Streitkräfte ein 
Kommunique&, in dem behauptet wird, ein außerhalb des Lagers gefangenge 
nommener Guerrillero habe die Soldaten ins Lager geführt, um dort 
Personen zu identifzieren, die verhaftet werden sollten. Dabei seien 
die Soldaten von den Flüchtlingen angegriffen worden, 


Die UNHCR-Mitarbeiter(innen) in Honduras sind sofort nach dem Zwischen 
fall nach Colomoncagua gefahren, ebenso die ausländischen Programm- 
Mitarbeiter aus dem Lager Mesa Grande. Die US-Botschaft in Tegucigalpa 
hat unterdessen den UNHCR aufgefordert, keine ausländischen Besucher 
mehr in die Lager zu lassen. Ausgenommen sollten davon nur die UNCHR- 
und die Programm-Mitarbeiter sein. 
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ES WÄRE SEHR WICHTIG, BRIEFE AN DEN PRÄSIDENTEN SUAZO CORDOVA, DIE 
US-BOTSCHAFT IN TEGUCIGALPA, AN DEN UNHCR IN GENF UND DIE UNHCR-VER- 
TRETUNG IN HONDURAS ZU SCHICKEN, IN DENEN GEGEN DEN ÜBERFALL UND 
GEGEN DIE ZWANGSUMSIEDLUNG DER SALVADORTANISCHEN FLÜCHTLINGE PRO 
TESTIERT WIRD. 
Hier die Adressen: - Dr. Roberto Suazo Cördova 

Presidente de la Republica 

Casa Presidencial 

Tegucigalpa/Honduras 


US-Embassy Poul Hartling ACNUR 

Tegucigalpa UNHCR Apdo. 976 
Palais des Nations Tegucigalpa D.C. 
CH-1211 Gen&ve 10 


US-INTERVENTION AN DER FLÜCHTLINGSFRONT? 


Seit dem 14. Mai 1985 sind die Lager von Colomoncagua eingekreist. 

Die zusätzlichen Truppen, die dazu eingeflogen worden sind, sind 
sogenannte COBRAS, d.h. von US-Militärberatern ausgebildete Elite- 
Einheiten. 

Im Juni begann die Operation "Torola V", die bis Anfang Juli dauerte. 
Nach Berichten aus Colomoncagua fanden dabei sehr starke Bombardierun- 
gen statt, wahrscheinlich die stärksten der letzten drei Jahre! Im Ein- 
satz waren dabei die neuen AG 47-Flugzeuge sowie mit computergesteuer- 
ten Maschinengewehren bestückte DC 3. 


Flüchtlinge berichten, daß Einheiten des salvadorianischen Elite- 
Bataillons ARCE den Grenzstreifen säubern, was allgemein mit dem Umstan 
in Verbindung gebracht wird, daß die Regierung Duarte etwa 400 km? 

(des zwischen Honduras und El Salvador umstrittenen Grenzgebietes) an 
Honduras abgetreten habe. 

Die honduranischen COBRAS haben unterdessen an strategischen Stellen 

- mit guter Einsicht in die Lager - rund um die Siedlungen Stellung 
bezogen. Sie patrouillieren in den Lagern, versuchen dort Fotos von 
Flüchtlingen zu machen und schießen auch schon mal mit Leuchtraketen, 
Rauchbomben und mit ihren automatischen Waffen in der Gegend herum. 


Ende Juni/Anfang Juli gab es hohen Besuch in den Lagern von Golomoncagu 
- und gleichzeitig eine Kampagne in der honduranischen Presse, 

Am 21. Juni tauchten unangemeldet (UNCHR hatte die honduranische Regie- 
rung gebeten, Besucher anzumelden, damit ein UN-Vertreter diese be- 
gleiten könne) in Colomoncagua auf: die honduranischen Obristen Truman 
Cordön, Torres und Turcios (der allseits bekannte Koordinator der 
Nationalen Flüchtlingskommission) und Major Ramirez, begleitet von den 
US-Bürgern General John Galvin vom Süd-Kommando der US-Streitkräfte in 
der Panama-Kanalzone, General Ron Lester, die Generalleutnants D. Elan 
und Larry Salmon, sowie Shepard Lowman und Joe MacLean von der US-Bot- 
schaft in Tegucigalpa (letzterer dort verantwortlich für Angelegenheite 


67 


der Flüchtlinge). Offensichtlich war der Besuch so arrangiert worden, 
daß niemand vom UNHCR dabei sein konnte. 

Die Flüchtlinge bildeten eine spontane Demonstration, sie versammel- 
ten sich schweigend mit einigen Spruchbändern. Die Besucher hingegen 
äußerten sich überhaupt nicht über den Zweck ihres Besuches. 


Am 1.7.85 folgte ein Besuch hoher honduranischer Militärs, wieder mit 
dem unvermeidlichen Turcios, daneben die Obersten Armijo und Flores 
Euceda (letzterer Chef der Einwanderungsbehörden) und Major Ramirez. 


Der Tenor der Pressekampagne läßt sich im folgenden Satz aus der 
Zeitung EL HERALDO wiedergeben: "Die ca 7.000 salvadorianischen Flücht- 
linge, die sich in Colomoncagua befinden, widersetzen sich einer frei- 
willigen Rückführung in ihr Land..., weil sie von diskreten Führern 
manipuliert werden, die mit der in Salvador kämpfenden Guerrilla ver- 
bunden sind". 


Nach einer Sitzung des Nationalen Sicherheitsrates zum Flüchtlings- 
problem verkündete Minister Ubodoro Arriaga die Einrichtung einer 
Sonderkommission, die "die Gegenwart der Flüchtlinge im Grenzgebiet zu 
El Salvador regulieren” solle. Als Ziel und Begründung für diese 
Maßnahme gab der Minister an: es solle verhitidert werden, daß die Lage: 
weiterhin als Zufluchtstätte für die Guerrilla dienten. Er behauptete 
sogar, daß die honduranische Regierung nicht einmal wisse, wieviele 
Kinder, Alte und Jugendliche es in den Lagern gäbe und daß die hondu- 
ranische Regierung praktisch keinen Zugang zu den Lagern habe! 


Sinn der ganzen Besuche und Pressekampagnen ist offenbar, eine Zwangs- 
umsiedlung innerhalb von Honduras für die Bewohner Colomoncaguas vor- 
zubereiten. In letzter Zeit ist das offenbar die Strategie der US-Bot- 
schaft in Tegucigalpa. Hindernisse auf dem Weg zur Verwirklichung 
dieser Pläne sind gewisse honduranische Interessen - Teile des 
Generalstabes sind wohl gegen eine Verlegung - und der Fortgang des 
Krieges in El Salvador. 

Danach befragt, ob denn die Verlagerung der Flüchtlinge mit Waffengewa 
durchgesetzt werden solle, meinte der Funktionär der US-Botschaft: "Ne 
eher durch Behinderung oder Verbot der Versorgung." 
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Die Flüchtlingspolitik der Caritas 


Die seit Beginn des Caritas-Engagements in den Flüchtlingslagern 
praktizierte Strategie, möglichst alle Lager mit aus- 

reichendem Personal an internationalen Mitarbeitern zu versorgen, 
ist aufgegeben worden. Schon seit einigen Monaten besteht die neue 
Caritas-Politik darin, das internationale Personal abzulösen, ob- 
wohl es das Vertrauen der Flüchtlinge besitzt. Die Internationalen 
werden gegen den Willen der Flüchtlinge und gegen ihren eigenen 
Willen abgelöst und durch hondurenisches Personal ersetzt. Offi- 
ziell soll das neue Personal professionell und neutral sein, in 
Wirklichkeit ist es aber opportunistisch bis militärfreundlich. 
Caritas hat vom ersten Augenblick an die Politik der hondurenischen 
Regierung, die Lager zu hondurenisieren, unterstützt und zu seiner 
eigenen Politik gemacht, 


Inzwischen ist die hondurenische Regierung schon einen Schritt 
weiter. Durch ihren Sicherheitsrat hat sie einen weiteren Schritt 
der Hondurenisierung angekündigt, nämlich die ständige Präsenz der 
Militärs mitten in den Flüchtlingslagern. Die Flüchtlinge empfinden 
diese Nachricht als ständige Bedrohung, denn es ist das gleiche 
Militär, das seinerzeit an den Grenzflüssen Sumpul und Lempa ein 
Massaker an flüchtenden Salvadorianern durchführte. 


Das Motiv von Caritas, den Austausch der Internationalen durch Hon- 
durener zu unterstützen, geht hauptsächlich auf den permanenten 
Ärger mit dem internationalen Personal zurück, das nicht so ange- 
passt und gehorsam ist, wie man es gerne hätte. Diese Internationa- 
len betreuen nämlich nicht nur im üblichen Sinne die Flüchtlinge, 
sondern sie sind sozusagen das Auge der Öffentlichkeit. Jedes Fehl- 
verhalten und jeder Überfall der Militärs wird von den internatio- 
nalen Mitarbeitern des Caritas Verbandes der Öffentlichkeit zu- 
gänglich gemacht, jüngstes Beispiel ist der Überfall auf das Lager 
Colomoncagua. Die Caritas-Funktionäre sehen diese Autonomie ihrer 
Untergebenen gar nicht gern. Für die Flüchtlinge ist sie aber sehr 
wichtig, sogar lebenswichtig, denn sonst würden sich die Militärs 
noch Schlimmeres herausnehmen. Und nur der Anwesenheit der Inter- 
nationalen haben es die Flüchtlinge zu verdanken, daß die Öffent- 
lichkeit ihre Meinung zur Verlegung bzw. Rückführung kennt, sonst 
würden offizielle Stellen noch behaupten, alles geschähe nach dem 
Willen der Flüchtlinge. 


Auch die Tatsache, daß es des öfteren an Grundnahrungsmitteln 
fehlt bzw. gefehlt hat wie z.B. im Mai/Juni dieses Jahres, ließ 
sich durch die internationalen Mitarbeiter nicht verheimlichen. 
Die Erklärungen von Caritas-Funktionären und dem Flüchtl ingshoch- 
kommissariat zu diesem Problem waren unterschiedlich und auch 
widersprüchlich. Ihre Argumentation reichte von den angeblichen 
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Verwaltungsproblemen bis hin zu der Unterstützung der Hungernden 
in der Sahelzone, weshalb die Grundnahrungsmittel fehlten. Ein 
Hondurener, der sich für die Beschaffung der fehlenden Nahrungs- 
mittel engagierte, wurde von Caritas prompt entlassen. So verliert 
nach und nach eine Institution der Kirche das Prestige, das sie 
durch eine vorbildliche Solidaritätsarbeit erworben hatte. 


Das Grundproblem der Caritas-Politik ist ein Konzept von Kirche, 
die nur aus dem Entscheidungsgremium Bischof und Generalvikar be- 
steht. Diese Gremium meint alles zu wissen und hält es für unnötig, 
bei Entscheidungen über Flüchtlinge demokratisch zu entscheiden 
und diese auch einmal selbst nach ihrer Meinung zu befragen. 


Hinter all diesen Vorgängen steht das Interesse des Caritas Ver- 
bandes der BRD, eine "friedliche" Beziehung zu anderen Institu- 
tionen aufrechtzuerhalten. Die Partner des Caritas Verbandes sind 
die Bischöfe, wenn es sich um andere kirchliche Hilfsorganisatio- 
nen handelt, bzw. die jeweilige Regierung, wenn es sich um Hilfs- 
institutionen der Bundesregierung handelt. Zu diesen Partnern kann 
Caritas nur gute Beziehungen haben, wenn keine zu diesen Hilfs- 
organisationen entgegengesetzte Politik praktiziert wird. Und da 
sind die Interessen der Betroffenen — wenn überhaupt — nur in 
zweiter Linie wichtig. 


MESA GRANDE: DIE ENTLASSUNG DES PRIESTERS 


Bischöfe wie Oscar A. Romero sind nicht der Regel- sondern der Aus- 
nahmefall in der lateinamerikanischen Kirche. Die Ernennungspolitik 
des Vatikans weiß das zu garantieren. Aber ab und zu sorgt der Hei- 
lige Geist für "Pannen", Für einen Bischof ist es immer schwierig 

zu akzeptieren, wenn das bis dahin gedemütigte Volk sein Haupt er- 
hebt. Die Armen sind beliebt, solange sie sich als Objekte von Hilfe 
mißbrauchen lassen, solange sie ihren Ausbeutern und Unterdrückern 
dankbar sind und sich vor ihnen verneigen. Sobald sie anfangen eige- 
ne Interessen zu vertreten, sobald sie einen Bischof wie ihren 
Bruder und nicht mehr wie ihren Herren behandeln, fühlt sich der 
Bischof in seiner Macht bedroht. Der Bischof von Santa Rosa hat 

viel für die Flüchtlinge getan, er hat mehrmals Mitarbeiter aus den 
Händen der Folterer befreit. Er hat den Regierungsplänen zur Ver- 
lagerung widersprochen. Daher ist es für ihn unbegreiflich, daß 
dieselben Flüchtlinge, anstatt dankbar zu sein und zu gehorchen, 

ihm zu widersprechen wagen und ihren Willen gegen den seinen durch- 
zusetzen versuchen. Das ist am Beispiel der Entlassung von Padre 
Gerardo deutlich geworden. 


Seit Mitte 1983 war Padre Gerardo — wie er von den Flüchtlingen 
genannt wurde — Priester im Flüchtlingslager Mesa Grande. In 
diesem Jahr machte er Urlaub in der Bundesrepublik. Der Bischof 
von Santa Rosa hatte ihn nicht zurückerwartet und suchte schon 
einen geeigneten Nachfolger. Als der Padre zurück war ging dem 
Bischof auf, daß die Ablösung des Dominikanerpriesters nicht ganz 
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konfliktlos über die Bühne gehen würde, denn der Padre hatte nicht 
die Absicht seine Arbeit in Mesa Grande zu beenden. Doch vor allem 
waren es die Flüchtlinge, die ihren Padre unbedingt behalten wollten 
wollten, allen voran die Flüchtlingskinder 


Padre Gerardo im Gespräch mit Flüchtlingskindern 


Der Bischof von Santa Rosa holte sich Verstärkung aus San Salvador. 
Er kam mit dem Weihbischof Rosa Chavez und dem Leiter der salv. 
Caritas angereist, mit dem Ziel eine Messe zu feiern, um dabei im 
Namen der beiden Diözesen dem Padre Gerardo ihren Dank für seine 
verdienstvolle Arbeit auszusprechen. Als der Bischof mit den Vorbe- 
reitungen für die Messe beginnen wollte, forderten die Flüchtlinge 
zuerst eine Diskussion. Mit Widerwillen und sehr zornig betrat der 
Bischof den Verhandlungsraum, Die zweite Schlappe mußte er einstek- 
ken, als es darum ging, den Versammlungsleiter zu bestimmen. Die 
setzten ihren Gegenvorschlag gegen die Stimmen der drei Gäste durch. 
Der Rest der Veranstaltung, bestand von Seiten der Bischöfe aus 
Drohungen, sie würden die Flüchtlinge im Stich lassen, wenn sie 
ihrem Bischof nicht gehorchen würden. Der Kommentar der Flüchtlinge 
hinterher war, der Bischof hätte sich genauso verhalten, wie sie es 
früher von ihren Großgrundbesitzern gewohnt gewesen seien. Das 
Ergebnis war im Endeffekt die Entlassung von Padre Gerardo gegen 
den Willen der FlüchtTinge. Später kam heraus, daß die Entlassung 
von Padre Gerardo auf Druck der Caritasspitze erfolgte und Pater 
Miguel in Colomoncagua ist als nächster dran. Daran wird deutlich, 
daß auch im seelsorgerischen Bereich die internationalen Kräfte 
eleminiert werden, 
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NICARAGUA 


Über den Aufbau einer sozialen Psychiatrie 


EIN LEBEN MIT DER PSYCHOANALYSE AUF DER SEITE DER 


UNTERDRÜCKTEN - DR. MARIE LANGER 
die Vera Figner, die Alexandra Kollontai! ... Das waren 
meine Heldinnen ... Als Schriftstellerin die Anna Seghers, 


Nein, ich hab nie Analytikerinnen als Vorbild genommen. 


Marie Langer, 1910 in Wien geboren, studierte Medizin und 
machte als Anhängerin der Freudschen Forschung in der Wiener 
Psychoanalytischen Vereinigung ihre Ausbildung. Schon damals 
war sie Mitglied der Kommunistischen Partei. Psychoanalyse 
und Marxismus standen in ihrem Leben immer wieder in einem 
spannungsvollem Verhältnis. 1935 wurde sie für einige Tage 
wegen ihrer politischen Aktivitäten in einer Gruppe von Ärzten 
für den Frieden verhaftet. Nach Abschluß ihrer Ausbildung 
ging Marie Langer 1936 zu den Internationalen Brigaden nach 
Spanien, wo sie als Ärztin arbeitete. Sie erinnert sich, damals 
immer wieder gesagt zu haben: "Man kann nicht den eigenen 
Nabel beschauen, wenn die Welt zu brennen anfängt, und sie 
hat zu brennen begonnen." Sie hatte die Analyse aus persön- 
lichem Interesse an den Patientinnen und an ihrer eigenen 
Neurose begonnen. Aber dann ist die politische Sache wichtiger 
geworden. Nach dem Sieg Francos emigrierte sie mit ihrem spä- 
teren Mann über Uruguay nach Argentinien. Dort wurde sie als 
Psychoanalytikerin in der unter ihrer Mitwirkung gegründeten 
Argentinischen Psychoanalytischen Gesellschaft (APA) tätig. 
Mit Max Langer hatte sie zwei Töchter und zwei Söhne. 1969 
gründete sie mit Kollegen die argentinische "Plataforma'", eine 
Gruppe von linken Psychologen, Psychatern und Analytikern, 
die sich praktisch und theoretisch mit den akluellen politischen 
Problemen auseinandersetzte. 1971 traten sie gemeinsam aus 
der Psychoanalytischen Vereinigung aus. 1975 mußte sie, wie 
die meisten der Plataforma-Mitglieder, ins Exil gehen. Marie 
Langer ging nach Mexiko. Dort arbeitete sie als Psychoanaly- 
tikerin und Dozentin. 


wer den Marxismus nicht kennt. kann die Lage des einzel- 
nen in der Gesellschaft nicht begreifen und kann ebensowenig 
diesen Menschen dabei helfen ihre Lage zu verstehen. Die 
Psychoanalyse lehrt, daß wir das höchstmögliche Bewußtsein 
von unseren Gefühlen und Gedanken haben sollten: um dies zu 
erlangen, müssen wir uns aber bewußt sein, wie unsere Gesell- 
schaft funktioniert. 
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Als die Revolution triumphierte, gab es in ganz Nicaragua 27 
Psychiater. Viele von ihnen verließen das Land, aus politi- 
schen Gründen und weil sie nicht einverstanden waren damit, 
daß sie jetzt weniger verdienten. Darüber hinaus gab es sech- 
zig oder siebzig Psychologen, die jedoch nicht in den Kliniken 
arbeiteten, sondern hauptsächlich in den verschiedenen Mini- 
sterien. Für den Aufbau des Gesundheitswesens bedurfte es 
der Unterstützung durch die Bevölkerung und ihre Organisa- 
tionen, aber auch der Hilfe von Fachleuten aus dem Ausland. 
Der Dekan der medizinischen Fakultät von Nicaragua bat im 
August 1981 die Gesundheitsabteilung der autonomen metropoli- 
tanischen Universität Mexikos um Mitarbeit an der Errichtung 
der "Salud Mental" (mental health organisation). Marie Langer 
und eine Gruppe von qualifizierten Fachleuten (Psychiater, 
Psychologen, Psychopädagogen) fanden sich bereit, unentgelt- 
lich Pläne für die Forschung und Lehre der medizinischen 
Psychologie zu entwickeln. Die Grundlage bildete das Konzept 
der integralen Medizin, die den Menschen als Einheit betrach- 
tet und versucht die sonst üblichen drei Gegensatzpaare, Kör- 
per und Psyche, präventive und klinische Medizin, Individuum 
und Gesellschaft dialektisch zu überwinden. 


die Invasion Grenadas hat einen unerwarteten "Basagliani- 
schen Sprung" bewirkt. 


Die Haltung Nicaraguas gegenüber der Psychiatrie hat sich 
in den letzten vier Jahren stark gewandelt. Während sie vor- 
her vollständig auf der Linie Kubas lag, ist sie gegenwärtig 
sehr vom Konzept des Italieners Basaglia beeinflußt (Überwin- 
dung der psychiatrischen Anstalten bei. gleichzeitigem Aufbau 
alternativer Versorgungsstrukturen). Ein Element, das zu ei- 
nem für die Situation Nicaraguas unerwarteten "Basiaglani- 
schen Sprung" geführt hat, war die Invasion Grenadas. Aus 
Furcht vor einer unmittelbaren Invasion entließ man alle Pa- 
tienten, die in der Lage waren, das psychiatrische Kranken- 
haus zu verlassen, um im Falle eines Krieges Betten frei zu 
haben. Gegenwärtig versucht man, die Zahl der Betten-Plätze 
im psychiatrischen Krankenhaus zu verringern, Unterbringung 
und damit Chronifizierung zu vermeiden. Stattdessen werden 
"Gentros de Asistencia Psico-Social" (CAPS) eingerichtet, eine 
Art Tagesklinik für die akut gefährdeten Patienten, die den 
allgemeinen Gesundheitszentren zugeordnet sind. 


"Eingefrorene Trauer" 


Über die Menschen, die das CAPS aufsuchen, schreibt Marie 
Langer: "Alle sind vom Streß gekennzeichnet, dem Nicaragua 
seit Jahren ausgesetzt ist. Die häufigsten psychosomatischen 
Klagen lauten beiläufig so: 'Mir schmerzt der Nacken', 'Mein 
Hirn tut mir weh'. Der Psychotherapeut versucht mit ihnen 
vorerst, daß sie entdecken, was ihr Symptom zu verbergen 
trachtet: welchen Konflikt, welche Ängste und welche Art von 
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'eingefrorener Trauer'. Mit letzterem Ausdruck haben wir in 
Nicaragua den seelischen Zustand bezeichnet, in dem sich je- 
mand befindet, der einen schweren Verlust erlitt, aber durch 
die Umstände gezwungen, ihn nicht einmal beweinen und so 
nur notdürftig verarbeiten konnte." 


VERANSTALTUNGEN MIT FRAU DR. MARIE LANGER 
IM OKTOBER 1985 


Berlin, 7. 10. 20.00 Uhr, Nostitzstr. 6 (Gemeindezentrum) 
l Berlin 61, U-Bahn: Mehringdamm Kontakt: 
Gesundheitsladen Berlin, Tel. 030/6932090 

Hamburg, 10.10.19 - 22 Uhr, 2000 Hamburg-Eimsbüttel, Door- 
mannsweg 12, Kontakt: Jens Jarke, Medizin- 
hilfe HH, Tel. 040/310010 od. 310011 od. 4101345 

Frankfurt, 11.10. (Buchmessenveranstaltung), Studentenhaus an 
der Universität oder im danebenliegenden Haupt- 
gebäude der Uni, 6 Frankfurt-Bockenheim, 19 Uhr 
Kontakt: Verlag Roter Stern, Tel. 068/59 99 99 

Stuttgart, 30.10. Mensa Universität Stuttgart, Holzgartenstr. 
19.30 Uhr, Kontakt: Ulf Baumgärtner, Tel.: 
0711/475354 oder 282016 

Köln, 31.10. 19 Uhr, Aula des Hauptgebäudes der Universi- 
tät, Universitätsstr. 16, 5 Köln 41, Kontakt: 
Uschi Thaden, Fachschaft Medizin, 

Tel.: 0221/4702991 oder 5505807 

Mainz, 1.11. Großveranstaltung "Ärzte gegen Atomwaffen", 
Rheingoldhalle, nähere Hinweise: medico inter- 
national, Tel.: 069/490350 


Spenden zur Unterstützung der sozialpsychiatrischen Tätigkeit 
von Dr. Marie Langer und ihren Mitarbeitern auf das Konto 
1800, medico international, bei der Stadtsparkasse Frankfurt, 
Stichwort: "Psychiatrie Nicaragua". 


Generelle Anfragen bitte ausschließlich an: 
medico international, Hanauer Landstr. 147, 6000 Frankfurt 
Tel.: 06569/490350 


74 


BERICHT AUS NUEVA GUINEA 


GESUNDHEITSBRIGADEN IN NICARAGUA 


Ich heiße Manfred und arbeite jetzt seit sechs Wochen als An- 
ästhesist in Nueva Guinea. 


Es gibt sicherlich viel zu schreiben über persönliche Gefühle, 
Schwierigkeiten mit der Arbeit und und und. Viele vor mir haben 
das schon getan. Ich möchte mich deshalb auf zwei Probleme be- 
schränken in meinem "Bericht", Rigentlich sind cs auch nur zwei 
Seiten des Krieges. 


Die eine Seite, die vielen zum Teil Schwerst-Verletzten. Ich 
konnte mir zwar vorher hundertmal sagen, ich fahre in ein Kriess- 
bebiet, aber jetzt so konkret mitzuerleben, wie teilweise ganz 
junge Gompaneros aus den Bergen gebracht werden, mit zerschosse- 
nen Beinen, Schüssen, die quer durch das Gesicht gehen, durch die 
Lungen, in die Wirbelsäule, ist eben doch etwas anderes. Viele 
sind auch schon tot. Teilweise wurden Verletzte, die sich nicht 
mehr wehren konnten, von der Contra regelrecht abgeschlachtet. 
Es gibt so wenig Chancen sich gegen die Übergriffe zu schützen. 
Die Straßen, die teilweise mitten durch den Urwald gehen, bieten 
einen hervorragenden Schutz für die Contras, und dann werden mo- 
dernste amerikanische Waffen, ferngesteuerte Minen, kleine Rake- 
ten eingesetzt, um einen vorbeifahrenden LKW abzuschießen oder 
zu sprengen. Unglaublich bewundernswert, wie trotzdem viele Com- 
paneros ihr Leben für die Verteidigung der Revolution einsetzen. 
Mich erfüllt es immer wieder mit Scham, wenn ich die angeschosse- 
nen "Compas" sehe, die Beine gebrochen, aber das Rückrat heil. 


Das zweite was ich aus Nueva Guinea schreiben möchte ist der Be- 
richt einer Campesinofamilie, die vor ca. einer Woche aus 1 1/2- 
jähriger Contragefangenschaft (Entführung) von der Armee befreit 
wurde. Vor 1 1/2 Jahren wurde der Bauer vom Feld entführt, seine 
Frau mit den drei Kindern abends aus dem Haus nachgeholt. Sie 
haben alle Lebensmittelvorräte geplündert, die Tiere abgeschlach- 
tet, alles, was einen gewissen Wert hatte, wurde gestohlen, der 
Rest verbrannt, Dann wurden sie in den Urwald verschleppt. Die 
Contras haben eine Linie abgesteckt, wer darüber hinauszugehen 
versuchte, wurde erschossen. Es sind mehrere erschossen worden, 
Manche wurden auch nur so umgebracht,z.B. haben sie kleine Kinder 
in die Luft geworfen, um sie dann mit ihren Bajonetten aufzuspies- 
sen. In den Bergen, bzw. im Urwald zu leben, was das bedeutet, 

kann man sich in der BRD sicher gar nicht vorstellen. Es regnet 
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täglich, deshalb bildet sich ein roter zäher Schlamm. Viele Krank- 
heiten sind unausweichlich. "Manchmal hatten wir eine Plastikpla- 
ne(2x1 m), die uns etwas gegen den Regen schützte". Sie sagten 
auch, sie hätten viele der Contras gekannt, Campesinos wie sie. 
Viele seien auch vorher schon als "Spitzbuben'" bekannt gewesen, 
"gewöhnliche Verbrecher", 


Außerdem sagten sie noch, daß die Contras sehr gut über jede Be- 
wegung der Nica-Armee bescheid wußten. Jeder LKW war vorher ange- 
kündigt worden. Das muß nicht heißen, daß alles von Contras in- 
filtriert ist. Was aber eindeutig ist, ist, daß dort alle Bauern 
sehr große Angst vor der Contra haben und das sie außerhalb der 
größeren Orte nicht rund um die Uhr zu schützen sind. In den 
Orten bekommen die Contras kein Bein auf die Erde. Fünf Jahre 


Angriffe mit besserer Ausrüstung als die Nicas mit vielen Dollars 
haben nicht viel bewirkt. 


Wir bitten dringend um Spenden für die Arbeit der Gesundheits- 

brigaden. 

Medizinisches Informations- und Kommunikationszentrum / Gesundheitsladen Berlin eV 

Sonderkonto Nicaragua, Kto. 385 13 - 105, Postgiroamt Berlin/# (BLZ 100 100 10) 
(Spendenbescheinigung möglich) 


Die Bewohner Ocotals beim Bergen der nochbrauchbaren Lebensmittel 
aus dem zerstörten Getreidelager 


(Foto: J. Steenbook) 


Vertrag mit der Gesamthochschule Kassel 


seit dem 15. August 1985 gibt es erstmalig einen Ver- 
trag über Jie direkte Kooperation zwischen der nicara- 
guanischen Wissenschaft unä einer westdeutschen Hoch- 
schule, Kassel machte den Anfang. 


Schon seit 1980 gab es mehrfach Kontakte zwischen So- 
zialwissenschaftlern der Gesamthochschule Kassel und 
Kollegen in Nicaragua. Im April 1984 war schließlich 
der Leiter des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli- 
chen Instituts INIES, Prafesssr Xabier Gor»astiaga aus 
Managua in Kassel zu Besuch, un üter die aktuellen Pro- 
bleme des Wissenschaftsketriebs in Nicaragua zu infor- 
nieren und präzise Möglichkeiten der Kocperation auf- 
zuzeigen, nachder Cer Fachbereich Angewandte Sozial- 
wissenschaften/Rechtswissenschaften einen Ksoperations- 
vertrag angeregt hatten. 


Als auch die in Kassel einflußreiche Gewerkschaft Er- 
ziehung und Wissenschaft und der Allgemeine Studenten- 
Ausschuß den Flan unterstützten und die Sache durch 
einige Nicaragua-Reisen von Leuten aus der nordhessi- 
schen Metropole gründlich vorbereitet war, konnte der 
Vertrag Mitts Ausgust schließlich von Frof, Dr. Franz 
Neumann, dem Fräsidenten der Gesamthochschule, und von 
Heberto Incer-Moraga, dem Botschafter der Republik Ni- 
caragua in Bonn, paraphiert werden. Der eigentliche 
Partner in Nicaragua ist dürt der Nationale Rat für 
Hochschulbildung CIES, in dem die fünf Universitäten, 
acht neu entstandene Forschungsinstitute und elf An- 
stalten mit Fachhochschulcharakter zusammenarbeiten. 


Wie die Gesamthochschule Kassel mitteilt, ist der Ver- 
tragszweck die Unterstützung bestehender und Förderung 
never Wissenschaftskontakte und gemeinsamer FT)schungs- 
varhaben, vor allem im Agrar- und Technikbereich. Die 
Vereinbarung soll aber auch zur Verständigung zwischen 
den Völkern Nicaraguas und der Bundesrepublik TLeutsch- 
land beitragen. Hoffen wir das Beste! 
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ZEITSCHRIFTENSCHAU 


Forum entwicklungspolitischer Aktionsgruppen, September 1985 

Ruhrstr. 14, 4040 Neuss 21 
Militärisch-nukleare Zusammenarbeit zwischen der BRD und Südafrika / Nationalstaat 
und kulturelle Identität in den Ländern der Dritten Kelt / Pharma: Hoechst auf 
den Prüfstand; Vitalität und Energie durch Hoechst. 


INPREKORR Nr. 172/173, August/September 1985 

Mainzer Landstr. 147, 6000 Frankfurt 1 
25 Thesen zur imperialistischen Kriegsgefahr von Ernest Mandel / Die Entwicklung 
Indonesiens / Die Autononiepläne Nicaraguas für die Atlantikküste / Friedensbewe- 
gung in DDR, Ungarn, CSSR / Spanische Anti-NATO-Bewegung 


ENTWICKLUNGSPOLITISCHE KORRESPONDENZ 2/85 

Postfach 2846, 2000 Hamburg 20 
CULTUR: Afrikanische Musik in den unterschiedlichsten Formen. Traditionelle Rhyth- 
men und Instrumente / die Musik der Griots in Westafrika (EPK-Interview) / Verän- 
derungen durch die Versklavung / europäische und amerikanische Einflüsse / neu 
entstandene Musikformen: z.B. Salsa 
Kadans - kreolische Volksmusik / Tango - Musik der Vorstädte / Bericht über den 
kenianischen Schriftsteller Nqugi. wa Thiong'o 


AIB Nr. 8-9/1985 Liebigstr. 46, 3550 Marburg 
Sowjetunion und Dritte Welt: Ist die SU wie die USA eine imperialistische Welt- 
macht? Beutet sie die Länder der Dritten Welt aus? Oder ist sie ein Partner der 
befreiungsbewegungen, der Länder der Dritten Welt und der Friedens- und Solidari- 
tätsbewegungen in den kapitalistischen Staaten? 

Südafrika: Das Apartheidregine kommt in Bedrängnis. Was sind die Hintergründe 
der "Refornen" der Regierung und der Volkserhebung? Welche Rolle spielt der ANC 
und die internationale Boykott-Bewegung? 


AIB 10/1985 Liebigstr. 46, 3550 Marburg 
Schwerpunkt: Südafrika: Revolutionäre Situation? Lage, Strategie und Komponenten 
des Widerstands, Interviews mit 0. Tambo, A. Nzo und A. Boesak. 

Sowjetunion und Dritte Welt: Handel und Hilfe, 

Sonderteil: Rüstung im All - Gefahren für die Dritte Welt 


AIB - Sonderheft 4/1985 Liebigstr. 46, 3550 Marburg 
Rüstung im All - Gefahren für die Dritte Welt: SDI - Reagans Progranm für den 
Erstschlag / Technische und strategische Aspekte von SDI / EUREKA - eine zivile 
Alternative? / Auswirkungen der Weltraunrüstung für die Dritte Welt / Weltraum- 
militarisierung und Kriege in der Dritten Welt 


epd-Entwicklungspolitik 17/85 

Friedrichstr. 2-6, 6000 Frankfurt 17 
Margot Käßnann empfiehlt dem Ökumenischen Rat der Kirchen angesichts der Verschul- 
dungskrise eine Konzentration auf das Thena Gerechtigkeit / BMZ-Harnke hat Brasi- 
lien zur Änderung der Schutzpolitik für die Informatik-Industrie aufgefordert. 
Dabei ist dies gerade die Politik, mit der Brasilien seine Abhängigkeit von den 
Industriestaaten erheblich verringert hat. 
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ila-info Nr. 88, August 1985 Römerstr. 88, 5300 Bonn 1 
Schwerpunkt ECUADOR: Abenteuer heute - auf der Such nach neuer ausBeute: Los nan- 
gles se van - Die Mangroven verschwinden, Folgen des Krabbengeschäftes in Ecuador / 
Der Hauch von Freiheit ... in der ecuatorianischen HWirtschaftspolitik / Die hein- 
lichen Regisseure, Familienbande fesseln Ecuadors Presse an Parteien und Großkapi- 
tal / Die Bundesregierung informiert: Mit 13 Millionen sind wir dabei. 

Außerdem: Argentiniens "blockfreie'! Position / Havanna - Stadt ohne Slums / Kirche 
auf Kuba / Nicaraguas Außenminister fastet / Deutsches Kapital in Mexiko / Boli- 
vien: Die Wahlen - Rechtsruck ohne Entscheidung / Nicaragua und die deutsche Rech- 
te / Die BRD - ein Waffenexportland. 


ila-info Nr. 89, September 1985 Römerstr. 88, 5300 Bonn 1 
Schwerpunkt: Multinationale Konzerne am Amazonas - Die Ausbeutung Amazoniens und 
ihre Ökologischen Folgen. Der Artikel "Ökobewegung in Brasilien" zeigt, daß die 
Aufschreie gegen die Zerstörung der Umwelt nicht nur aus der industrialisierten 
Ersten helt kommen, sondern daß sich auch die Menschen in der soq. Dritten Welt 
dagegen zur Wehr setzen. Außerdem: Verschuldungsproblematik / Deutscher Mexiko- 
Tourismus / Autonomie-Debatte an Nicaraguas Atlantikküste. 


blätter des iz3w Nr. 127, August 1985 

Postfach 5328, 7800 Freiburg 
NORDKOREA wird im Westen meist nur unter dem Aspekt des Führerkults um Kim Il 
Sung und seiner dynastischen Bestrebungen betrachtet. Ein sehr differenziertes 
Bild hinsichtlich der Lebensbedingungen, wirtschaftlichen und sozialen Verhält- 
nisse und der ideologisch/geschichtlichen Hintergründe dieses sozialistischen 
Landes konnte sich V. Grabowsky anläßlich einer längeren Reise machen. Ein eigenes 
Kapitel und ein Interview sind der koreanischen Kiedervereinigungsfrage gewidmet. 
Traditionelle Landwirtschaft: eine Alternative? ist eine Frage, die angesichts 
der offensichtlich fatalen Folgen der "grünen Revolution" in vielen Drittwelt- 
Ländern nicht nur von Experten diskutiert wird. R. Huhle geht dieser Frage am 
Beispiel Peru nach. 
Rede von J. Nyerere bei seinem letzten Deutschland-Besuch auf Einladung der Fried- 
rich-Ebert-Stiftung. 


blätter des iz3w Nr. 128, September 1985 

Postfach 5328, 7800 Freiburg 
Berichte: Iran-Irak: bundesdeutsche Geschäfte mit dem Golfkrieg / Honduras: Salva- 
dorenische Flüchtlinge von der Armee bedroht / Chile: Die Junta unter Druck / 
Tanzania: Bilanz der Präsidentschaft Nyereres 
Schwerpunktthema: Medien in der Dritten Welt: Zerstört moderne Medientechnologie 
die Kultur der Entwicklungshelfer oder kann sie innerhalb einer demokratischen 
Medienordnung sinnvoll und nutzbringend sein? Diese Frage ist Grundlage einer 
dringend notwendigen neuen Diskussion um die Neue Internationale Informationsord- 
nung {NKIIO), die sich nicht wie bisher auf das Anprangern der herrschenden Infor- 
mationsordnung beschränkt, sondern Kritik auch an der Medienrealität betreffender 
Länder äußert. Die Beiträge im Einzelnen: 
Medien und Entwicklung / Bundesdeutsche Medienhilfe / TransTel und e-te-es, deut- 
scher Programmexport / Der Buchnarkt im frankophonen Schwarzafrika / Publikations- 
wesen im Afghanischen Widerstand / Medien in Südafrika / Alte und neue Medien 
in Brasilien / Elektronische Medien in Indonesien / Rezensionen neuer Bücher über 
alte und neue Medien. 
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Eingegangene Bücher 


Achim Praezelt, Die Piaroa in Venezuela. Kreolische Siedler contra Indios, Accion 
Ecumenica, Apto. 30091, Caracas 1030 A, Venezuela, Juli 1985, 48 S. 


nahua skript 8, Entwicklungspolitisches Symposium "EI Salvador und Nicaragua im 
Vergleich", nicht-staatliche Hilfswerke debattieren die Politik der Bundesregie- 
rung zu Mittelamerika, edition nahua, Wuppertal 1985 


Rudolf H, Strahn, Warum sie so arm sind. Arbeitsbuch zur Entwicklung der Unterent- 
wicklung in der Dritte Welt mit Schaubildern und Kommentaren, Peter Hammer Verlag, 
Kuppertal, 1985 


Erich Hackl (Hrsg), Das Herz des Hiswels. Vom Leiden der Indios in Guatenala, 
Herder, Wien 1985 


djp-jugendpressematerialien Nr. 9, Internationale Solidarität sit Mittel- und 
Lateinauerika, 1985, 60 Seiten, A4-Broschüre, Bezug: Deutsche Jugendpresse, Pf. 
14 01 63, 5300 Bonn 14 


Reagans Freiheitskänpfer. Terroristen im US-Sold. Dokumente - Bilder - Berichte, 
Edition Nuevo Hombre, 1985 


Städtepartnerschaft Offenbach - Rivas (Broschüre) Offenbach, 1985, Bezug: Nicara- 
gua-Gruppe Offenbach, c/o ev. Luthergemeinde, Waldstr. 74, 6050 Offenbach 

Helmut Hagemann: Hohe Schornsteine am Amazonas. Umweltplünderung, Politik der 
Konzerne und Ükobewegung in Brasilien. Dreisam-Verlag, Freiburg 1985 


Joäo Cabral de Mels Neto, Tod und Leben des Severino, Edition dia, 1985 


Karl-Dieter Hoffmann, Militärherrschaft und Entwicklung in der Dritten Nelt, 
Breitenbach, Saarbrücken, 1985 


Tobias Thomas, Brasilianische Militärherrschaft 1964 - 1979, (Aspekte der Brasi- 
lienkunde 6), Brasilienkunde-Verlag, Mettingen 1985 

M.A. Cabera, P. Calderon, M.P. Colchero, EE.UU, 1945 - 1985. Economia Politica 
y Militarizaciön de la Economia. Iepala Editorial, Madrid 1985 

Last Aid - Letzte Hilfe. Die medizinischen Auswirkungen eines Atomkriegs. Hrsg.: 
Erie Chivian, Susanna Chivian, Robert Jay Lifton, John E. Mack, Jungjohann-Ver- 
lagsges. Neckarsulm, dt. Ausgabe 1985 

Dritte Welt im 'Hohen Haus!. Erfahrungen und Ergebnisse aus zwei Jahren Grüner 
Entwicklungspolitik im Bundestag, Hrsg.: Die Grünen im Bundestag, AG 3. Welt, 
Bundeshaus HT, 5300 Bonn I, Juli 1985 


Bernd Pläschke, Salvadorianische Passion. Semana Santa in El Salvador. edition 
liberaciön, Münster 1985 


Jürgen Lieser, Materialien für Unterricht und Bildungsarbeit: Bolivien. überarbei- 
tete Neuauflage, Gesellschaft für entwicklungspolitische Bildung, Freiburg 1985 


Dritte-Welt-Kalender '86. Hrsg.: agib, BUKO, ÖIE. Lamuv-Verlag, Bornheim 1985 


Willi Huisnann, H. Jürgen Kröger (Hrsg.), Cuba, Ein politisches Reisebuch, VSA- 
Verlag, Hamburg 1985 
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Termine 


Berliner Schauspiel 
DIE WEISSEN SIND KEINE GÖTTER 


kir sind die Weißen. Wir beherrschen die 
Welt. Durch unsere bloße Existenz sind wir 
an der ‚Unterdrückung beteiligt. 
Wir sind Weiße, wir sind Frauen. Wir sind 
selbst unterdrückt und werden beherrscht, 
Wir machen ein Stück über Lateinamerika, 
Mit einfachen Mitteln schaffen drei Schau- 
spielerinnen ein Spannungsfeld vonacht Fi- 
guren und über vierhundert Jahre: 
Drei Frauen im Regen auf Irrwegen durch 
die bolivianische Hauptstadt La Paz. 
Pilar, Marktfrau und Kleinbäuerin, känpft 
als Zwischenhändlerin um das Überleben ih- 
rer Familie. Immaculada, Dienstmädchen bei 
x einen Gringo, glaubt fest an die Kirche 
und an das Fernsehen. Soledad, Lehrerin aus den Minen, äucht ihren verschleppten 
Mann. 
In der kalten Nacht auf dem Altiplano erscheinen verrückte Träume aus der Ver- 
gangenheit: Das alte Inkareich, die geschlossene und hierarchische Gesellschaft, 
in der alle versorgt und alle eng begrenzt sind. Die spanischen Eroberer brechen 
ein: auf der Suche nach Gold und Ehre. Atahuallpa Inka, Sohn der Sonne, enpfängt 
die Weißen als langersehnte Götter ... 


Tournee: 
München: 4.-6. Okt. 20 h Bürgerhaus Gräfelfing, Bahnhofsplatz(S6) 089/8542065 
Lindau: 1l. Okt. 20 h Josefsstadel 08382/79598 
Köln: 17., 19. u. 20. Okt. 20 h Feuerwache 0221/7391073 
Ulm: 18. Okt. 20 h Ulner Theater 0731/1613211 
Bielefeld: 25. u. 27. Okt. 20 h Theaterlabor, Lerchenstr. 60A 0521/287856 
Wilhelmshaven: 29. Okt. 20 h Pumpwerk 04421/43877 
Bremen: 30. u. 31. Okt. Lagerhaus 0421/702168 
Berliner Schauspiel Berlin: 030/7815590 


BETR.: SPENDENAUFRUF DER NATIONALEN BEFREIUNGSBEWEGUNG 
URUGUAYS (CTUPAMAROS) in LN 140, Seite 70 - 73 


Durch eine Panne ist beim Spendenaufruf der Tupamaros auf 
Seite 72 im August-Heft der LATEINAMERIKA NACHRICHTEN nur 
eine Bankverbindung in Montevideo abgedruckt worden. Wegen 
der hohen Überweisungskosten nach Uruguay wurde auch ein 
deutsches Spendenkonto eingerichtet, dessen Bekanntgabe wir 
an dieser Stelle nachholen: 
Postgiroamt Berlin-West - BLZ 100 100 10 
Konto Nr. 63908 - 108 
Sonderkonto: A, Rogull 


PRESSE IN 


MASSENMEDIEN 


Diss. 1984, 356 Seiten, DM 
packung gegen Vorkasse bei: 
Wolf Stock 


VIETNAM PARTII? 


CONGRESS SET_KIM UP TO FALL. 
BUT THEY MADE ONE MISHÄRE, 


THEY PORGOT THEY WERE 
DEAUNG WITH RONBO, 


Sylvester Stallone 

als Rambo, Vietnam 

als tolles Abenteuer. 
Ronald Reagan mag das 
und jetzt nennt man ihn 
„Ronbo“ 


Spektrum Film bringt Hintergrund und 
das Neueste vom kommerziellen Film 
im Kino und auf Video. Mehr: Im 
Septemberheft heißt das Thema 
Nicaragua — jede Menge Filme und 
Videos für die Solidaritäts- und 


Auf dem Sand 15 


LATE INAMER IKA 
WOLF STOCK: PERIPHERE KOMMUNIKATION - DEPENDENZ UND 


IN LATEINAMERIKA 


20,- inklusive Porto und Ver- 


5463 Unkel 


Bildungsarbeit — Kino in Nicaragua — 
die sandinistische Jugend macht ein 
Video — ein Kinomobil mit 
nicaraguanischen Filmen in der 
deutschen Provinz. 


Spektrum Film gibt es jeden Monat. 
Als Einzelheft gegen Voreinsendung 
von 4,— in Briefmarken. Als Jahres- 
abo für 54,— frei Haus. Bestellungen 


an Spektrum Film, Hansaring 80, 
5000 Köln 1, Tel.: 1227 77 


Spektrum Film 


nimmt die Kino-Kultur ernst. 


> 
3 Hefte zum Preis von 2en 
als Abo zum Kennenlernen 


Ja,schicken Sie mir 3 Hehe Spektrum FILM zum Preis von 2en. 

DM 8.—- + DM 2.— Parto lege ich hei (Scheck, Schein, oder Brief- 
marken). 

Wenn mir Spektrum FILM gelallt, beziehe ich die Zaitschrili weiter zu 
den üblichen Abo- Bedingungen; underentolls kundige ich nach Erhali 
des dritten Heftes. 


Garantie: Den Abonnamentseuftrag kann Ich Innerhalb ei- 
ner Woche widerrufen. __U— 

Datum Unterschrift 
Einsenden an: Spektrum FILM, Hanssring 80, 5 Köln 1, 
ISSN 0176-4594 


Dritte Welt 


im Unterricht, 
in der Bildungsarbeit 
und ... inder Freizeit 
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Nicaragua 
(Überarbeitete Neu- 
auflage 1985) 


Die Themen der bisher erschienenen Hefte sind: 
Nicaragua : Westsahara : Peru - Zigeuner - Iran 
 Weiltnandei : Kolonialısmus : Wafthande: !| - 
Bolivien - Imperialismus : Großtechnologie : 
Tourismus - Modernisierung ges Elends - Yat- 
lanexpart - Politiscne Flucrtunge : Turken 

ın Deulscnland - israeı .r Palasıra : Brasinan:- 
scher Zucker. 


Umfang ca. 32 Seiten: Ad Format: konıerlährg:! 
4 AusgabeniJanr 

Preis der Einzelnummer DM &.- 

Ano: (6 Nummern): DM 36.- 
Bestellungen an: 

GEB, Postfach 5222, 7800 Freiburg 


LATEINAMERIKA 
NACHRICHTEN 
brauchen neue Abonnen- 
ten. Helft uns werben! 


Kostenlose Werbekarten 
schicken wir auf Anfor- 


derung. 
LN, Gneisenaustr. 2 
1000 Berlin 61 


— Anzeige — 


KOMMUNISTISCHE 
HEFTE 


Theoretisches Organ der KPD 
Heft 12: 

e Im Würgegriff der Schuldenkrise 
Die Verschuldungskrise In der dritten 
Welt am Beispiel Mexikos 
Mexiko steht seit Jahren In der Spit- 
zengruppe der am höchsten bel Instl- 
tutionen des Imperialismus verschul- 
deten Länder der dritten Welt. Der 
Artikel stellt nicht nur das 
Management der Krise (beispielswei- 
se über den IWF) und deren Auswir- 
kungen vor allem auf die werktätigen 
Massen dar; er untersucht vor allem 
die Ursachen und Bedingungen der 
Schuldenkrise, die letztlich in der be- 
sonderen — durch nahezu voliständi- 
ge Abhängigkeit vom Imperiallsmus/ 
Kolonialismus geprägten Form der 
kapitalistischen Entwicklung Mexikos 
liegen. 

Der Aufsatz stützt sich auf viele mexI- 
kanische Quellen. Die Autorin hat 
längere Zelt In Mexiko gelebt. 


Außerdem in Heft 12: 


e „Wenn Massen von Arbeitern die 
Partel nicht mehr verstehen ..." Zur 
politischen Krise 1953 in der DDR 
Wie sschon In Heft 11 sind die Kommu- 
nistischen Hefte auch In dieser Aus- 
gabe dem besonderen Verhältnis 
zwischen SED und Arbeiterklasse und 
damit den Wurzeln des realen Sozla- 
Iismus auf der Spur, 

142 Selten, Einzeipreis 6,— DM 
ISBN 3-88196-329-4 


4 Kommunistische Hefte im Abo per 
Post nach Hause 27,— DM 


Bestellungen an: RM Verlag, Postfach 
300526, 4600 Dortmund 30 


Unterrichtsmaterialien 
Dritte Welt 
Fernleihbibliothek 


© Wir verleihen an Lehrer, Pfarrer, Ju- 
gendarbeiter über 500 Unterrichts- 
materialien zum Themenfeld Dritte 
Welt, darunter fertige Unterrichts- 
einheiten, Kopiervorlagen, Schüler- 
arbeitsblätter. 


© Bei Bestellung möglichst präzise 
thematischen oder Länderschwer- 
punkt sowie Fach und Klassenstufe 
angeben, 


© Zur eigenen Orientierung: „Päda- 
gogik-Handbuch Dritte Welt“ (400 
Titelbesprechungen), DM 5,— + 
Porto (Bezug über uns). 

© Bestelladresse: Arbeitskreis Dritte 
Welt, Entwicklungspädagogisches 
Intormationszentrum, Lederstr. 34, 
7410 Reutlingen, Tel. 07121/ 
17376 


Der Reader enthält Reden und Beiträge des 
"Entwicklungspolitischen Symposiums”, das von 
terre des hommes und anderen nichtstaatlichen 
Hilfswerken im Januar 1985 in Köln veranstaltet 
wurde. 

Die hier vorgelegten Ergebnisse des mitnamhaf- 
ten in- und ausländischen Experten besetzten 
Symposiums sollen ein Anstoß dazu sein, daß in 
der weiteren Diskussion über Mittelamerika trotz 
der klaren politischen Konfrontationslinien das 
eigentliche Feld dieser Auseinandersetzung, die 
Entwicklungspolitik, nicht aus dem Auge ver- 
loren geht. 


Der Reader kannbeiterre des hommes bezogen 
werden. Spendenerwartung: DM 7,50 


terre des hommes 


Postf. 4126 : 4500 Osnabrück - Tel. (0541) 71010 
Spendenkonto 700 


Bank für Gemeinwirtschaft Osnabrück 


Cada sermana toca @ 
nforrmacıon Latinoamerıcana 
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NOTICIERO an 
LATINOAMERICANO 

es un perlödico semanal 
de eirculaci6n europea. Un 
completo panorama de la 
actualidad noticiosa tanto 
proveniente del continente 
como originada en Europa. 
Suserfbase 0 adqui&ralo en 
las principales librerfas y 
kioskos especlallzados,- 


PRECIO: DM 1,50. - 


Redacci6n, publicidad y abonos: Gonza- 
lo Ramirez, Kath.-Eberhard-Str.6, 8013 
HAAR-Tel:(089)4603906; y Hector Ba- 
rrientos,Ludwigkirchstr.9-A,BERLIN 15 
Te1:{030)8819262 


